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Vorwort. 


In den Erörterungen über die deutſche Polenpolitik nimmt 
das Sprachenrecht einen immer breiteren Raum ein. Es handelte 
fich in der letzten Seit namentlich um dreierlei: um die Unter: 
richtsſprache, die Sprache der politiſchen Verſammlungen 
und die Sprache der Poſtadreſſen. 

Ueber diefe drei Punkte hat Herr Geheimer Juſtizrat 
Dr. Horn, Profeſſor an der Univerſität Bonn, eine Denkſchrift 
verfaßt, die im Oktober vorigen Jahres unter dem Titel „Die 
deutſche Staatsſprache“ im „Verwaltungsarchiv“ abgedruckt worden 
ift. Seine Ausführungen wurden von der deutſch- nationalen 
Preſſe freudig begrüßt. Mehrere der von ihm gewonnenen 
Reſultate fanden jedoch an maßgebenden Stellen keinen vollen 
Beifall, und es erhoben ſich Sweifel an der Richtigkeit ſeiner 
Beweisführung. 

Unter dieſen Umſtänden erſuchte mich der Deutſche Oft- 
markenverein, in Bezug auf die Sprache der politiſchen Ver- 
ſammlungen und die Sprache der Poſtadreſſen die Rechtslage 
meinerſeits zu unterſuchen und je ein beſonderes Gutachten dar— 
über auszuarbeiten. Nachdem ich jetzt die neuſten Ereigniſſe 
und die Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes vom 7. Mai 
über die Interpellation Faltin noch berückſichtigt habe, übergebe 
ich, einem mehrfach an mich herangetretenen Wunſche folgend, 
diefe beiden Gutachten hiermit der Oeffentlichkeit. Ich hoffe, 
daß durch die rein ſachliche und wiſſenſchaftliche Erörterung die 
Diskuſſion in ruhigere Bahnen gelenkt und ſo eine Klärung der 
Anſichten herbeigeführt wird. Die hier behandelten ſprachen— 
rechtlichen Fragen haben nicht nur in Preußen, ſondern auch in 
andern Staaten die Behörden und die öffentliche Meinung be— 
ſchäftigt; deshalb glaube ich, daß die Gutachten auch über die 
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Grenzen des preußiſchen Staates hinaus von Intereſſe fein 
werden, zumal darin auch auf die öſterreichiſche und die ſächſiſche 
Praxis eingegangen iſt. 

In beiden Fällen habe ich zunächſt unterſucht, wie die 
betreffenden Verhältniſſe durch das jetzt geltende Recht geordnet 
werden. Ich habe dann weiter auseinandergeſetzt, wie in beiden 
Fällen der heutige Rechtszuſtand unbefriedigend und mangel 
haft iſt, und daß nicht nur im Intereſſe der deutſchen Sprache 
und der deutſchen Nationalität, die in unſerem Staatsweſen die 
herrſchenden fein müſſen, ſondern ſchon aus rein praftifchen 
Gründen eine baldige Aenderung des geltenden Rechts dringend 
geboten iſt. 

Es ift heute nicht erforderlich, die öffentliche Aufmerffam- 
keit auf die ſprachenrechtlichen Derhältnifje in den Oſtmarken 
noch beſonders hinzulenken. Die polniſchen Politiker ſorgen ſchon 
ſelbſt dafür. Das Hauptorgan der polniſchen Volkspartei, die 
in Graudenz erſcheinende „Gazeta Grudzionska“, iſt ſogar mit 
einem vollſtändigen ſprachlich nationalen Programm hervorgetreten, 
das an dieſer Stelle wiedergegeben zu werden verdient. Die er— 
wähnte Seitung ſchrieb Mitte April d. J.: 

„Wir verlangen, daß es uns freifteht, unter der preußiſchen 
Regierung Polen zu ſein und unſer Polentum und unſere 
polniſche Litteratur zu pflegen. Zu dieſem Sweck fordern 
wir von der Regierung, daß unſere polniſche Sprache 
auf allen Behörden, wie auch im ganzen bürger— 
lichen Leben zum mindeſten gleichberechtigt wird. 
In den Volksſchulen müſſen unſere Kinder anfangs nur 
auf polniſch unterrichtet werden und nachher müſſen ſie ſo 
gut wie möglich in der deutſchen Sprache ausgebildet 
werden. Auf allen Behörden muß der Pole die polniſche 
Sprache gebrauchen dürfen, ſei es ſchriftlich oder mündlich. 
In den polniſchen Landesteilen müſſen die Beamten ge— 
borene Polen fein, mindeſtens aber die polnische Sprache 
fließend beherrſchen. Alle polniſchen Landesteile, alſo 
Schleſien, Poſen, Weſtpreußen, Maſuren und Ermland 
müſſen zu einem Ganzen unter der Verwaltung eines be— 
ſonderen königlichen Statthalters mit einem beſon— 
deren Landtag vereinigt werden. Außerdem muß in Berlin 
ein beſonderer Miniſter für polniſche Angelegen— 
heiten ſein. Dieſer Statthalter und dieſer Miniſter müſſen 
die polniſche Sprache zum mindeſten genau kennen. Natür- 

lich müſſen alle gegen die Polen erlafjenen Ausnahmegeſetze 
und Verordnungen aufgehoben und ein Geſetz erlaſſen 
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werden, das den Beamten und Behörden bei ſtrengen 
Strafen jegliche Bedrückung und Verfolgung der polniſchen 
Nationalität verbietet.“ 

Dieſes Programm wird ergänzt durch eine Rede, die Fürſt 
Ferdinand Radziwill am 7. Mai d. J. im Berrenhaufe hielt. 
Er führte bewegliche Klage darüber, daß in den öſtlichen Landes- 
teilen auf den Schulen das ganze polniſche Geiſtesleben, polniſche 
Sprache und Litteratur völlig ignoriert würden. Er verlangte 
weiter, daß die polniſche Jugend auch in der polniſchen Ge- 
ſchichte unterwieſen werde. Man könne doch nicht verlangen, 
daß die polniſche Jugend ſich ohne weiteres in eine ſpezifiſch 
deutſche geiſtige Atmoſphäre hineinverſetze. 

So lange der preußiſche Staat und das Deutſche Reich auf- 
recht ſtehen, müſſen fte im Intereſſe ihrer Selbſterhaltung ſolchen 
Beſtrebungen, die ihre Kraft und Einheit bedrohen, Widerſtand 
leiſten. Doch befürchte ich nicht, daß die Polen auf jprachlich- 
nationalem Gebiet ihre Wünſche jemals erfüllt ſehen werden. 
Sie werden gerade das Gegenteil von dem erreichen, was ſie 
bezwecken. Die Folge ihrer Agitationen kann nur ſein, daß 
unſer noch unentwickeltes und unvollkommenes ſprach— 
lich⸗nationales Recht weiter ausgebaut und der deutſche 
Charakter unſeres geſamten öffentlichen Lebens recht— 
lich feſtgelegt wird. Nur allzulange haben wir es verſäumt, 
für die deutſche Sprache durch die Beſtimmungen unſeres Rechts 
die nötigen Schutzwehren und Bollwerke aufzurichten. Bier bietet 
ſich für die Geſetzgebung eine Aufgabe, deren Wichtigkeit nicht 
hoch genug angefchlagen werden kann. Auf deutſchem Boden 
darf nur eine Nationalität dem geſamten öffentlichen Leben ihr 
Gepräge aufdrücken: die deutſche. Mit dieſer Notwendigkeit 
werden unſere polniſch redenden Mitbürger ſich abfinden müſſen. 


Friedenau bei Berlin, im Juni 1902. 


Bans Paalzow. 
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Der Gebrauch der polnischen Sprache 
in politifchen Derfammlungen. 


Geſchichtliche Einleitung. 


Am 21. März 1876 gelangte im preußiſchen Abgeordneten- 
hauſe eine Interpellation des Abgeordneten v. Lyskowski 
zur Verhandlung. Er führte darüber Beſchwerde, daß in 
einer Reihe von Fällen Volksverſammlungen deshalb ver: 
boten und aufgelöſt ſeien, weil dem Verlangen der Polizei, 
daß in deutſcher Sprache verhandelt werde, nicht entſprochen 
wurde, und erblickte hierin eine Verletzung der Vereins- und 
Verſammlungsfreiheit. Der Miniſter des Innern v. Eulen- 
burg gab zu, daß weder die Verfaſſungsurkunde, noch das 
Vereinsgeſetz die ausdrückliche Beſtimmung enthalte, daß Reden 
in politiſchen Verſammlungen nur in deutſcher Sprache ge 
halten werden follen. Er meinte jedoch, das Ueberwachungs— 
recht der Behörde dürfe nicht dadurch illuſoriſch gemacht 
werden, daß die Verhandlung in einer Sprache erfolge, deren 
die Beamten nicht mächtig ſeien. Der preußiſche Staat habe 
nun aber keinerlei Verpflichtung, feine Beamten polniſch 
lernen zu laffen. Wenn der Staat eine derartige Ueber- 
wachungsbefugnis habe, fo dürfe die Ausübung des Der- 
ſammlungsrechts nicht in einer Weiſe geſtattet werden, die 
jene Befugnis illuſoriſch mache. Das Verfahren der Re- 
gierung ſei nicht contra legem, ſondern praeter legem; in- 
dem ſie das Geſetz durch die Praxis ſuppliere, handele ſie im 
Intereſſe des Staates, ohne ungeſetzlich zu verfahren. Der 
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Miniſter riet den Polen, fih für ihre Volksverſammlungen 
irgend einen Bezirk auszuſuchen, in dem ein polniſch fprechen- 
der Polizeibeamter der Verſammlung beiwohnen könne. Wenn 
das Haus einen Beſchluß faſſen wolle, der ſeiner Auffaſſung 
entgegen ſei, ſo werde er dahin wirken, daß eine Geſetzes— 
vorlage gemacht würde, wonach das Abhalten polniſcher Der- 
ſammlungen inhibiert werden könne. 

In demſelben Jahre kam das Oberverwaltungs— 
gericht in die Lage, die Frage zu entſcheiden, ob eine po— 
litiſche Verſammlung aus dem Grunde aufgelöſt werden 
dürfe, weil die Verhandlungen in einer andern als der deutſchen 
Sprache ſtattfinden. Der Gerichtshof verneinte dieſe Frage in 
dem Urteil vom 26. September 1876 (Entſcheidungen Bd. J, 
S. 547), reprobierte alſo die entgegenſtehende Anſicht des 
Miniſters des Innern. Die Entſcheidung wurde von dem 
I. Senat gefällt, dem außer dem Chefpräſidenten Perſius 
auch der Profeſſor Gneiſt angehörte. Später iſt behauptet 
worden (von dem Abgeordneten Motty in der Sitzung des 
Abgeorönetenhaufes vom 9. Januar 1897), daß jenes Urteil 
vornehmlich dem Einfluß von Gneiſt und ſeinen überzeugen— 
den Gründen zuzuſchreiben ſei; doch möchte ich dieſe Angabe 
für nicht ganz zuverläſſig halten. Jedenfalls war Gneiſt 
weder Referent in dieſer Sache, noch hat er das Urteil verfaßt. 

Die Begründung des Urteils iſt ein Muſter von Klarheit 
und gründlicher Erörterung der rechtlichen Geſichtspunkte. 
Es handelte ſich um folgenden Fall. 

Im Ureiſe Preußiſch-Stargard fand eine Verſammlung 
polniſch ſprechender Katholiken ſtatt. Der Amtsvorſteher ver— 
langte, daß in deutſcher Sprache verhandelt würde, und löfte, 
als dies nicht geſchah, die Verſammlung auf. Während der 
Kreisausfhuß die hiergegen erhobene Klage zurückwies, er- 
klärte der Berufungsrichter die Auflöſung der Verſammlung 
für geſetzlich unzuläſſig, und das OGberverwaltungsgericht trat 
dieſer Auffaſſung bei. Es begründete eingehend die Anſicht, 
daß der Gebrauch einer fremden Sprache in politiſchen Ver- 
ſammlungen niemand verwehrt werden könne; es ſei Sache 
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der Polizei, die Verſammlungen durch ſolche Perſonen über- 
wachen zu laſſen, die der betreffenden Sprache mächtig ſeien. 

In Uebereinſtimmung mit dieſer Kechtsauffaſſung wurde 
in der folgenden Seit faſt durchweg verfahren. Erſt zwanzig 
Jahre ſpäter trat eine Aenderung der bisherigen Praris ein. 
Im Jahre 1896 gelangte der Miniſter des Innern v. d. Recke 
zu der Anſicht, daß das bisherige Verfahren nicht mehr fort- 
geſetzt werden könne, beſonders wegen der ſtarken Abwande— 
rung der Polen nach dem rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtrie— 
gebiet. Er wies die Regierungspräfidenten an, den Polizei- 
behörden die Auflöſung von politifchen Verſammlungen dann 
zur Pflicht zu machen, wenn der Gebrauch der fremden 
Sprache das Ueberwachungsrecht illuſoriſch mache. Infolge— 
deffen wurde eine Reihe von Verſammlungen aufgelöſt, unter 
anderm auch in Oberſchleſten. 

Mit Kückſicht darauf richtete der Abgeordnete Dr. Stephan 
am 14. Dezember 1896 an die Staatsregierung eine Jnter- 
pellation, die am 8. und 9. Januar 1897 zur Verhandlung 
kam. Don Intereſſe ift namentlich die Erwiderung des 
Miniſters. Er beſtritt, was in der Interpellation behauptet 
war, daß für die Auflöſung der Gebrauch einer andern 
Sprache als der deutſchen der Grund geweſen ſei. Es ſei der 
Verwaltung an ſich ganz gleichgiltig, ob in deutſcher oder 
polniſcher Sprache verhandelt würde; nur um eine wirk⸗ 
fame Ueberwachung der Verſammlungen fei es ihr zu 
tun, nicht darum, eine oder die andre Sprache zu fördern 
oder zu hindern. Das ſei aber ein Unding, wenn der über- 
wachende Beamte die Verhandlungsſprache nicht verſtehe. Die 
Polizei werde auch künftig fremoͤſprachliche Verſammlungen 
abhalten laſſen, ſoweit es ihr möglich ſei. Dies gelte aber 
ſelbſtverſtändlich nur von Gegenden, in denen neben der 
deutſchen noch eine andre als die deutſche Sprache als 
Volksſprache gebräuchlich fei, dergeſtalt, daß eine beträcht- 
liche Anzahl der Bevölkerung das Deutſche nicht verſtehe. 
Die Polizeibeamten könnten unmöglich zu Polyglotten aus- 
gebildet werden; man könne nicht verlangen, daß in Ober⸗ 


— 10 — 


ſchleſien der Polizeibeamte Mähriſch, Waſſerpolniſch und Hoch— 
polniſch verſtehe, und es könne nicht geduldet werden, daß 
Bergarbeiter in Weſtfalen, die vorher in belgiſchen Berg— 
werken gearbeitet haben, ſich etwa einfallen ließen, ihre Ver— 
ſammlungen in walloniſcher Sprache abzuhalten. 

Der Miniſter wies darauf hin, daß in einzelnen der zur 
Sprache gebrachten Fälle eine Entſcheidung des Gberverwal— 
tungsgerichts in Ausſicht ſtehe; dadurch würde eine rechtliche 
Klarftellung herbeigeführt werden. Wenn die dann feſtgeſtellten 
rechtlichen Grenzlinien mit den Staatsintereſſen und einer 
zielbewußten Verwaltung unverträglich ſeien, ſo werde die 
Regierung nicht zögern, auf dem Wege der Geſetzgebung 
Wandel zu ſchaffen. Auch von mehreren Abgeordneten wurde 
die Notwendigkeit betont, zu prüfen, ob das geltende Recht 
bereits als ausreichend anzuſehen ſei. à 

Der Abgeordnete Frhr. v. Hedlig und Neukirch unter- 
ſtützte die Anſicht des Miniſters. Er erkannte an, daß die 
Polizeibehörden verpflichtet ſeien, falls die fremde Sprache die 
Mutterſprache eines größeren Teils der Bevölkerung iſt, ſich 
tunlichſt mit Kräften zu verſehen, die dieſe Sprache verſtehen. 
Wenn aber die Polizei dieſe Pflicht nach Möglichkeit erfülle 
und trotzdem die Ueberwachung einer Verſammlung durch 
den Gebrauch einer fremden Sprache illuſoriſch werde, ſo ſei 
eine ſolche Verſammlung aufzulöfen. Jedenfalls feien aber 
die Grenzen des beſtehenden Rechts nicht in einer chikanöſen 
Weiſe auszudehnen, und wenn das jetzt geltende Recht nicht 
ausreiche, ſo müſſe man die Geſetzgebung anrufen, um dem 
Staate und ſeinen Organen die notwendigen Befugniſſe zu 
erteilen. 

Bald darauf befaßte fih das Oberverwaltungsgericht 
von neuem mit der Rechtsfrage. Die Entſcheidung fiel gegen 
die Anſicht des Miniſters aus: es iſt das Urteil des I. Senats 
vom 5. Oktober 1897 (Entſcheidungen Bd. 52, S. 396 ff.). 
Der Gerichtshof blieb bei den Gründen des oben erwähnten 
Urteils vom 26. September 1876 ſtehen. Wenn ſich auch die 
tatſächlichen Verhältniſſe feit der früheren Entſcheidung in 
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verſchiedener Richtung geändert hätten, ſo könne dies doch 
nicht eine andre Auslegung des vielleicht unzureichenden Ge— 
ſetzes rechtfertigen. Nur dann fei der Gebrauch einer fremden 
Sprache nicht zu dulden, wenn er geradezu in der Abſicht 
geſchehe, die Ueberwachung zu vereiteln und die Uus: 
übung dieſes ſtaatlichen Rechts zu verhindern. Eine ſolche 
Abſicht ſei aber im vorliegenden Falle nicht anzunehmen. 
Durch die hier aufgeſtellte Regel, daß dann wenigſtens, 
wenn die Abſicht vorliegt, durch den Gebrauch der fremden 
Sprache die Ueberwachung zu vereiteln, das Verbot der Der- 
ſammlung gerechtfertigt iſt, ſchien der Regierung ein Weg 
gewieſen zu ſein, auf dem in Sukunft der Gebrauch der pol— 
niſchen Sprache in politiſchen Verſammlungen ausgeſchloſſen 
werden konnte. Es lag nahe, daß die Polizeibehörden jetzt 
das Verbot polniſcher Verſammlungen damit begründeten, 
daß die polniſche Sprache nur in der doloſen Abſicht an— 
gewendet werden ſolle, die Ausübung des Ueberwachungsrechts 
dadurch unmöglich zu machen. Allein auch dieſer Weg führte 
nicht zum Jiel. Das zeigt das von dem I. Senat des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts am 21. November 1899 gefällte Urteil 
(Preuß. Derwaltungsblatt Bd. 21, S. 264). Eine Verſamm— 
lung polniſcher Arbeiter war mit dem Bemerken angemeldet 
worden, daß der Referent in polniſcher Sprache über die 
Arbeiterbewegung ſprechen werde. Die Polizei eröffnete dem 
Einberufer: „Der Gebrauch der polniſchen Sprache wird ver— 
boten, weil durch Anwendung dieſer Sprache nur die polizei— 
liche Ueberwachung vereitelt werden ſoll.“ Das Oberverwal— 
tungsgericht erklärte jedoch das Verbot für nicht gerechtfertigt. 
Wenn auch alle Perſonen, auf deren Teilnahme man ge— 
rechnet habe, der deutſchen Sprache mächtig ſeien, und wenn 
auch die Unternehmer der Verſammlung gewußt hätten, daß 
der Polizei keine zur Ueberwachung geeigneten Beamten zur 
Verfügung ſtanden, ſo ſei die Annahme eines Dolus deshalb 
doch noch nicht begründet. Der Grund für die beabſichtigte 
Anwendung der polniſchen Sprache könne geweſen ſein, daß 
die polniſche Sprache den Beteiligten geläufiger war, oder daß 


die polnifche Sprache als die Mutterfprache von ihnen bevor- 
zugt wurde. Vielleicht hätten die Unternehmer geglaubt, daß 
polnifche Reden von einem Teil der Verſammlung beſſer 
verftanden würden, daß fie mehr Anziehungskraft hätten 
und wirkungsvoller ſein würden. 

Obgleich das Gberverwaltungsgericht fih in dem Urteil 
vom 5. Oktober 1897 der von dem Miniſter vertretenen 
Auffaſſung nicht angeſchloſſen hatte, fo wurde doch eine Ab— 
änderung des beſtehenden Rechts durch die Geſetzgebung nicht 
verſucht. 

Gegen den Grundſatz des Gberverwaltungsgerichts äußerte 
ſich Profeſſor Horn in ſeinem Aufſatz über die deutſche 
Staatsfprache, der in Bd. 10 Heft 1 des „Verwaltungsarchivs“ 
von 1901 abgedruckt iſt. Er geht über die von dem Miniſter 
v. d. Rede entwickelte Anſicht noch weit hinaus. Nach ſeiner 
Meinung iſt die Sprache aller öffentlichen Verſammlungen 
ausſchließlich die deutſche, weil die deutſche Sprache die aus— 
ſchließliche Amtsſprache der überwachenden Polizeibeamten 
ift Die Gründe des Überverwaltungsgerichts hält er für 
unzureichend. Dieſelbe Anſicht mit einer ganz ähnlichen Be— 
gründung hatte ſchon im Jahre 1897 der Verwaltungs: 
gerichtsdirektor Blümke in Danzig öffentlich ausgeſprochen. 
Seine Kritif des Urteils v. 5. Oft. 1897 erſchien zuerſt in der 
„Deutſchen Zeitung“ vom 24. und 25. Dezember 1897 und 
ift in Nr. 12 der „Gſtmark“ von 1901 wieder abgedruckt. 

Mit Kückſicht auf die Ausführungen Sorns will die 
Staatsregierung die Frage jetzt nochmals zur Entſcheidung 
des Oberverwaltungsgerichts bringen. Wie die Kölnische 
Zeitung am 17. Februar 1902 mitteilte, find in einigen Be— 
zirken des Candkreiſes Bochum die Polizeibehörden angewieſen 
worden, politiſche Verſammlungen, in denen polniſch ge 
ſprochen wird, zu verbieten oder aufzulöſen. Eine Klage des 
polniſchen Vereins „Stanislaus“ in Herne ſchwebte damals 
beim Bezirksausſchuſſe. Auch in den öſtlichen Provinzen 
wurden in der letzten Zeit verſchiedene Derfammlungen wegen 
des Gebrauchs der polniſchen Sprache verboten oder aufgelöft. 
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Mehrere Klagen aus dieſen Landesteilen und aus Weſtfalen 
ſind jetzt bei dem Oberverwaltungsgericht anhängig und 
kommen nächſtens zur Verhandlung. 

Wiederum, wie in den Jahren 1876 und 1896, geht der 
Entſcheidung des höchſten Verwaltungsgerichtshofes eine Inter: 
pellation im Abgeordnetenhaufe voran. Nachdem fhon am 
25. Februar 1902 bei der Etatsberatung der Abgeordnete 
v. Glebocki die Auflöſung verſchiedener polniſcher Verſamm— 
lungen in Weſtpreußen zur Sprache gebracht hatte, beſchäftigte 
ſich das Haus am 7. Mai d. J. mit einer Interpellation 
des Abgeordneten Faltin, der darüber Beſchwerde führte, 
daß am 2. März in Rybnik in Gberſchleſien eine Verſamm— 
lung chriſtlicher Arbeiter, deren Mutter- und Umgangsſprache 
die polniſche fei, aufgelöſt worden fei, weil die Verhandlung 
in polniſcher Sprache geführt werden ſollte. Der Miniſter 
des Innern Frhr. v. Hammerſtein beantwortete die Jnter- 
pellation. Seine Rede war namentlich deshalb bemerfens- 
wert, weil er mehrere Rechtsgründe ins Feld führte, die in 
der bisherigen Diskuſſion wenig oder noch gar nicht verwertet 
worden ſind. Dieſelben Gründe werden vermutlich demnächſt 
bei der Verhandlung vor dem Gberverwaltungsgericht eine 
Rolle ſpielen. 

J. Im Jahre 1849 fei in der Sweiten Kammer der 
Autrag geſtellt worden, den nicht deutſch redenden Dolfs- 
ſtämmen des preußiſchen Staates ihre volkstümliche Entwid- 
lung, namentlich die Gleichberechtigung ihrer Sprachen, ſoweit 
deren Gebiete reichen, zu gewährleiſten. Dieſer Antrag ſei 
mit großer Mehrheit abgelehnt worden. Damit ſei ſchlagend 
bewieſen, daß es nicht richtig ſei, aus dem Schweigen der 
Verfaſſung über die Sprache zu folgern, daß die nicht deutſch 
ſprechenden Preußen ein beſonderes Recht auf ihre Sprache 
hätten. 

2. Es ſei zu unterſcheiden zwiſchen gemiſchtſprachigen 
Gebieten und deutſchſprachigen. Wenn in einer deutſch— 
ſprachigen Gegend, in der nur durch Zufall polniſch ſprechende 
Preußen ſich aufhalten, in einer Verſammlung polniſch ver- 


handelt wird, obgleich alle Mitglieder der deutſchen Sprache 
vollftändig mächtig find, fo ſei die Abſicht zu vermuten, daß 
durch den Gebrauch der fremden Sprache das Ueberwachungs— 
recht der Polizei vereitelt werden ſolle. 

3. In den gemiſchtſprachigen Gebieten liege die Sache 
verſchieden, je nachdem die politiſchen Verſammlungen, die 
dem Ueberwachungsrecht unterliegen, private oder öffentliche 
ſeien. Es entſpreche der Natur der Sache, daß in privaten 
Derfammlungen die Anweſenden ſprechen dürften, wie es 
ihnen mundgerecht ſei, und daß da die Verwaltung ſich auch 
danach richten müſſe, daß ſie geeignete Organe habe, um die 
Ueberwachung tatſächlich ausüben zu können. Anders ſtehe 
es dagegen mit den öffentlichen Verſammlungen. In dieſen 
dürfe nur die deutſche Sprache gebraucht werden. Denn durch 
den Gebrauch einer fremden Sprache werde der großen Mehr— 
zahl der deutſchſprechenden Preußen ihr Verſammlungsrecht, 
das ihnen durch die Derfafjung gewährleiſtet fei, verkümmert; 
ſie würden dadurch mundtot gemacht und verhindert, zu der 
Cöſung der Frage, die zur Erörterung geſtellt fei, auch ihr 
Scherflein beizutragen. — 

Die Frage nach der Berechtigung der polniſchen Ver— 
ſammlungsſprache hat auch im Königreih Sachſen die Be- 
hörden beſchäftigt. Eine öffentliche Verſammlung des pol- 
niſchen Arbeitervereins „Bratnia Pomoc“ war verboten 
worden, weil die Verhandlung in polniſcher Sprache ſtatt— 
finden ſollte. Die Ureishauptmannſchaft Leipzig hatte das 
Verbot beſtätigt. Der Miniſter des Innern billigte durch 
Verfügung vom 23. März 1899 (abgedruckt in Fiſcher's Seit- 
ſchrift für Geſetzgebung und Verwaltung für das Königreich 
Sachſen Bd. 20 S. 354) die Entſcheidung der Kreishaupt- 
mannſchaft, die übrigens auch endgiltig war. Die Verfügung 
des Miniſters enthält folgende Ausführungen: 

„Wie es ſchon im allgemeinen dem Sinn und dem 
Zweck des Geſetzes, das Vereins- und Verſammlungs— 
recht betreffend vom 22. November 1850 entſpricht, daß 
in Verſammlungen, in denen öffentliche Angelegenheiten 
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erörtert werden follen, die Verhandlungen in einer den 

Beauftragten der Polizeibehörden verſtändlichen Sprache 

geführt werden, fo kann auch dem in Rede ſtehenden 

Verein, deſſen Sweck ſich auf öffentliche Angelegenheiten 

bezieht, und welcher deshalb dem genannten Geſetze 

unterſtellt worden iſt, nicht das Recht zugeſtanden werden, 
zu verlangen, daß in den öffentlichen Verſammlungen, 
welche er zu veranſtalten pflegt, in polniſcher Sprache 
verhandelt werde, und daß deshalb die Polizeibehörde 
die Verpflichtung habe, für das Dorhandenfein von 

Beamten zu ſorgen, welche der polniſchen Sprache 

mächtig und deshalb fähig ſind, jene Verſammlungen 

überwachen zu können. Stand zwar zeither dem Polizei— 
amt ein der polniſchen Sprache kundiger Beamter zur 

Verfügung, ſo kann jedenfalls aus dieſem zufälligen 

Umſtand ſchon der Konfequenzen wegen eine diesfallfige 

Verpflichtung der Behörde nicht abgeleitet werden.“ 

Auf dieſem Standpunkt ift das Sächſiſche Miniſterium 
des Innern auch ſpäter verblieben. Die Dresdener Seitung 
berichtete am 6. September 1901 über eine Verfügung des 
Miniſters, in der es heißt, daß in öffentlichen Verſamm— 
lungen, wie bereits mehrfach ausgeſprochen, der Gebrauch 
fremder Sprachen unzuläſſig ſei. Ueberdies biete der Ge— 
brauch der polniſchen Sprache den Rednern leichtere Gelegen- 
heit zu aufreizenden und gehäſſigen Angriffen gegen die öffent— 
liche Ordnung. 

Auch die öſterreichiſche Rechtſprechung kann zur Ver— 
gleichung herangezogen werden. Dies iſt darum unbedenklich, 
weil das öſterreichiſche Verſammlungsrecht in der hier in 
Rede ſtehenden Beziehung mit dem preußiſchen ungefähr 
übereinſtimmt. Nach § 12 des öſterreichiſchen Geſetzes über 
das Verſammlungsrecht vom 15. November 1867 ſteht es 
der Behörde frei, zu jeder politiſchen Verſammlung einen 
Abgeordneten zu entſenden, der nach § 15 ebenda die Per- 
ſammlung aufzulöfen hat, wenn fih in ihr gefeßwidrige 
Vorgänge ereignen oder wenn fie einen die öffentliche Ord- 
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nung bedrohenden Charakter annimmt. Nach einem Urteil 
des öſterreichiſchen Reichsgerichts vom 12. Januar 1894 
(Sammlung von Hye v. Glunek-Hugelmann Bd. 10, S. 102, 
Nr. 655) muß nun die Verhandlungsſprache einer Dolfs- 
verſammlung eine ſolche Sprache ſein, welche für die mit der 
Ausübung des ſtaatlichen Aufſichtsrechts betraute Behörde 
erſter Inſtanz im Verkehr mit den Parteien die geſetzliche 
Amtsſprache iſt. Dieſe Entſcheidung wird folgendermaßen 
begründet: 
„Damit der Regierungsabgeordnete dieſer Vorſchrift 
(des § 15) nachkommen könne, ift es unumgänglich 
notwendig, daß er die Sprache, in welcher die Der- 
handlungen in der Volksverſammlung ſtattfinden, auch 
verſtehe. Hieraus folgt aber, daß die Verhandlungen 
in einer Sprache ftattfinden müſſen, deren Kenntnis von 
den Beamten, welche als Regierungsabgeordnete ent- 
ſendet werden können, nach den beſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften gefordert werden kann, nämlich in jener 
Sprache, welche im Verkehr mit den Parteien die geſetz— 
liche Amtsſprache der mit der Ausübung des ſtaat— 
lichen Aufſichtsrechts betrauten Behörde erſter Inſtanz iſt.“ 
In ähnlicher Weiſe hat das Urteil desſelben Gerichts— 
hofes vom 11. Januar 1894 (in demſelben Bande S. 96 
Nr. 651) den Grundſatz aufgeftellt, daß die in dem Vereins- 
ſtatut feſtgeſetzte Geſchäftsſprache eines Vereins dann als eine 
gefeß- und rechtswidrige Einrichtung im Sinne von § 6 des 
öfterreichifchen Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867 fih 
darſtelle, wenn dieſe Sprache nicht die geſetzliche Amtsſprache 
der Vereinsbehörde erſter Inſtanz im Verkehr mit den Par- 
teien iſt. Dieſe Entſcheidung iſt in ähnlicher Weiſe begründet 
wie die ſoeben angeführte. Es ſeien hier folgende Sätze 
daraus angeführt: 
„Dieſes Recht und diefe Pflicht der Beaufſichtigung 
der Vereinstätigkeit würde aber unmöglich gemacht 
werden, wenn Vereine fih ſtatutenmäßig einer Geſchäfts— 
ſprache bedienen dürften, deren Uenntnis von den Funk— 


1e — 


tionären der Aufſichtsbehörde geſetzlich nicht verlangt 

werden kann, d. h. welche nicht geſetzliche Amtsſprache 

im Verkehr mit den Parteien der Vereinsbehörde erſter 

Inſtanz iſt. Da nun nach § 22 der Statuten des be— 

ſchwerdeführenden Vereins die Geſchäftsſprache desſelben, 

alfo insbeſondere auch die Sprache ſolcher Vereins— 
verſammlungen, welche geſetzlich der Aufſicht der Der- 
einsbehörde unterliegen, die ſloveniſche ſein ſoll, da aber 
die geſetzliche Amtsſprache der mit dieſer Ueberwachung 
befaßten Vereinsbehörde erſter Inſtanz am Sitze des 

Vereins die ſloveniſche nicht ift, fo erſcheint nach obigem 

die Einrichtung des Vereins als geſetz- und rechtswidrig 

im Sinne des $ 6 des Vereinsgeſetzes.“ 

Bemerkt fei ſchließlich noch, daß im Generalgouverne— 
ment Warſchau, dem ſogenannten Weichſelgebiet, alle pol— 
niſchen Vereine vor einiger Zeit den Befehl erhalten haben, 
ſich künftig bei öffentlichen Verhandlungen ausſchließlich der 
ruſſiſchen Sprache zu bedienen. 


Grundſätze des ſprachlich-nationalen Rechts. 


Die Frage nach der Verhandlungsſprache der politiſchen 
Derfammlungen gehört dem Gebiet des ſprachlich-mationalen 
Rechtes an. Während in national ſtark gemiſchten Staaten, 
wie namentlich in Geſterreich, das ſprachliche Recht eine große 
Mannigfaltigkeit der Bildungen aufweiſt, bei der trotz der 
verſchiedenen, zur Geltung gelangten Prinzipien im Laufe der 
Seit doch eine Reihe von feſtſtehenden Grundbegriffen fich 
entwickelt hat, iſt das Sprachenrecht in Deutſchland und auch 
ſpeziell in Preußen noch in den erſten Anfängen. In bezug 
auf das Verſammlungsrecht fehlt es an allen und jeden 
ſprachenrechtlichen Beſtimmungen. 

Ueber das öſterreichiſche Sprachenrecht, ſeine Geſchichte 
und ſeinen rechtlichen Inhalt, gibt es ein vortreffliches Buch 
des Wiener Privatdozenten v. Herrnritt: „Nationalität und 
Recht, dargeſtellt nach der öſterreichiſchen und ausländiſchen 
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Geſetzgebung. Wien 1899.“ Es iſt ein ficherer Führer auf 
dieſem mit dichtem Geſtrüpp bewachſenen Boden. Der Der- 
faſſer zeigt, wie das fprachliche Recht mit dem Wechſel der 
politiſchen Anſchauungen ſich geändert hat, und wie in dem 
heutigen Recht die verſchiedenartigſten Prinzipien ſich durch— 
kreuzen: die deutfch-zentraliftifche Richtung, die im Inter— 
eſſe der Staatseinheit die deutſche Sprache begünſtigt; die 
hiſtoriſch-nationale Richtung, die die Ausgeſtaltung des 
nationalen Lebens auf Grundlage der hiſtoriſchen Beſtand— 
teile erſtrebt, aus denen der Staat entſtanden iſt; die ethniſch— 
nationale Richtung, die von jeder geſchichtlichen Ueber— 
lieferung abſieht und jeden Volksſtamm ohne Rüdficht auf 
ſeine Größe und ſeine kulturelle Bedeutung zum Träger 
nationaler Rechte machen will. Dieſe letztere Richtung hat 
ihre Forderungen in der öſterreichiſchen Verfaſſung von 1867 
durchgeſetzt; danach ſind alle Volksſtämme des Staates gleich— 
berechtigt, und jeder Volksſtamm hat ein unverletzliches Recht 
auf Wahrung und Pflege ſeiner Nationalität und Sprache. 

Die rechtlichen Bedingungen für die Geltendmachung 
ſprachlich-nationaler Befugniſſe können fih entweder nach dem 
perſönlichen Moment der Stammesangehörigkeit oder nach 
dem territorialen des Wohnſitzes der einzelnen Volksſtämme 
richten. So entſtehen die Gegenſätze der Stammesſprache 
und der Mutterſprache einerſeits und der Landesſprache 
und der landesüblichen Sprache andererſeits. Landes— 
ſprache und landesübliche Sprache find in Oeſterreich ver- 
ſchiedene Begriffe. Landesſprache iſt die Sprache eines ein 
Sand bewohnenden Volksſtammes, alfo die Stammesſprache 
mit Kückſicht auf den Wohnſitz des Volksſtammes im Lande. 
Sänder, in denen mehrere Volksſtämme wohnen, haben mehrere 
Landesſprachen. Unter der landesüblichen Sprache wird da— 
gegen eine Sprache verſtanden, die, wenn auch nicht im ganzen 
Lande, ſo doch in einzelnen Bezirken oder Orten desſelben in 
Uebung ſteht. Hier wird von dem ethniſchen Suſammen— 
hange ganz abgeſehen. In Preußen würde nach dieſer Ter— 
minologie die polniſche Sprache in der Provinz Poſen eine 


der Landesſprachen fein, in Dortmund und Gelſenkirchen 
dagegen nur eine landesübliche Sprache. 

Es bedarf keiner Ausführung, daß unſer ſprachlich— 
nationales Recht auf andern Grundlagen ruht und ruhen 
muß als das öſterreichiſche. Was die konkrete Ausbildung 
des Nationalitätsrechts betrifft, fo unterſcheidet Herrnritt 
(a. a. O. S. 8 ff.) für die wiſſenſchaftliche Betrachtung zwiſchen 
national einheitlichen und national gemiſchten Staa- 
ten; bei den letzteren hält er wieder Staaten mit einer 
Hauptnation und die eigentlichen Nationalitätenſtaaten 
aus einander. Der national einheitliche Staat iſt die 
politiſch organiſierte Nation. Etwa eingeſtreuten fremdnatio— 
nalen Elementen wird es nur ſelten gelingen, die Anerkennung 
ihres nationalen Sonderintereſſes gegenüber der nationalen 
Rechtsentwickelung des Staatenvolkes durchzuſetzen. Der na- 
tionale Staat würde feinen Daſeinsbedingungen zuwiderhandeln, 
wenn er derartige Sonderbeſtrebungen fördern wollte. Viel— 
mehr verlangt hier die Staatsidee eine allmähliche Aſſi— 
milierung der fremden Beſtandteile an das eigene nationale 
Leben. 

Das andere Extrem ift der Nationalitäten ſtaat. Hier 
ſtehen ſich die einzelnen Nationen gleichberechtigt oder doch 
nahezu gleichberechtigt gegenüber. Der Staat erkennt die 
einzelnen nationalen Gruppen als ſolche an und übernimmt 
die Verpflichtung, ihre nationalen Eigentümlichkeiten, beſonders 
ihre Sprache, zu ſchützen und zu pflegen. 

Die Staaten mit einer Hauptnation gehören zwar 
zu den national gemiſchten; doch ſind ſie in ihrer Eigenart 
und Tendenz mehr dem national einheitlichen Staat verwandt, 
als dem Vationalitätenſtaat. Häufig find fie aus national 
einheitlichen Staaten hervorgegangen, denen infolge eines 
Cändererwerbes oder einer Einwanderung fremdnationale 
Elemente hinzugetreten ſind. 

Da auch das heutige Preußen in diefe Kategorie fällt, 
fo fei es mir geſtattet, die treffenden Ausführungen Herrn- 
ritts über die Entwicklung des ſprachlichen Rechts in den 
29% 
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Staaten mit einer Hauptnation wörtlich zu zitieren (a. a. O. 
SEO): 

„Auch hier ſtrebt die hiftorifche Ueberlieferung oder 
die politiſche Lage des Staatsweſens dahin, zunächſt nur 
das Leben der herrſchenden nationalen Gruppe zu 
fördern. Dieſe behauptet eben dadurch ihre Herrſchaft, 
daß ſie dem geſamten Staatsleben den Stempel ihrer 
nationalen Kultur aufprägt. Dadurch kommt aber in 
die Staatsverwaltung gewiſſermaßen ein feindlicher Zug. 
Im Gegenſatze zur Gleichgiltigkeit des Nationalſtaates 
gegenüber den in ihm vorhandenen Splittern fremder 
Nationen, die ja das eigene nationale Leben nicht zu 
beeinträchtigen vermögen, empfindet hier das Staats— 
weſen das Hervortreten der anderen nationalen Gruppen 
neben der Hauptnation als eine Störung ſeiner Entwick— 
lung. Daher das Streben, die kulturelle Kraft der natio— 
nalen Minderheiten möglichft in Schranken zu halten, 
das nationale Leben derſelben gewißermaßen auf das 
unbedingt notwendige Mindeſtmaß einzudämmen. 
Die Anerkennung des nationalen Sonderlebens der 
Minderheit wird häufig nicht über das hinausgehen, 
was der Verkehr des Staates mit den Angehörigen der— 
ſelben unbedingt erheiſcht, oder was die Aſſimilierung 
an die herrſchende Nation vorzubereiten vermag.“ 

Als ein typifches Beiſpiel für das Verhalten der Re- 
gierung in Staaten mit einer Hauptnation führt Herrnritt 
(Anm. 7) eine Stelle aus der Denkſchrift des Oberpräſidenten 
v. $lottwell vom 15. März 1841 an. Es ift der Anfang 
jener bekannten Denkſchrift, in der der preußiſche Staats- 
mann die Grundſätze entwickelt, die ihn bei feiner Thätigkeit 
in der Provinz Poſen geleitet haben. v. Flottwell ſchreibt: 

„Während meiner Wirkſamkeit .... habe ich die 
der Verwaltung dieſer Provinz geſtellte Aufgabe dahin 
verſtehen zu müſſen geglaubt, ihre innige Verbindung 
mit dem preußiſchen Staate dadurch zu fördern und zu 
befeſtigen, daß die ihr eigentümlichen Regungen, 


Gewohnheiten und Neigungen, die einer ſolchen 
Verbindung widerſtreben, allmählich beſeitigt 
und daß dagegen die Elemente des deutſchen Lebens in 
ſeinen materiellen und geiſtigen Beziehungen immer mehr 
in ihr verbreitet werden. Jede äußere Annäherung 
fördert unbewußt und ſogar wider den Willen die 
innere Derfchmelzung der beiden Nationalitäten; die 
gänzliche Vereinigung derſelben als der Schluß 
dieſer Aufgabe kann nur durch das entſchiedene Her- 
vortreten deutſcher Kultur erlangt werden.“ 

Im Gegenſatz zu dem öſterreichiſchen Sprachenrecht iſt 
das preußiſche wenig entwickelt. Das von dem Staatsmini— 
ſterium erlaſſene Regulativ vom 14. April 1852 (v. Uamptz 
Annalen 1832, S. 351), welches die ſprachlichen Verhältniſſe 
in der Provinz Poſen regelte, iſt nicht mehr in Geltung. 
Nur über die Gerichtsſprache und über die Geſchäftsſprache 
der Behörden ſind gegenwärtig Vorſchriften vorhanden. Es 
iſt daher nur allzu begreiflich, daß auf den übrigen Gebieten 
des öffentlichen Rechts bei dem Fehlen ausdrücklicher Be— 
ſtimmungen über den Inhalt des Sprachenrechts die Mei— 
nungen weit auseinandergehen, und daß auch die für das 
Sprachenrecht maßgebenden rechtlichen Grundprinzipien den 
meiſten preußiſchen Juriſten nicht geläufig ſind. 

Wenn auch das öſterreichiſche Sprachenrecht von dem 
unſrigen grundverſchieden ift, fo ift es doch unbedenklich, die 
Terminologie, die fih in Geſterreich herausgebildet hat, auf 
die preußiſchen Derhältniffe anzuwenden. Die Ausführungen 
können dadurch nur an Klarheit und Präziſion gewinnen. 


Das geltende Redt. 
1. Verſammlungsrecht. 


Nach Art. 29 der preußiſchen Verfaſſung find alle Preußen 
berechtigt, ſich ohne obrigkeitliche Erlaubnis friedlich und ohne 
Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſammeln; dieſes Recht 
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ift durch das Vereinsgeſetz vom JJ. März 1850 näher geregelt. 
Die politiſchen Verſammlungen ſind gewiſſen beſonderen Vor— 
ſchriften unterworfen. 

Das Verſammlungsrecht gehört auch nach preußiſchem 
Recht zu den ſogenannten Grundrechten. Ueber den Cha— 
rakter der Grundrechte beſteht Meinungsverſchiedenheit. Die 
verſchiedenen Anſichten werden von Dantſcher v. Kollesberg 
(Die politiſchen Rechte der Untertanen, Wien 1888 ff., Lief. 2 
1894, S. 106) aufgeführt. Was das Derfammlungs- und 
Vereinsrecht betrifft, ſo geht die Meinung verſchiedener 
Schriftſteller dahin, daß es fih als ein fubjeftiv-öffentliches 
Freiheitsrecht darſtellt. Andere halten es nicht für ein be— 
ſonderes Recht, ſondern für einen Ausfluß der allgemeinen 
natürlichen Freiheit. Dieſe Frage iſt jedoch für die vorliegende 
Unterſuchung nicht von Bedeutung und kann auf ſich be— 
ruhen bleiben; denn daß nach preußiſchem Recht das Der- 
ſammlungsrecht eine ſubjektive Berechtigung verleiht, die 
durch die Verwaltungsgerichte geſchützt wird, iſt unbeſtritten. 

Ueber die Sprache, in der die Verſammlungen verhandeln, 
fehlt es, wie ſchon oben geſagt wurde, an allen und jeden 
ausdrücklichen Beſtimmungen. 

Der Miniſter des Innern v. d. Rede war in der Der- 
handlung über die Interpellation Stephan im Jahre 1897 
der Anſicht, daß mangels einer Vorſchrift über die Sprache 
der Verſammlungen an ſich jede beliebige Sprache zugelaſſen 
werden müſſe. Als Beiſpiel führte er an, daß gelehrte Herren 
in lateiniſcher Sprache verhandeln könnten, und daß Berg— 
arbeiter, die früher in Belgien gearbeitet hätten, ſich der 
walloniſchen Sprache bedienen dürften. Dieſen Zuftand ab- 
ſoluter Sprachenfreiheit bezeichnete der Miniſter aber als un— 
haltbar und geeignet, das ftaatliche Ueberwachungsrecht illu— 
ſoriſch zu machen. Su einer konniventen Praxis gegenüber 
den Preußen fremder Zunge erklärte er ſich nur in der 
Richtung bereit, daß die Polizei, wenn es ihr möglich ſei, 
auch fremdfprachliche Verhandlungen abhalten laſſen werde, 
ſoweit fie in Gegenden ftattfänden, wo neben der deutſchen 
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noch eine andre Sprache als Volksſprache gang und gäbe fei. 
Dieſe letztere Beſchränkung bezeichnete der Miniſter als ſelbſt— 
verſtändlich. 

Nach der oben erwähnten Terminologie iſt der Stand— 
punkt des Miniſters dahin zu präziſieren: Die fremden Sprachen 
werden nur da berückſichtigt, wo ſie den Charakter einer 
Landesſprache haben, nicht aber, wo fie nur als landes— 
übliche Sprachen anzuſehen ſind. 

Auch der Abgeordnete Frhr. v. Seoͤlitz und Neukirch äußerte 
ſich in demſelben Sinne. Dieſelbe Anſicht wurde in dem Falle, 
den das OGberverwaltungsgericht am 5. Oktober 1897 zu 
entſcheiden hatte, von dem beklagten Regierungspräſidenten 
vertreten. Er führte aus, man dürfe von den Polizeibehörden 
höchſtens verlangen, daß ſie ſich in ihren Einrichtungen den 


Verhältniſſen des betreffenden Landesteils anpaßten und daß 


ſie, wenn die Verſammelten nur in einer fremden, in dem 
betreffenden Landesteil verbreiteten Sprache zu verhandeln 
vermöchten, Abgeordnete ſendeten, die dieſer Sprache mächtig 
ſeien. Abgeſehen hiervon ſeien die Abgeordneten der Polizei 
berechtigt, die Verſammlung wegen des Gebrauchs einer ihnen 
unbekannten Sprache aufzulöſen. 

Mit dem Standpunkt des Miniſters v. d. Recke ſtimmt 
der des jetzigen Miniſters des Innern Frhr. v. hammer— 
ſtein, wie er ihn bei der Interpellation Faltin am 7. Mai 
d. J. entwickelt hat, inſofern überein, als auch er zwiſchen 
deutſchſprachigen und gemiſchtſprachigen Gebieten einen Unter- 
ſchied machen will. Wenn in einer deutſchſprachigen 
Gegend eine polniſche Verſammlung ſtattfindet, obgleich alle 
Anweſenden der deutſchen Sprache mächtig ſind, ſo ſei ſtets 
zu vermuten, daß die Abſicht obwaltete, durch den Gebrauch 


der polniſchen Sprache die polizeiliche Ueberwachung unmög- 5 


lich zu machen. In den gemiſchtſprachigen Gebieten 
müſſe man unterſcheiden zwiſchen privaten und öffentlichen 
Derfammlungen. Für die privaten Verſammlungen herrſche 
Sprachenfreiheit; in den öffentlichen dürfe aber nur die 
deutſche Sprache gebraucht werden, weil ſonſt der großen 


Mehrzahl deutfch ſprechender Preußen ihr Verſammlungsrecht 
verkümmert werde. 

f Mit demſelben Recht könnte man verlangen, daß alle 
öffentlichen Verſammlungen in polniſcher Sprache ſtattfinden, 
weil ſonſt das Verſammlungsrecht der polniſch ſprechenden 
Preußen Einbuße erleide. Denn es wird ſich ſchwerlich be— 
weiſen laffen, daß das Verſammlungsrecht der deutſch ſprechen— 
den Preußen einen andern und volleren Inhalt habe, als das 
ihrer Mitbürger polniſcher Zunge. 

Das Oberverwaltungsgericht hat fih in den beiden Ur- 
teilen vom 26. September 1876 und vom 5. Gktober 1892 
über dieſen Punkt nicht übereinſtimmend geäußert. In dem 
früheren Urteil (Bd. J, S. 558 der Entſcheidungen) heißt es, 
es entſpreche dem Weſen der Sache, daß in Verſammlungen 
die Beteiligten ſich ihrer Mutterſprache als der Volks— 
ſprache bedienten, denn das fei die Sprache, die den Meinungs⸗ 
austauſch der Teilnehmer am meiſten erleichtere und deshalb 
dem Sweck der Verſammlung am beſten diene. Hier verficht 
der Gerichtshof die Theorie von der Freiheit der Stammes— 
ſprache. Er bezeichnet die fremde Sprache als die Nutter- 
fprache der Beteiligten, als ihre Volksſprache. Konfequenter- 
weiſe hätte der Gerichtshof von dieſer Grundlage aus dahin 
gelangen müſſen, den Gebrauch einer fremden Stammesſprache 
von der Sugehörigkeit zu dem betreffenden Volksſtamm ab- 
hängig zu machen. 

Bei den Ausführungen des Urteils vom 26. September 
1876 bleibt es unklar, ob nach der damaligen Anſicht des 
Oberverwaltungsgerichts die polniſch ſprechenden Preußen 
kraft ihres verfaſſungsmäßigen Verſammlungsrechts überhaupt 
befugt fein follen, in öffentlichen Verſammlungen die deutſche 
Sprache zu gebrauchen. Nach der Anſchauung des Ober- 
verwaltungsgerichts, wie fie in jenem Urteil ausgeſprochen 
iſt, ſoll nämlich mit dem Verſammlungsrecht ſeinem Begriff 
und Weſen nach der Gebrauch der Mutterſprache dermaßen 
eng verbunden ſein, daß, wenn den Staatsbürgern verwehrt 
wird, in Verſammlungen ſich ihrer Mutterſprache zu bedienen, 
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ihnen damit das Verſammlungsrecht als ſolches geradezu 
entzogen würde. Auf dieſen Punkt, der z. B. für die Frage 
von Bedeutung iſt, ob der ausſchließliche Gebrauch der deutſchen 
Sprache in politiſchen Verſammlungen nur in den Formen 
der Verfaſſungsänderung oder durch ein gewöhnliches Geſetz 
vorgeſchrieben werden kann, werde ich unten zurückkommen. 

In dem Urteil vom 5. Oktober 1897 (Bd. 32 S. 595 
der Entſcheidungen) hat das Gberverwaltungsgericht in bezug 
auf die Sprache der Verſammlungen das territoriale Prinzip 
rundweg abgewiefen, indem es den Satz aufſtellte: 

„Von den Sprachenverhältniſſen des Landes- 
teils hängt die rechtliche Suläſſiskeit des Ge— 
brauchs einer fremden Sprache überhaupt 
nicht ab.“ 

Wenn eine Sprache in einer Gegend eine Landesſprache 
oder auch eine landesübliche Sprache iſt, ſo ſoll das für das 
ſprachliche Recht der Verſammlungen gleichgiltig fein. 

In dem zuletzt erwähnten Urteil hat das Oberverwal⸗ 
tungsgericht ſich über die Sprache der Verſammlungen aber 
nicht nur negativ, fonden auch poſitiv geäußert. Von der 
Mutterſprache der Verſammelten, mit der in dem früheren 
Urteil vom 26. September 1876 operiert wurde, iſt nicht mehr 
die Rede. Dagegen wird ausgeführt: 

„Das verfaſſungsmäßig gewährleiſtete Verſammlungs— 
recht iſt nur inſoweit nicht beſchränkt, als es das Ge— 
ſetz beſtimmt. Das muß auch von dem an ſich zu— 
läſſigen Gebrauch einer fremden Sprache gelten. Wenn⸗ 
gleich es am natürlichſten iſt, daß die Verſammlungen 
in der Volksſprache des betreffenden Landesteils ver— 
handeln, ſo macht ihnen das Geſetz dies doch nicht zur 
Pflicht.“ 

Das iſt das Prinzip der abſoluten Sprachenfreiheit. 

Die zuletzt angeführte Anſicht iſt meines Erachtens die 
einzige, die in unſerem Recht begründet iſt, weil irgend eine, 
die Sprachenfreiheit beſchränkende Vorſchrift nicht nachzu— 
weiſen iſt. 
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Allerdings iſt aus dem Schweigen der Derfaffung über 
die Sprache wiederholt der Schluß gezogen worden, daß aus— 
ſchließlich die deutſche Sprache in politiſchen Verſammlungen 
anzuwenden ſei. So von dem Miniſter Frhr. von hammer— 
ſtein, der in feiner Rede vom 7. Mai 1902 dieſe Anſicht 
verfocht und dabei auf einen im Jahre 1849 von der Zweiten 
Kammer abgelehnten Antrag hinwies. 

Es ift dies der Antrag Ofterrath, der am 18. Dezember 
1849 zur Verhandlung kam (Stenogr. Ber. Bd. 5 S. 1768 ff.). 
Auf Antrag des Abgeordneten Titus Marek war in die deutſche 
Keichsverfaſſung vom 28. März 1849 ein 8 188 aufgenommen 
worden, durch welchen den nicht deutſchen Volksſtämmen ihre 
nationale Entwicklung, namentlich die Gleichberechtigung ihrer 
Sprachen, ſoweit deren Gebiete reichten, in Kirche, Schule, innerer 
Verwaltung und Rechtspflege gewährleiſtet wurde. Dieſe Be— 
ſtimmung ging nach dem vorläufigen Scheitern des Einigungs- 
werkes als § 186 in den Entwurf vom 26. Mai 1849 über, 
den Preußen bei Schließung des Dreikönigsbundes vorlegte. 
Der Antrag Ofterrath bezweckte die Einfügung einer gleichen 
Vorſchrift in die Preußiſche Verfaſſungsurkunde. Dieſer An— 
trag wurde allerdings abgelehnt, und es iſt auch in dem 
ſchriftlichen Bericht der Kommiffion die Anſicht ausgeſprochen, 
daß der Preußiſche Staat im Intereſſe ſeiner Einheit es nicht 
als ſeine Pflicht anſehen könne, den verſchiedenen, auf ſeinem 
Boden vorhandenen Stämmen ihre volkstümliche Entwicklung, 
namentlich auch die Gleichberechtigung ihrer Sprachen aus— 
drücklich zu gewährleiſten. Das Gewicht dieſer Worte wird 
aber einigermaßen abgeſchwächt durch die mündlichen Aus- 
führungen des Berichterſtatters der Kommiffton. Er fagte, 
die Kommiffion habe angenommen, daß Preußen ſich bis- 
her ſchon der Pflicht bewußt geweſen ſei, die partikulären 
Eigentümlichkeiten der nicht deutſchen Stämme zu ſchützen, 
zu achten und zu ſchonen. Unter dieſen Umſtänden halte es 
die Uommiſſion nicht für angemeſſen, daß der Preußiſche 
Staat in feiner Verfaſſung fih gleihfam ein Servitut auf- 
lege, fih eine Swangspflicht diktieren laffe. 
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Im Hinblick auf dieſe Geſchichte des Antrags Oſterrath 
wird man aus der Tatfache feiner Ablehnung zu Ungunſten 
der Polen keine allzu weitgehenden Schlüſſe ziehen dürfen, 
zumal wenn man die ſonſtigen Aeußerungen und Beſchlüſſe 
aus der damaligen Seit über den Gebrauch der polniſchen 
Sprache ſich vergegenwärtigt. Es ſei hier nur an folgendes 
erinnert: 

1. Am 2. Oktober 1849 äußerte der Miniſter des Innern 
v. Manteuffel in der Zweiten Hammer (Stenogr. Ber. 
Bd. 1 S. 498): 

„Die Nationalität will die preußiſche Regierung 
den polniſchen Untertanen in keiner Weiſe entziehen. 
Wie ſie es in dieſer Beziehung meint, das ergiebt der 
Paragraph, der in den Entwurf der Reichsverfaſ— 
ſung aufgenommen iſt.“ 

Der Miniſter verlas dann den oben erwähnten § 186, 
der den nicht deutſchen Stämmen ihre nationale Entwicklung 
und die Gleichberechtigung ihrer Sprachen gewährleiſten ſollte, 
und fuhr dann fort: 

„Das ſoll gewährt werden, das wird gewährt 
werden, ein Mehreres nicht.“ 

Die letzten Worte beziehen ſich darauf, daß beantragt worden 
war, dem nicht zum Deutſchen Bunde gehörigen Teil der 
Provinz Poſen eine eigene Verfaſſung zu geben. 

2. In der Sitzung der Erſten Kammer vom 18. Sep- 
tember 1849 (Verhandl. S. 657 ff.) wurde über folgenden An— 
trag des Abgeordneten v. Pilaski verhandelt: 

„Für das Großherzogtum Poſen wird gleichzeitig 
mit dieſer Verfaſſungsurkunde ein organiſches Statut 
erlaffen, welches die durch die Wiener Traktate und 
Königlichen Verheißungen vom Jahre 1815 gewähr- 
leiſteten Rechte zum Ausdruck bringt.“ 

Nachdem der Miniſter des Innern erklärt hatte, daß die Re- 
gierung in dieſer Beziehung Vorlagen machen werde, wurde 
der Antrag zurückgezogen. 
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5. Am 17. Dezember 1849 — alfo am Tage vor der 
Ablehnung des Antrages Gſterrath — überreichte der Miniſter 
des Innern zufolge Allerhöchſter Ermächtigung von demſelben 
Tage der Zweiten Uammer eine Denkſchrift des Staatsminiſte⸗ 
riums über die Regulierung der Verhältniſſe des Großherzog— 
tums Poſen. In der Denkſchrift findet ſich folgender Abſatz: 

„Der polniſchen Nationalität wird durch die 
Inkorporation (des jenfeits der Demarkationslinie liegen- 
den Teiles der Provinz Poſen in den Deutſchen Bund) 
keineswegs zu nahe getreten, vielmehr erhält dieſelbe 
einen verſtärkten Nehtsfhuß in dem § 186 des 

Derfafjungsentwurfs vom 26. Mai o.. In der 

Ausführung dieſer Beſtimmung, in dem durch Art. 104 

der Preußiſchen Verfaſſung anerkannten Grundſatze der 

Selbſtregierung der Gemeinden werden aber zugleich die 

den Polen im Jahre 1848 gemachten Zufiherungen, 

ſoweit ſie nicht auf politiſche Trennung gerichtet ſind, 
die vollſtändigſte Erfüllung, wird die polnifche 
Nationalität den weiteſten Raum der Entwicklung finden.“ 
(Stenogr. Ber. Bd. 4, S. 1824.) 
Angeſichts dieſer Tatſachen ſcheint es mir, daß der Hinweis 
auf die Ablehnung des Antrages Ofterrath durch das Abge— 
ordnetenhaus im Munde des Herrn Miniſters Frhr. v. Hammer- 
ſtein mehr den Wert eines argumentum ad hominem hatte. 
Mit Kückſicht auf die angeführten Tatſachen dürfte ferner 
die Behauptung, daß das Schweigen der Preußiſchen Per- 
faſſung im Sinne des ausſchließlichen Gebrauches der deutſchen 
Sprache gedeutet werden müſſe, nicht aufrecht erhalten werden 
können. 

Auch die Unterſcheidungen, die der genannte Herr Miniſter 
in Bezug auf den Inhalt des Verſammlungsrechts machen 
will, entbehren nach meiner Ueberzeugung der rechtlichen Be- 
gründung. Eine verſchiedene Geſtaltung des Derfammlungs- 
rechts, je nachdem es fih um gemiſchtſprachige oder deutſch— 
ſprachige Gebiete handelt, kann aus der Natur der Sache 
meines Erachtens ebenſowenig abgeleitet werden, wie eine 


rechtlich verſchiedene Behandlung der privaten und öffent— 
lichen Verſammlungen. 

Zutreffend hat das Oberverwaltungsgericht darauf hin- 
gewieſen, daß bei der Ausübung des Verſammlungsrechts das 
in Art. 27 der Derfaffungsurfunde garantierte Grundrecht der 
preußiſchen Staatsbürger, durch Wort ihre Meinung frei zu 
äußern, berührt werde. Das Recht der freien Meinungsäuße— 
rung ſei aber ohne Beſchränkung auf den Gebrauch einer 
beſtimmten Sprache anerkannt, und dieſes ſprachlich nicht be— 
ſchränkte Recht der Meinungsäußerung hätten die Staats- 
bürger auch bei der Ausübung des Verſammlungsrechts. 

Ich bin hiernach der Anſicht, daß bei der Ausübung 
des Verſammlungsrechts an und für ſich jede beliebige Sprache 
gebraucht werden kann. Gb dieſer Satz mit Rückſicht auf 
das ſtaatliche Ueberwachungsrecht eine Aenderung erleidet, 
wird jetzt zu unterfuchen fein. Zunächſt ift der Inhalt des 
Ueberwachungsrechts feſtzuſtellen. 


2. Ueberwachungsrecht. 


Die ſtaatliche Beaufſichtigung bezieht ſich auf das ge— 
ſamte Volksleben. Der Staat beobachtet und ermittelt die 
für das öffentliche Intereſſe wichtigen Tatbeſtände, um zu 
erkennen, ob und welche Tätigkeit des Staates gemäß den 
ihm geſtellten Aufgaben notwendig oder zweckmäßig ift. Die 
Beaufſichtigung ift beſonders auch unentbehrlich für die Ere- 
kutive, der die Aufgabe obliegt, durch Gebote und Verbote 
die öffentlichen Intereſſen zu wahren. 

Auf manchen Gebieten iſt das Aufſichtsrecht organiſiert 
und durch die Geſetzgebung geregelt. Die Geſetzgebung hat 
hierbei feſtzuſtellen, in welchen Formen und mit welchen 
Mitteln die Beaufſichtigung erfolgt, welche Rechte und Pflich— 
ten ſich daraus entwickeln. Es handelt ſich hier namentlich 
um die Pflichten der Auskunft, des Seugniſſes, der Geſtattung 
des Augenſcheins u. f. w. (Hänel, Deutſches Staatsrecht Bd., 


S. 290). 
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Eine befondere Form der Aufficht ift die Ueberwachung. 
Sie greift Platz bei verdächtigen Unternehmungen, bei denen 
Störungen der öffentlichen Ordnung möglicherweife entſtehen 
könnten. (Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht Bd. J, 
S. 269.) 

Dieſem allgemeinen Rechtscharakter der Aufſicht und der 
Ueberwachung entſpricht auch das Recht der Polizeibehörden 
in bezug auf die politiſchen Verſammlungen. 

Die Verordnung vom 11. März 1850 verleiht der Polizei 
das Recht der Kenntnisnahme, indem fie zunächſt den Unter- 
nehmer zur Anzeige verpflichtet und außerdem der Orts- 
polizeibehörde das Recht beilegt, zur Ueberwachung einen 
oder zwei Abgeordnete zu entſenden. Dieſe Abgeordneten 
haben ferner das Recht, in drei näher bezeichneten Fällen die 
Verſammlung aufzulöfen. Es ift durchaus zutreffend, wenn der 
Bericht der Kommiffton der Zweiten Kammer vom 8. Februar 
1850 (Sten. Ber. 1849/50 Bd. 5 S. 2772) ſich über das 
Aufſichtsrecht gegenüber den politiſchen Verſammlungen in 
folgender Weiſe äußert: 

„Davon ausgehend, daß eine blos paffive An— 
weſenheit eines oder zweier Abgeoroͤneten der Orts- 
polizeibehörde in einer ſich mit öffentlichen Angelegen— 
heiten beſchäftigenden Verſammlung das freie Der- 
ſammlungs- und Vereinigungsrecht nicht beeinträchtige, 
der Regierung auch das Recht und die Möglichkeit 
gewährt werden müſſe, von den in Verſammlungen der 
gedachten Art gepflogenen Verhandlungen in offener 
Weiſe ſich Kunde zu verſchaffen, erklärte ſich die 
Uommiſſion mit den Beſtimmungen des § 4 einver— 
ſtanden.“ 

Von dem Grundſatz, daß die überwachenden Beamten 
nur paſſiv anweſend ſind, wurde inſofern eine Ausnahme 
beſtimmt, als man ihnen die Befugnis einräumte, über die 
Perſon der Redner von dem Vorſitzenden Auskunft zu ver— 
langen. Weitere Befugniſſe hat das Geſetz der Auffichts- 
behörde behufs Kenntnisnahme von den Verhandlungen nicht 
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beigelegt. Die Abgeordneten der Behörde haben namentlich 
nicht das echt, falls fie die Worte eines Reoͤners nicht genau 
hören können oder aber den Sinn feiner Ausführungen nicht 
verſtehen — mag ihnen eine Anſpielung dunkel geblieben 
fein oder ein Fremdwort oder ein fremdfprachliches Citat 
fih ihrer Kenntnis entziehen —, den Redner zu unterbrechen 
und über den Inhalt ſeiner Rede Auskunft zu verlangen. 

Der hier angegebene Zweck des Ueberwachungsrechts, der 
Regierung von dem Inhalt der Verhandlungen Kenntnis zu 
verſchaffen und ſie ſo über die allgemeine Stimmung und die 
öffentliche Meinung auf dem Laufenden zu halten, kommt in 
der Tat in erſter Linie und unter normalen Verhältniſſen 
ausſchließlich in Betracht.!) Allerdings iſt daneben den Staats— 
behörden das Recht beigelegt worden, die Verſammlung auf- 
zulöſen, ſobald Anträge oder Vorſchläge erörtert werden, die 
eine Aufforderung oder Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen 
enthalten. Allein die Auflöſung ift dann dem Verſammlungs— 
rechte gegenüber keine Präventivmaßregel. Denn in dem 
Augenblick, wo eine Verſammlung ſich ſelbſt nicht mehr die— 
jenigen Schranken zieht, die das Strafgeſetz anweiſt, iſt die 
Scheidelinie überſchritten, wo das Recht der Selbſterhaltung 
dem Staate die Intervention zur Pflicht macht. (Uommiſſions— 
bericht der II. Kammer, Sten. Ber. 1849/50 Bd. 5 S. 2772.) 

Die Beaufſichtigung der politiſchen Seitungen ift der 
Beaufſichtigung der politiſchen Verſammlungen ganz analog. 
In beiden Fällen handelt es ſich um einen Sweig des all— 
gemeinen ſtaatlichen Aufſichtsrechts, und zwar betrifft die Auf— 
ficht in beiden Fällen eine Ausübung des Rechts der freien 
Meinungsäußerung. In beiden Fällen ſind den Behörden 
zur Erleichterung der Ueberwachung beſtimmte Rechte ein— 
geräumt, damit ſie Uenntnis nehmen und nötigenfalls im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit einſchreiten können. Bei 
der periodiſchen Preſſe dienen dieſem Swecke die Dorfchriften 

1) Dal. die Motive zu § 6 des ſächſiſchen Geſetzes, betr. das Ver- 
eins- und Verſammlungsrecht, vom 22. November 1850, abgedruckt in 
der Ausgabe von Peitz, 1899, S. 51. 


32 


Dá 


über die Namhaftmachung des Druckers, des Verlegers und 
des verantwortlichen Redakteurs und über die Hinterlegung 
eines Ueberwachungsexemplars. Die Pflicht des Verlegers, 
von jeder Nummer, ſobald die Austeilung oder Verſendung 
beginnt, ein Exemplar an die Polizeibehörde des Ausgabeorts 
abzuliefern, giebt der Polizei die Möglichkeit, ſich über die 
in der Preſſe zum Ausdruck kommende Volksſtimmung 
fortgeſetzt zu unterrichten. Sie giebt der Polizei aber auch 
Gelegenheit, die Nummer, falls ihr Inhalt ſtrafbar iſt, zu 
beſchlagnahmen, oder wenn in der Seitung zu Gewalttätig— 
keiten, wie etwa zur Zerſtörung einer Fabrik, aufgefordert wird, 
geeignete Abwehrmaßregeln zu ergreifen. 


5. Verhältnis des Ueberwachungsrechtes zum 
Verſammlungsrecht. 

Oben wurde angeführt, daß bei dem Verſammlungsrecht 
eine Beſchränkung hinſichtlich der Sprache nicht vorgeſehen iſt. 
Ferner wurde der Inhalt des ſtaatlichen Ueberwachungsrechts 
näher dargelegt. 

Er fragt ſich nun, ob, wie mehrfach behauptet worden 
ift, das ſtaatliche Ueberwachungsrecht — ſei es ſtets oder unter 
gewiſſen Umſtänden — eine Beſchränkung des Verſammlungs— 
rechts zur Folge hat, dergeſtalt, daß die Verhandlung entweder 
ſtets in deutſcher Sprache ſtattfinden muß, oder doch wenig— 
ſtens dann, wenn der Abgeordnete der Grtspolizei behörde die 
betreffende fremde Sprache nicht verſteht. 

Wie verhalten fih Verſammlungsrecht und Ueber- 
wachungsrecht zu einander? 

Es iſt behauptet worden, daß hier eine Volliſion ver— 
ſchiedener Rechte vorliege. Nach S 95 der Einleitung zum 
Preußiſchen Allgemeinen Landrecht müſſe daher das ſchwächere 
Recht dem ſtärkeren weichen. Das ſtärkere ſei aber hier das 
Ueberwachungsrecht, weil es zum Schutz des öffentlichen 
Intereſſes diene. 

Das Oberverwaltungsgericht hat in dem Urteil vom 
26. September 1876 ausgeführt, der § 95 käme nicht in 


| Frage, weil er ſich hauptſächlich auf die Kollifion von 
Privatrechten bezöge. In der Entſcheidung vom 5. Gktober 
1897 hat es dagegen ausgeführt, daß ſich überhaupt nicht zwei | 
verſchiedene ſubjektive Rechte gegenüberſtänden; was unter dem ö 
Ueberwachungsrecht verſtanden werde, fei nichts weiter als A 
eine Beſchränkung des Verſammlungsrechts. (Entſch. Bd. 32 
S. 400.) 
Dieſe Auffaſſung halte ich für irrtümlich. Wenn auch 
das Ueberwachungsrecht die Ausübung des Verſammlungs— 
rechts zum Objekt hat, ſo ſchließt dies doch nicht aus, daß | 
neben dem Rechte der Bürger, ſich zu verſammeln, ein Auf- 4 
ſichtsrecht ſteht, das dem Staate gebührt und durch ſeine 
| Organe geltend gemacht wird. So hat auch der Miniſter j 
v. Hammerftein am 7. Mai 1902 im Abgeorönetenhaufe ! 
ausgeſprochen, das Ueberwachungsrecht dürfe dem Verſamm— 
lungsrecht nicht übergeordnet, aber auch nicht untergeordnet 
werden; beide ergänzten ſich und beſtänden nur zuſammen zu j 
Recht. Indeſſen meine ich, daß eine weitere Auseinander— 
ſetzung hierüber unfruchtbar iſt. 
Daß das Verſammlungsrecht durch das Ueberwachungs— 
recht eine Beſchränkung erleidet, iſt übrigens durchaus nicht 
ohne weiteres ausgemacht. Ein juriſtiſcher Schriftſteller hat 
das Gegenteil behauptet. In ſeinem Aufſatz über die Politik 
der deutſchen Vereins- und Verſammlungsgeſetze Verwaltungs- ; 
arhiv Bd. 1 5.595 ff.) fagt Paul Berger: 
„Eine Beſchränkung der Aſſociationsfreiheit wird 
dadurch (durch die Ueberwachung) nicht herbeigeführt, 
weil der Polizei nirgends das Recht zuſteht, in die 
materielle Diskuſſion über den Beratungsgegenſtand ein— 
zugreifen. Ihr Verhalten iſt überall ein paſſives, ſo— y 
weit es die Verſammlungstätigkeit als ſolche anlangt.“ 
Es kann ohne weiteres zugegeben werden, daß das Der- 
ſammlungsrecht derartig auszuüben ift, daß das Aufſichts— 
recht dadurch keine Einbuße erleidet. Ja man kann dieſes 
Verhältnis ſo ausdrücken, daß das Verſammlungsrecht dem 
Ueberwachungsrecht zu weichen hat. Hiermit kommt man 


Paalzow, Zur Polenfrage. 3 


— 34 


aber noch keinen Schritt weiter. Denn die Berückſichtigung 
des Ueberwachungsrechts kann naturgemäß nur inſoweit 
ſtattfinden, als ſein Inhalt reicht. Es erhebt ſich deshalb 
ſogleich die Frage: welchen Inhalt hat das Ueberwachungs— 
recht ? 

Dies iſt oben dargelegt worden. In dem Inhalt des 
Ueberwachungsrechts ift aber keine Befugnis enthalten, die den 
Gebrauch einer fremden Verhandlungsſprache durch die Der- 
ſammelten ausſchlöſſe. 

Es beruht auf Rechtsirrtum, wenn darüber hinaus be- 
hauptet wird, daß das Verſammlungsrecht nicht ausgeübt 
werden dürfe, falls in dem einzelnen Falle die Grtspolizei— 
behörde wegen des Fehlens ſprachkundiger Beamten oder 
wegen irgend eines anderen Grundes, z. B. wegen der Er— 
krankung eines Beamten tatſächlich verhindert iſt, das 
Ueberwachungsrecht auszuüben. 

Dieſe Anficht, die z. B. der Miniſter v. d. Recke im 
Abgeordnetenhauſe vertrat, macht die Ausübung des von der 
Derfaffung gewährleiſteten Verſammlungsrechts abhängig von 
einem rein tatfächlichen Umſtand, auf den der Wille der 
Derfammelten keinen Einfluß hat, nämlich von der Sprachen— 
kenntnis der Polizeibeamten. Eine Konfequenz dieſer Muf- 
faſſung ift es, daß in dem einen Ort die fremde Sprache zu- 
gelaſſen iſt, in dem Nachbarort, wo der Behörde zum Swecke 
der Ueberwachung eine geeignete, der fremden Sprache mäch— 
tige Perſönlichkeit nicht zur Verfügung ſteht, dagegen nicht. 
Ja an einem und demſelben Orte muß nach dieſer Theorie 
das Recht zu verſchiedenen Seiten verſchieden ſein, je nachdem 
ein Polizeibeamter vorhanden iſt, der die fremde Sprache kennt 
oder nicht. 

Die Anhänger dieſer Auffaſſung verkennen das Weſen 
des Auffichts- und Ueberwachungsrechts. Wie oben ausgeführt 
wurde, hat die Polizei die Staatsangehörigen in ihren per- 
ſchiedenſten Cebens beziehungen zu überwachen, ſo auch bei dem 
Gebrauch ihrer Mutterſprache. Gemäß Art. 50 der Ver— 
faſſung iſt das Verſammlungsrecht im Wege des Geſetzes 


geregelt. Dieſes Vereinsgeſetz ift aber für die Befugniſſe der 
Polizei derart ausſchließlich maßgebend, daß die Polizei ihr 
Einſchreiten gegen eine Perſonenmehrheit, falls es lediglich 
aus dem Grunde erfolgt, weil dieſe von ihrem Vereins- und 
Verſammlungsrecht Gebrauch macht, nur auf das Vereins- 
geſetz ſtützen kann (Miniſterialbl. d. inner. Verw. 1890, 5.1; 
Entf. d. Oberverw. Ger. Bd. 26 S. 405). Dieſen Grund- 
fat hat neuerdings auch das Kammergericht in dem Urteil 
vom 22. April 1901 (Jahrbuch f. Entſcheid. d. Uammerger. 
Bd. 22, 1901, Abt. C S. 61) unter ausführlicher Begründung 
energiſch vertreten. 

Ueineswegs ift erforderlich, daß alle Verſammlungen 
überwacht werden. Es iſt auch durchaus nicht vorgeſehen, 
daß der Abgeordnete der Polizeibehörde alles, was in der 
Verſammlung geredet wird, muß hören und verſtehen können. 
Er hat Anſpruch auf einen angemeſſenen Platz, er hat das 
Recht, über die Perſon eines Redners Auskunft zu verlangen; 
aber er kann nicht beanſpruchen, daß ein Redner einen Satz 
wiederholt, den er nicht genau gehört hat oder der ihm dem 
Sinne nach unverſtändlich geblieben iſt. Deshalb und weil 
die Befugniſſe der überwachenden Behörde in dem Geſetz er— 
ſchöpfend geregelt ſind, darf die Polizei den Gebrauch einer 
fremden Sprache nicht aus dem Grunde unterſagen, weil 
dieſe Sprache dem überwachenden Beamten zufällig unbe— 
kannt iſt. 

wäre die Anſicht richtig, daß die Reden in der Der- 
ſammlung dem überwachenden Beamten verſtändlich ſein 
müſſen, ſo könnte mit demſelben Recht verlangt werden, daß 
eine polniſche Zeitung zu erſcheinen aufhört, wenn die Orts- 
polizeibehörde des Ausgabeorts ihren Inhalt nicht verſtehen 
kann. In beiden Fällen handelt es ſich um eine Art der 
öffentlichen Meinungsäußerung. 

Die Vertreter der gegneriſchen Auffaſſung können ſich 
allerdings auf die oben citierten Erkenntniſſe des öſterreichi⸗ 
ſchen Keichsgerichts vom 11. und 12. Januar 1894 berufen 
(Samml. von Hye v. Glunek-Hugelmann Bd. 10 Nr. 651 
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und 655). Dort iſt ausgeſprochen, daß in der Unterfagung 
eines Vereins mit dem Sitze in Wien, deſſen Geſchäftsſprache 
nicht die deutſche fein ſollte, und in dem Verbot einer Der: 
ſammlung in Hietzing mit nichtdeutſcher Verſammlungs— 
fprache eine Verletzung der Vereins- und Verſammlungs— 
freiheit nicht zu erblicken ſei, da für die betreffenden Organe der 
Vereins- und Verſammlungspolizei die Uenntnis einer andern 
als der deutſchen Sprache nicht vorgeſchrieben ſei und deshalb 
durch den Gebrauch einer andern Sprache die Beaufſichtigung 
der Vereinstätigkeit bezw. der Verſammlung unmöglich ge- 
macht werde. v. Herrnritt führt in feinem ſchon erwähnten 
Buche „Nationalität und Recht“ dieſe beiden Urteile an, ohne 
ihre Begründung als unrichtig zu bezeichnen. Er ſagt aller— 
dings (S. 67), daß eine derartige Regelung nicht ſo ſehr im 
Intereſſe der Parteien als vielmehr im Intereſſe der Erleichte— 
rung und Vereinfachung der behördlichen Tätigkeit liege — 
eine ſehr diplomatiſche Art fih auszudrücken. 

Trotz der Autorität, die den Entſcheidungen des öfter- 
reichiſchen Reichsgerichts im allgemeinen zukommt, halte ich 
doch die beiden angeführten Urteile für unrichtig. Da ihre 
Motivierung im weſentlichen mit denſelben Gründen erfolgt 
ift, die der preußiſche Miniſter v. d. Recke im Abgeordneten— 
hauſe vorgetragen hat, ſo kann ich auf das verweiſen, was 
oben in dieſer Beziehung geſagt iſt. Dasſelbe gilt aber von 
den oben mitgeteilten Verfügungen des ſächſiſchen Miniſters 
des Innern. Auch aus dieſen können zur Begründung der 
Anſicht, daß politiſche Verſammlungen mit polniſcher Ver- 
handlungsſprache verboten und aufgelöft werden dürfen, keine 
neuen Momente entnommen werden. 

Am meiſten hat der Verwaltungsdirektor Blümke in 
feinem ſchon erwähnten Aufſatz den Inhalt des Ueber- 
wachungsrechts überſchätzt. Er ſagt: „Die Staatsgewalt tritt 
mit dem Augenblicke, wo fie glaubt von ihrem Ueber- 
wachungsrecht Gebrauch machen zu müſſen, mit derartigen 
Verſammlungen für alle Seitteile, in denen die Verſammlung 
fih vollzieht, in amtliche Aktionz das Ueberwachungsrecht des 
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Staates tritt mit dem Augenblicke der Anmeldung der Der- 
ſammlung in ſeiner Totalität auf und kann nicht in die je 
nach der Seit ſich folgenden einzelnen Akte der Ueberwachung 
zerriffen werden. Da die Geſchäftsſprache der Polizei die 
deutſche iſt, ſo haben ſich in dieſer nicht blos die unweſent— 
lichen, das Auflöſungsrecht gewiſſermaßen nur vorbereitenden 
Momente, ſondern auch der Abſchnitt der Verſammlung, 
nämlich die Reden, aus denen das ſo gefährliche und ſchwer— 
wiegende Recht der Auflöſung erſt entnommen werden kann, 
zu vollziehen.“ Alſo die Reden kommen rechtlich nur inſofern 
in Betracht, als aus ihnen das Recht der Auflöſung ent— 
nommen werden kann! Der Polizeibeamte, der eine Ver— 
ſammlung überwacht, ift mit nichten die Hauptperſon in 
dieſer Verſammlung, um die ſich alles zu drehen hätte. Seine 
Rolle iſt eine viel beſcheidenere. Er gleicht eher dem Feuer— 
wehrmann, der hinter den Couliſſen der Bühne Wache hält, 
um einen etwa entſtehenden Brand ſofort zu löſchen. Ob 
die Verwaltung des Polniſchen kundige Beamte in genügender 
Anzahl hat, um die polniſchen Verſammlungen überwachen 
zu laffen, ift ein tatſächlicher Umſtand, der von dem Willen 
der Verſammelten unabhängig ift und deshalb ihre Rechts— 
lage nicht verſchlechtern darf. 

Endlich mag noch auf die Frage des Dolus eingegangen 
werden, die zuerſt in dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts 
vom 5. Oktober 1897 berührt und fpäter in dem Urteil vom 
21. November 1899 (Preuß. Verwaltungsblatt Bd. 21 5.264) 
ausführlich erörtert ift!) Der Gerichtshof hatte den Satz 
ausgeſprochen, daß dann allerdings der Gebrauch einer frem— 
den Verſammlungsſprache nicht zu dulden fei, wenn er 
geradezu in der Abſicht geſchehe, die Ausübung des 
ſtaatlichen Ueberwachungsrechts zu vereiteln. In dem 
Urteil von 1899 hat der Gerichtshof angenommen, daß es 
im vorliegenden Falle den Behörden nicht gelungen ſei, einen 
ſolchen Dolus nachzuweiſen. Die Begründung dieſes Urteils 
g 1) Beide Urteile find oben in der gefchichtlichen Einleitung dem 
Inhalte nach wiedergegeben. ; 
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iſt nach meiner Anſicht durchaus zutreffend, und es iſt danach 
wenig wahrſcheinlich, daß in irgend einem Falle der Nad- 
weis eines derartigen Dolus wird erbracht werden können. 
Anderer Meinung ift der Miniſter Frhr. v. Hammer- 
ſtein, der im Abgeordnetenhauſe am 7. Mai d. J. ſagte, daß 
für jenen Dolus dann die Vermutung ſtreite, wenn in einer 
deutſchſpraͤchigen Gegend eine polniſche Verſammlung 
ftattfinde und alle Teilnehmer derſelben der deutſchen Sprache 
vollſtändig mächtig ſeien. Allein auch in dieſem Falle wird 
die Behauptung, daß die polniſche Sprache angewendet ſei, 
weil ſie von den Beteiligten als die Mutterſprache bevorzugt 
wurde, oder weil die Unternehmer der Verſammlung glaubten, 
daß polniſche Reden mehr Anziehungskraft hätten oder wir— 
kungsvoller ſeien — ſchwerlich widerlegt werden können. 


4. Geſchäftsſprache der Behörden. 


Wiederholt iſt in den Erörterungen über die Sprache der 
Verſammlungen auf das Geſetz über die Geſchäftsſprache der 
Behörden vom 28. Auguſt 1876 Bezug genommen. § 1 
dieſes Geſetzes lautet: 

„Die deutſche Sprache iſt die ausſchließliche Geſchäfts— 
ſprache aller Behörden, Beamten und politiſchen Körper- 
ſchaften des Staates. Der ſchriftliche Verkehr mit den— 
ſelben findet in deutſcher Sprache ſtatt.“ 

§ 2 des Geſetzes enthält eine Ausnahme von dem 
zweiten Satze des § I, indem er die Behörden ermächtigt, 
in dringenden Fällen Eingaben in fremder Sprache zu be- 
rückſichtigen. 

Der Inhalt dieſer Beſtimmungen kann nicht zweifel— 
haft ſein. 

J. Der erſte Satz des $ I regelt die Dienſtſprache der 
Beamten und Behörden, und zwar die innere Dienftfprache 
wie die äußere. Die Beamten haben nur deutſch zu ſprechen 
und zu ſchreiben. Horn hat (S. 10) dieſen Grundſatz ab- 
geſchwächt, indem er behauptet, daß zwar alle Verfügungen 
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und Entſcheidungen der Behörden in deutſcher Sprache er⸗ 
gehen müßten, daß aber im übrigen die Beamten berechtigt 
ſeien, Verhandlungen, Beſprechungen, Unterſuchungen, auch 
amtlicher Art, in fremder Sprache zu pflegen. Dies ſei jedoch 
ein freies precarium, auf das niemand ein Recht habe. 
Allein dieſe Meinung iſt angeſichts der klaren geſetzlichen 
Vorſchrift unhaltbar. 

2. Der zweite Satz des $ 1 wendet fih an die Midt- 
beamten, an das Publikum, das mit den Behörden in Der- 
kehr tritt. Er beſchränkt ſich darauf, eine Vorſchrift zu geben 
für den ſchriftlichen Verkehr. Auf den mündlichen Der- 
kehr des Publikums mit den Behörden bezieht er ſich über⸗ 
haupt nicht. Für den mündlichen Verkehr mit den Behörden 
iſt daher dem Publikum der Gebrauch der deutſchen Sprache 
nicht vorgeſchrieben. 

Dies iſt in der Begründung des Geſetzes klar ausgeſprochen. i 
In den Motiven zu § 1 heißt es: 

„Er (S!) beſtimmt ferner, daß der aufgeſtellte Brund: 
fat (des ausſchließlichen Gebrauchs der deutſchen Sprache) 
nicht blos für die eigene Tätigkeit der Behörden, Be⸗ 
amten und politiſchen Körperfchaften des Staates, ſon— 

1 dern auch für das Publikum, das mit denſelben ſchrift— 

lich verkehrt, maßgebend fein fol, dergeſtalt, daß i 

Eingaben aller Art nur in deutſcher Sprache abgefaßt ; 

werden dürfen.“ (Sten. Ber. d. Abg. Haufes 1876. 

Anl. Bd. 1 S. 11.) 

Und in dem Mommiſſionsbericht des Abgeordneten hauſes 
(Anl. zu den Sten. Ber. 1876 Bd. 2 S. 1159 ff.) wird zu- 
treffend ausgeführt, daß in dem Geſetz der Begriff der Staats— 
ſprache nur im Sinne des Sprechens, nicht im Sinne des 
Hörens und Verſtehens aufzufaſſen ſei. 

In dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 26. Sep- 
tember 1876 iſt nun auch die Frage geprüft worden, ob 
für das Sprachenrecht der politiſchen Verſammlungen aus 
dem Geſetz vom 28. Auguſt 1876 etwas entnommen werden 
kann. Der Gerichtshof hat dieſe Frage verneint. Der Ab⸗ 
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geordnete der Polizeibehörde, der an eine Verſammlung die 
Aufforderung zur Entfernung von Waffen oder zur Auflöſung 
richte, müſſe ſich hierbei gemäß der Beſtimmung des Geſetzes 
über die Geſchäftsſprache der Behörden der deutſchen Sprache 
bedienen. Abgeſehen von einer derartigen Aufforderung trete 
er durch die bloße Ueberwachung in keinen Geſchäftsverkehr 
mit der Verſammlung. Er nehme an ihren Verhandlungen 
nicht als Glied teil, ſondern ſtehe als Organ der Aufſichts— 
behörde der Verſammlung gegenüber, und ſeine hierbei aus— 
zuübende amtliche Funktion der Ueberwachung ſei, ſo lange 
er nicht gegen die Verſammlung einſchreite, eine lediglich ein- 
ſeitige. 

Im Gegenſatz dazu hat Horn (S. 6) behauptet, daß 
allerdings in der amtlichen Anweſenheit der Polizeibeamten 
in einer Verſammlung, falls ſie zur Wahrnehmung einer 
geſetzlichen Amtspflicht erfolge, als ein „Geſchäfts verkehr“ 
gegenüber dieſer Verſammlung ſich darftelle, 

Da von einem „Geſchäftsverkehr“ doch wohl nur die 
Rede ſein kann, wo ein Austauſch von Mitteilungen oder 
Willensäußerungen ftattfindet, fo halte ich diefe Anſicht Zorns 
für unrichtig. 

Allein die ganze Frage iſt falſch geſtellt. Das Geſetz 
weiß nichts von einem Geſchäfts verkehr. Es redet nur 
einerſeits von der Geſchäftsſprache der Beamten und Be- 
hörden und andererſeits von der Sprache, in der das Publi— 
kum ſeine ſchriftlichen Singaben abzufaſſen hat. Ob in der 
paſſiven Anweſenheit des eine Verſammlung überwachenden 
Polizeibeamten ein Geſchäftsverkehr dieſes Beamten mit 
der Verſammlung zu erblicken iſt, iſt daher völlig gleichgiltig. 
Entſcheidend iſt nur, daß der überwachende Beamte, falls er 
in die Lage kommt zu reden, nach dem Geſetz die deutſche 
Sprache zu gebrauchen hat, während die Sprache, deren die 
Redner in der Verſammlung ſich bedienen, durch das Geſetz 
nicht geregelt iſt. 

Erwähnt ſei hier noch, daß bei der Beratung des Ge— 
ſetzes in der Mommiſſion des Abgeordnetenhauſes ſeitens der 
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Regierung auf eine Anfrage erklärt worden iſt, daß unter den 
„politiſchen Hörperſchaften“ Verſammlungen und Vereine 
nicht einbegriffen ſeien (Sten. Ber. 1876 Anl. Bd. II S. 1142). 
Die Regierung würde dieſe Erklärung loyalerweiſe nicht 
haben abgeben können, wenn ſie etwa der Meinung geweſen 
wäre, daß das Prinzip des Geſetzes auf die politiſchen Ver— 
ſammlungen unter einem andern Geſichtspunkt Anwendung 
finde. Aus dem Geſetz über die Geſchäftsſprache der Be— 
hörden iſt alſo für unſere Frage nichts zu entnehmen. 

Wie oben ausgeführt wurde, bezieht ſich das Geſetz vom 
28. Auguſt 1876 nur auf die Sprache, die die Beamten zu 
ſprechen haben, nicht auch auf die Sprache, die ſie ver— 
ſtehen müſſen. Die irrige Meinung, daß die Beamten nicht 
verpflichtet ſeien, eine andere als die deutſche Sprache zu 
kennen, wird von Zorn vertreten, der auch ſonſt das er⸗ 
wähnte Geſetz in einer Weiſe erläutert, die nach meiner An— 
ſicht dem wirklichen Inhalt desſelben nicht entſpricht. Er 
ſagt (S. 6): „Der preußiſche Beamte, auch im Ureiſe Stargard, 
iſt nicht verpflichtet, eine andere Sprache zu kennen als die 
deutſche.“ So lange polniſche Seitungen erſcheinen, ja ſo 
lange auf der Straße polniſch geſprochen wird, kann die 
Polizei, um ihrer Pflicht der Beaufſichtigung des geſamten 
Volkslebens gerecht zu werden, nicht ohne Beamte auskommen, 
die polniſch verſtehen. Daß der Miniſter Frhr. v. hammer— 
ſtein die Meinung von Sorn nicht unbedingt billigt, ergiebt 
ſich daraus, daß er in den gemiſchtſprachigen Gebieten wenig- 
ſtens für die privaten politiſchen Verſammlungen Sprachen- 
freiheit annimmt und inſoweit der Polizei die Notwendigkeit 
zuweiſt, einen der betreffenden Sprache kundigen Beamten zur 
Ueberwachung zu entſenden. 

Auch die weitere Behauptung von Horn, das Schweigen 
der preußiſchen Verfaſſungsurkunde über die Staatsſprache 
beruhe auf der Vorausſetzung, daß im preußiſchen Staat die 
deutſche Sprache die alleinige Staatsſprache fei, entbehrt der 
Begründung, einmal mit Kückſicht auf die poſitiven fprachen- 
rechtlichen Vorſchriften, die damals beſtanden und auch nach 


dem Erlaß der Verfaſſung in Geltung blieben — hierüber 
kann der Mommiſſionsbericht des Abgeordnetenhauſes über 
das Geſetz von 1876 verglichen werden —, andererſeits wegen 
der damals in Ausſicht genommenen Spezialgeſetzgebung, 
durch die den Polen die Gleichberechtigung ihrer Sprache 
im Unterricht, in der inneren Verwaltung und in der Rechts- 
pflege gewährleiſtet werden ſollte. 

Die Ausführungen des Verwaltungsgerichtsdirektors 
Blümke über die Geſchäftsſprache der Beamten gehen eben— 
falls fehl. Er meint, da die Verſammlungen dem Aufſichts— 
und Ueberwachungsrecht der Polizei unterlägen, fo fei damit 
anerkannt, daß die Ausübung des Verſammlungsrechts von 
der inneren Grganiſation der Polizei abhängig fei. Un- 
genommen, dies ſei richtig: ſeit wann gehört es denn zur 
inneren Organiſation der Polizei, daß ihre Beamten kein 
Polniſch verſtehen? Noch anfechtbarer ift feine weitere Be- 
hauptung, daß die Verſammlungen ſich dem Gebrauch der— 
jenigen Sprache unterordnen müſſen, in der die Polizei über— 
haupt ihre Funktionen ausübt; das ſei aber immer nur die 
deutſche Sprache geweſen. Ich frage dagegen: In welcher 
Sprache wird denn die Ueberwachung ausgeübt? Ueberwachen 
iſt eine Tätigkeit, die mit der Sprache ebenſowenig etwas zu 
tun hat, wie Eſſen, Trinken und Schlafen. Die Sprache der 
Verſammlungen kommt nur als Objekt der Ueberwachung 
in Betracht. 


Abänderung des geltenden Nechts. 


Die Refultate, die fih bei der vorſtehenden Unterſuchung 
ergeben haben, kann ich dahin zuſammenfaſſen: 

J. Die Anſicht, daß die Polizei den Gebrauch 
einer fremden Sprache in politiſchen Verſammlungen 
unterſagen und politiſche Verſammlungen, die in 
fremder Sprache verhandeln, auflöſen darf, findet 
in dem geltenden Recht keine Stütze. 
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2. Der Gebrauch einer fremden Sprache in Ver— 
ſammlungen wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
die zuſtändige Polizeibehörde nicht in der Lage iſt, 
zur Ueberwachung eine der fremden Sprache kundige 
Perſon zu entſenden. 

3. Ebenſo iſt die Annahme abzuweiſen, daß für 
ſolche Gegenden, in denen Angehörige fremder Volks— 
ſtämme in größerer Sahl anſäſſig ſind, ein terri— 
toriales Sonderrecht beſtände oder im Wege der 
Derwaltungspraris eingeführt werden dürfte, 

Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, daß die 
Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts im allgemeinen 
auf richtigen Grundlagen ruht, und daß die Einwendungen, 
die Forn dagegen erhoben hat, keineswegs überzeugend ſind. 
Es ift deshalb mit „Sicherheit anzunehmen, daß auch die 
neuen demnächſt zu erwartenden Urteile dieſes höchſten Ge— 
richtshofes ebenſo lauten werden wie die bisherigen. 

Da aber, wie die Erörterungen im Abgeordnetenhauſe 
deutlich gezeigt haben, das jetzige Recht nicht genügt, um 
die polniſchen Verſammlungen wirkſam zu überwachen, fo 
bleibt nichts übrig, als im Wege der Geſetzgebung die Aus- 
übung des Verſammlungsrechts in ſprachlicher Beziehung zu 
beſchränken. 

Daß der jetzige Zuftand abſoluter Sprachenfreiheit für 
die Verſammlungen der Aenderung bedarf, ift kaum nötig 
näher auszuführen. Nadh jetzigem Recht braucht der Leiter 
der Verſammlung bei der Anmeldung derſelben nicht einmal 
anzugeben, in welcher Sprache verhandelt werden ſoll. Es 
iſt weiter nicht ausgeſchloſſen, daß Reden in verſchiedenen 
Sprachen gehalten werden, daß auf einen deutſchen Vortrag 
eine polniſche Diskuſſion folgt, oder daß ein Neöner nach 
öſterreichiſchem Muſter in deutſcher Sprache anfängt und 
mitten in ſeiner Rede zu einer andern Sprache übergeht. In 
der Verſammlung, die der Abgeordnete Dr. Stephan bei 
der Begründung ſeiner Interpellation am 8. Januar 1897 
anführte, wurden Reden in der deutſchen und hochpolniſchen 


Sprache gehalten; außerdem waren Perſonen anweſend, deren 
Mutterſprache das Waſſerpolniſche und das Mähriſche war. 
Wäre die Verſammlung nicht vorzeitig aufgelöft worden, fo 
wäre vermutlich auch noch in mähriſcher Sprache geredet 
worden. Dieſe ſprachenrechtlichen Mißſtände bringen die Ab— 
geordneten der Polizeibehörde unter Umſtänden in eine hilf— 
loſe und unwürdige Lage. Eine gründliche Abhilfe iſt nur 
möglich, wenn der ausſchließliche Gebrauch der deutſchen 
Sprache für die politiſchen Verſammlungen allgemein vor— 
geſchrieben wird. 

Eine ſolche Regelung würde der Billigkeit keineswegs 
widerſprechen. Die Preußen polniſcher Zunge, die durch die 
preußiſche Volksſchule hindurchgegangen ſind und im deutſchen 
Heere gedient haben, ſind ſehr wohl imſtande, die deutſche 
Sprache zu reden und zu verſtehen. 

Bei der Ausgeſtaltung des Sprachenrechts kann nur auf 
der bewährten Grundlage weiter gebaut werden, die in 
Bismarckiſcher Geit durch das Geſetz vom 28. Auguft 1876 
über die Geſchäftsſprache der Behörden gelegt worden iſt. 
Bei dem nationalen Charakter unſeres Staatsweſens iſt es 
ausgeſchloſſen, daß neben der deutſchen Sprache noch andere 
Sprachen als Landesſprachen zugelaffen werden. Die neben 
dem deutſchen Volke noch vorhandenen Volksſtämme können 
eine Berückſichtigung ihrer Sprache nur inſoweit finden, als 
das ftaatliche Huſammenleben dies unbedingt erheiſcht. 

Dem Charakter unſeres Staates und ſeiner hiſtoriſchen 
Vergangenheit würde es auch durchaus widerſprechen, wenn 
etwa für einzelne Landesteile ein ſprachliches Sonderrecht be— 
gründet würde. 

Steht hiernach die politiſche Notwendigkeit der angedeu— 
teten Aenderung feſt, ſo fragt es ſich weiter, in welcher recht— 
lichen Form ſie zu geſchehen hat. Es kommt hierbei darauf 
an, ob die ausſchließliche Hulaſſung der deutſchen Sprache in 
den Verſammlungen eine Beſchränkung oder gar Aufhebung 
der verfaſſungsmäßigen Verſammlungsfreiheit für diejenigen 
Staatsbürger in ſich ſchließt, die der deutſchen Sprache nicht 
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mächtig find. Wenn dies anzunehmen ift, wie das Ober- 
verwaltungsgericht es in dem Urteil vom 28. September 1876 
tatſächlich annahm, ſo kann das Verbot fremoͤſprachlicher 
Verſammlungen nur erfolgen in den Formen einer Per- 
faſſungsänderung. 

Dieſe Anſicht iſt jedoch unzutreffend. Art. 29 und 30 
der Derfaffung enthalten nur allgemeine Grundſätze, die durch 
die Geſetzgebung über das Vereins- und Verſammlungsrecht 
ihre Ausgeſtaltung finden. Würde die deutſche Sprache als 
ausſchließliche Verſammlungsſprache eingeführt, fo würde 
das Vereins- und Verſammlungsrecht dadurch nicht auf- 
gehoben, ſondern nur ſeinem Inhalte nach näher beſtimmt. 
Es genügt daher eine Novelle zu dem Geſetz vom 11. März 
1850 über das Vereins- und Verſammlungsrecht. Die An— 
ſicht des Oberverwaltungsgerichts würde zu der Konfequenz 
führen, daß in Meſterreich diejenigen Staatsbürger, die eine 
andre Sprache ſprechen als die Geſchäftsſprache der Behörden 
des betreffenden Bezirks, ihres verfaſſungsmäßigen Vereins- 
und Verſammlungsrechts völlig beraubt ſind. 

Jedem Verſuch, den Gebrauch der polniſchen Sprache 
in den Verſammlungen wenigſtens für einzelne Gegenden 
zuzulaſſen, ſei es für die Landesteile, die ehemals zu dem 
Königreich Polen gehörten, ſei es darüber hinaus für weitere 
Gebiete, wird mit Energie entgegenzutreten ſein. Leider iſt, 
wie oben berichtet wurde, der Miniſter v. d. Recke im Jahre 
1897 einem ſolchen Beſtreben weit entgegengekommen, und 
auch der Abgeordnete Frhr. v. Sedlitz vertrat denſelben 
Standpunkt. 

Die damalige Regierungspolitif war nicht mehr und nicht 
weniger als der Verſuch, die Einheit des preußiſchen Staates 
auf dem Gebiete des ſprachlichen Rechts zu durchbrechen und 
für einzelne Landesteile ein ſprachliches Sonderrecht ein— 
zuführen. Die polniſche Sprache wäre damit als Landesſprache 
jener Gebiete im Sinne der Sprachenrechts öffentlich anerkannt 
worden. Die Einführung dieſes Sonderrechts wäre der erſte 
Schritt geweſen auf dem verhängnisvollen Wege zum Na- 
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tionalitätenſtaate. Daß das Gberverwaltungsgericht dieſem 
erſten Verſuche ſo beſtimmt entgegengetreten iſt und ihn als 
geſetzwidrig bezeichnete, daß es mit erfreulicher Ularheit den 
Satz ausſprach: „Von den Sprachenverhältniſſen des 
Landesteils hängt die rechtliche Huläſſigkeit des Be- 
brauches einer fremden Sprache überhaupt nicht 
ab“ — iſt ſehr dankenswert. Möge in Sukunft ſtets nach 
dem Grundſatz verfahren werden, der in den Motiven zu dem 
Geſetz über die Geſchäftsſprache der Behörden ausgeſprochen iſt: 
„Ein Staat, der auf das nationale Gepräge 
Gewicht legt, muß die Nationalſprache als 
ein Wahrzeichen feiner Einheit im geſamten 
öffentlichen Leben zur Anwendung bringen.“ 


II. 
Die polniſchen Poſtadreſſen. 
Geſchichte des Adreſſenſtreites. 


a) Bis zum Januar 1901. 


Der Streit wegen der polniſchen Briefadreſſen ſpielt ſeit 
dem Ende des Jahres 1900. Bis dahin ſind nach der un— 
beſtrittenen Behauptung polniſcher Abgeordneter Poſtſendungen 
mit polniſcher Aufſchrift anſtandslos befördert worden. 

Am 13. Oktober 1900 brachte der „Dziennik Slaski“ 
einen Artikel, der die Lefer des Blattes aufforderte, alle Poft- 
adreſſen polniſch zu ſchreiben, und hinzufügte: „Die Poſt iſt 
verpflichtet, ſolche Briefe zu behändigen; wo es keine Beamten 
giebt, die polniſch zu leſen verſtehen, mag die Poſt nur ſolche 
hinſtellen.“!) 

Der Dziennik Slaski hat eine verhältnismäßig geringe 
Zahl von Leſern und hauptſächlich nur in Schleſien. Schon 
früher hatten aber andere und zwar viel verbreitetere polniſche 
Blätter dieſelbe Mahnung zu wiederholten Malen an ihre 
Leſer ergehen laffen.?) 


1) Stenogr. Ber. d. Reichstags 1900/02, Bd. 1 S. 855. 
) „Die Gſtmark“, Februar 1901. — Die Wurzeln reichen freilich 


noch weiter zurück. Im Jahre 1899 ließ ein Herr v. Mycielski-Ho— 
bylepole eine Schrift erſcheinen unter dem Titel: „Die urſprünglichen fla- 
viſchen Ortsnamen in Preußiſch⸗Schleſien“. Als Ergänzung dazu ver- 
öffentlichte er im „Kuryer Poznanski“ vom 20. Dezember 1900 eine Liſte 


von angeblich polniſchen Namen aus Oft- und Weſtpreußen und am 
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Seit dem November 1900 ſtieg die Hahl der Briefe mit 
polniſcher Adreſſe ſehr erheblich. Schon dieſer Umſtand deutete 
darauf hin, daß der plötzlichen Vermehrung eine politiſche 
Agitation zu Grunde lag. Dies wurde auch von polniſcher 
Seite gelegentlich zugegeben. Wie der Berichterſtatter der 
Budgetkommiſſion Abgeordneter Dr. Paaſche in der Sitzung 
des Keichstages vom 15. Februar 1901 bemerkte, hat ein 
polniſches Mitglied — es war der Abg. v. Jazoͤziewski — 
in der Kommiffion geäußert, daß die polniſchen Briefadreſſen 
nicht ſowohl von der ärmeren Bevölkerung herrührten, die 
nicht deutſch ſchreiben kann, ſondern in erſter Linie von den 
Beſſerſituierten, die auf eine gewiſſe Agitation hin ſich der 
polniſchen Sprache da bedienten, wo ſie ebenſogut hätten 
deutſch ſchreiben können. Der betreffende Abgeordnete — ſo 
äußerte der Berichterſtatter — habe ſelbſt ausdrücklich erklärt, 
daß die Polen jede Gelegenheit benutzt hätten, um auf dieſem 
Gebiete ihre Sprache zur Anwendung zu bringen, weil ſie 
ein Recht darauf hätten, in dieſer Sprache ihre Adreſſen zu 
ſchreiben. 

Angeſichts der plötzlichen Vermehrung der Poſtſendungen 
mit polniſcher Aufſchrift fragte ein OGberpoſtdirektor bei dem 
Keichspoſtamt an, ob er nicht eine Bezirksverfügung erlaſſen 
ſolle gegenüber dieſem maſſenhaften Vorgehen der polniſchen 
Bevölkerung. Der Staatsſekretär v. Podbielski erwiderte 
jedoch am 9. November 1900, es werde nicht für angebracht 
erachtet, daß eine allgemeine Verfügung über die Behandlung 
der Poſtſendungen mit polniſcher Aufſchrift getroffen werde.!) 

Die polniſche Bevölkerung war indes der Meinung, daß 
die Praxis der Poſt ſich geändert habe, da Sendungen mit 
polniſcher Aufſchrift in vielen Fällen als unbeſtellbar behan— 


29. Januar 1901 60 Namen deutſcher Städte unter der Ueberſchrift 
„Frühere flavifche Städtenamen im Weſten des Slavenreiches“. Fu dieſem 
Slavenreiche rechnet er Städte wie Lüneburg, Magdeburg, Merſeburg, Neu— 
münſter, Oldenburg, Ratzeburg, Saalfeld, Salzwedel und andere. 

) Mitteilung des Staatsſekretärs in der Sitzung des Reichstages 
vom 24. Januar 1901. 


— 


. — 49 ar, 


delt würden. Im Reichstage richtete der Abgeoroͤnete v. Gle- 

bocki folgende Interpellation an den Reichskanzler: 

„J. Iſt dem Herrn Reichskanzler bekannt, daß in letzter Seit an 
vielen Orten des Bundesſtaats Preußen die Poſtbehoͤrden 
Poſtwertſendungen und einfache Briefe entgegen der Poſt— 
ordnung vom 20. März 1900 nicht befördert haben, 
wodurch zum Teil materieller Schaden für das betreffende 
Publikum entſtanden ift? 

„Welche Maßnahmen gedenkt der Herr Reichskanzler zu 
ergreifen, um für die Zukunft ſolchen Uebelftänden vor- 
zubeugen d“ 

In der Begründung der Interpellation, die am 24. Januar 

1901 zur Verhandlung kam, teilte der genannte Abgeordnete 

eine Reihe von Fällen mit, in denen Poſtſendungen mit pol- 

niſcher Aufſchrift bei der Aufgabe zurückgewieſen oder als 
unbeſtellbar behandelt worden waren, und zwar deshalb, weil 
die zur Bezeichnung des Empfängers und des Beſtimmungs⸗ 
orts verwendeten polniſchen Ausdrücke den Poſtbeamten nicht 
allgemein verſtändlich ſeien, und von den mit der Beſtellung 
von Poſtſendungen betrauten Poſtunterbeamten fremoͤſprach— 
liche Kenntniffe nicht verlangt werden könnten. Von den Poſt— 
behörden war hierbei meiſt Bezug genommen auf $ 4 der 

Poſtordnung vom 20. März 1900, welcher lautet: 

„In der Auffchrift müſſen der Empfänger und der 
Beſtimmungsort deutlich und ſo beſtimmt bezeichnet 
ſein, daß jeder Ungewißheit vorgebeugt wird.“ 

Der Interpellant behauptete, daß der § 4 der Poftord- 
nung das Vorgehen der Poſtbehörden nicht rechtfertigen könne, 
da die Beſtimmtheit des Adreſſaten und des Beſtimmungs— 
orts durch polniſche Adreſſen keine Einbuße erleide. Im 
übrigen ſei die polniſche Sprache in den polniſchen Landes- 
teilen Preußens keine fremde; ſie ſei ſeit Jahrhunderten die 
dort gebräuchliche Landes- und Umgangsſprache. 

In der Beantwortung der Interpellation verſicherte der 
Staatsſekretär, daß während ſeiner Amtsführung niemals 
die Politik auch nur im geringſten bei Maßnahmen der 
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Poftverwaltung beſtimmend geweſen ſei. Er beſchränkte 
ſich auf rein techniſche Geſichtspunkte, indem er ausführte, 
daß lediglich gemäß den beſtehenden Vorſchriften verfahren 
ſei. Die polniſchen Adreſſen ſeien aber tatſächlich für die 
Mehrzahl der Poſtbeamten nicht zu entziffern, beſonders des- 
halb, weil in der polniſchen Sprache die Eigennamen dekli— 
niert würden. Doppelt vorſichtig müſſe die Poſt bei Sen— 
dungen ſein, für die ſie eine Garantie zu leiſten habe, damit 
ſie nicht für Verſehen regreßpflichtig gemacht werde. Deshalb 
ſei es notwendig, daß bei allen derartigen Sendungen, alſo 
bei allen Poſtanweiſungen, allen Wertſendungen, aber auch 
bei allen gewöhnlichen Paketen, Empfänger und Beſtimmungs— 
ort ganz klar bezeichnet würden. 

Während von verſchiedenen Nednern behauptet wurde, 
daß das Vorgehen der Poſtverwaltung von politiſchen Ten— 
denzen geleitet fet und den Eindruck des Chikanöſen mache, 
betonte der Staatsſekretär, daß er nicht von politiſcher Ab— 
wehr geſprochen habe, ſondern von Abwehr der Erſchwerungen 
des geſamten Verkehrs. 

Die Haltung des Staatsſekretärs v. Podͤbielski begegnete 
in der deutſchen Preſſe nationaler Richtung lebhafter Miß— 
billigung. Es wurde ausgeführt, daß die Poſt eine nationale 
Einrichtung ſei, und daß gegen das Verhalten der Polen die 
Antwort dahin lauten müſſe, daß die deutſche Neichspoft für 
den inländiſchen Verkehr nur die deutſche Sprache zulaſſe. 


b) Seit dem Februar 100]. 


Die Ulagen der Polen hatten zur Folge, daß für die 
Bezirke der Oberpoſtdirektionen Pofen und Bromberg befondere 
Einrichtungen getroffen wurden. Unter dem J. Februar 1901 
wurde von den beiden genannten Gberpoſtdirektionen wörtlich 
gleichlautend die nachſtehende Bekanntmachung erlaſſen, die 
in den Regierungsamtsblättern von Poſen und Bromberg 
und auch in den Kreisblättern, dagegen nicht im Amtsblatt 
des Reichspoſtamts veröffentlicht wurde: 
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„Behufs Aufrechterhaltung eines geordneten und ſicheren 
Dienſtbetriebs bei den Poſtanſtalten wird hiermit zur Erläu— 
terung der Beſtimmung in der Poſtordnung vom 20. März 1900, 
wonach 

in der Aufſchrift der Empfänger und der Beſtimmungs⸗ 

ort deutlich und ſo beſtimmt bezeichnet werden müſſen, 

daß jeder Ungewißheit vorgebeugt wird, 
folgendes zur Uenntnis des Publikums gebracht: 

J. Bei Sendungen, für welche die Poſtverwaltung 
Gewähr zu leiſten hat, d. h. Paketen, Poſtanweiſungen, 
Einſchreibbriefen und Briefen mit Wertangabe, muß die 
ganze Aufſchrift in einer jedem Poſtbeamten verſtändlichen 
Sprache angegeben ſein. Hierbei ſollen allgemein gebräuchliche 
Anreden in fremder, z. B. polniſcher Sprache, von denen vor— 
ausgeſetzt werden kann, daß ihre Bedeutung auch den der 


fremden Sprache nicht mächtigen Beamten bekannt iſt, nicht 


beanftandet werden; für die aus der Anwendung ſolcher Aus— 
drücke entſtehenden Weiterungen und Unzuträglichkeiten über— 
nimmt indeſſen die Poftverwaltung gemäß $ 27 III der Poft- 
ordnung keine Verantwortung. Sendungen, die den Anfor— 
derungen nicht entſprechen, werden von den Poſtanſtalten nicht 
zur Beförderung angenommen. 

2. Auch bei gewöhnlichen Briefſendungen nach 
dem Inlande (Briefen, Poſtkarten, Druckſachen, Geſchäfts— 
papieren und Warenproben) muß die Aufſchrift der Regel 
nach in allgemeinverſtändlicher Sprache abgefaßt ſein. Finden 
fich indeſſen ſolche Sendungen mit fremoͤſprachlicher Adreſſe 
im Briefkaſten vor, ſo werden ſie, wenn der Beſtimmungsort 
verſtändlich angegeben iſt, der Beſtimmungspoſtanſtalt zu— 
geführt, welche die Beſtellung verſucht, ſofern ſie über die 
Adreſſe nicht im Sweifel iſt. Beſtehen jedoch Sweifel, ſo 
find die Sendungen der bei der unterzeichneten Ober- 
poſtdirektion eingerichteten Ueberſetzungsſtelle zuzu— 
führen. Dorthin gelangen auch die Briefſendungen, deren 
Beſtimmungsort in unverſtändlicher Weiſe angegeben iſt. 
Kann die Behändigung der Sendungen auch nach Mitwirkung 
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der Ueberſetzungsſtelle nicht erfolgen, fo werden die Sendungen 
als unbeſtellbar behandelt. 

Das Publikum wird hiernach in ſeinem eigenen Inter— 
eſſe erſucht, ſich bei Adreſſierung der Poſtſendungen der deut— 
ſchen Sprache zu bedienen.“ 

Wie der Wortlaut dieſer Bekanntmachung ergiebt, wurden 
für die Briefe mit polniſcher Aufſchrift in Poſen und 
Bromberg Ueberſetzungsſtellen eingerichtet. Dieſe Maß— 
regel wurde von der deutſchen Bevölkerung vielfach abfällig 
beurteilt und als eine Kapitulation der deutſchen Verwaltung 
vor den Forderungen des Polentuns bezeichnet. 

Bei der Beratung des Reichshaushaltsetats kam der 
Reichstag am 15. und 16. Februar 1901 auf die Angelegen— 
heit zurück. Hierbei teilte der Staatsſekretär mit, er habe in 
einem Erlaß vom 51. Januar 1901 ausgeſprochen, daß die 
Beſcheide wegen unbeſtellbarer Sendungen nur auf Grund 
der Poſtordnung zu erfolgen hätten. Wenn in einer Un— 
beſtellbarkeitsmeldung als Grund der Unbeſtellbarkeit ange— 
geben ſei, daß die Sendung eine polniſche Adreſſe trage, ſo 
entſpreche das natürlich nicht den Beſtimmungen. Ebenſo 
gut könne als Grund angegeben werden: weil mir die Naſe 
des Betreffenden nicht gefallen hat, oder: weil mir ſeine Ge— 
ſinnung nicht gefallen hat. Die Verwaltung lehne die Be— 
ſtellung auf Grund des § 4 der Poſtordnung nur dann ab, 
wenn die Adreſſe nicht deutlich und beſtimmt fei. Das fei 
für jedermann verſtändlich, während jeder andre Grund will— 
kürlich ſei und nicht auf dem Boden der Verordnung ſtehe. 

Ferner erläuterte der Staatsſekretär die erwähnte Be— 
Fanntmachung der Gberpoſtdirektionen in Poſen und Brom- 
berg. Bisher fei auf Grund des § 4 der Poſtordnung ſchon 
verlangt worden, daß bei Wertſendungen die Wertſumme in 
deutſcher Sprache angegeben würde. Jetzt werde verlangt, 
daß bei allen Sendungen, für welche die Poſt Gewähr zu 
leiſten hat, auch Empfänger, Ort und Wohnung deutſch be— 
zeichnet würden. Dieſe Vorſchrift fei erfolgt, weil die maffen- 
hafte Auflieferung derartiger Sendungen mit polniſchen 


Adrefien die Sicherheit gefährdet habe, und bedeute eine Ver- 
ſchärfung der beſtehenden Beſtimmungen im Intereſſe des 
Betriebes. 

Der Abgeordnete v. Jazoͤziewski äußerte, daß die Ein- 
richtung der Ueberſetzungsſtellen (für gewöhnliche Briefe, die 
fih im Briefkaſten vorfinden) als eine Konzeffion gegenüber 
der polniſchen Bevölkerung durchaus nicht erachtet werden 
könne; die Poftverwaltung habe damit einfach ihre geſetzliche 
Pflicht erfüllt. Uebrigens müſſe dafür Sorge getragen werden, 
daß in einer Verkehrsanſtalt wie die Poft Beamte feien, die 
die Landesſprache der Bevölkerung verſtänden. Dem gegen— 
über erklärte der Staatsſekretär, er ſei Chef der deutſchen 
Reichspoftverwaltung und müſſe die Anforderung, polniſch 
ſprechende Beamte anzuſtellen, unbedingt ablehnen. 

Die Ueberſetzungsſtellen find im Laufe der Seit bei der 
polniſchen Bevölkerung mehr und mehr unbeliebt geworden. 
In der Sitzung des Reichstages vom 15. März d. J. be- 
zeichnete der Abgeordnete v. Glebocki ihre Einrichtung als 
einen Eingriff in die bisherige Rechtslage, in den bisherigen 
friedlichen Suſtand der Dinge. Wiederholt wurde über die 
Verzögerung Klage geführt, die dadurch herbeigeführt werde, 
daß Briefe der Ueberſetzungsſtelle eingeſandt würden. 

Der Abgeordnete v. Glebocki beſchwerte ſich am 13. März 
auch darüber, daß entgegen dem Wortlaut der Bekanntmachung 
vom J. Februar 1901 polniſche Orts bezeichnungen in 
vielen Fällen nicht überſetzt worden ſeien. Früher ſei ein 
zweiſprachiges Verzeichnis ſämtlicher Ortſchaften der Provinz 
Poſen imf Gebrauch geweſen, das von der Gberpoſtdirektion 
zuſammengeſtellt worden ſei. Noch im Jahre 1894 ſei ein 
ſolches Verzeichnis in der Reichsdruckerei gedruckt worden; es 
ſei aber jetzt eingezogen und vernichtet worden. Der Staats- 
ſekretär Uragetke äußerte fih über dieſen Punkt: 

„Ferner wunderte ſich der Herr Vorredner, daß die 
Ueberſetzungsſtelle nicht alles überſetze. Ja wir leben 
eben im Deutſchen Reich. Wir haben im Deutſchen 
Reich unſre amtlichen deutſchen Ortsbezeich— 
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nungen. Diejenigen, die Sie belieben aufzuſchreiben, 

haben wir nicht; eine polniſche Geographie giebt es nicht.“ 

Da die Bekanntmachung vom J. Februar 1901 die 
Ueberſetzung „unverſtändlicher“ Beſtimmungsorte ausdrücklich 
vorgeſehen hatte, ſo ſcheint es, daß dieſelbe inzwiſchen in dieſem 
Punkte abgeändert worden iſt. Auch in Bezug auf einen 
weiteren Punkt ſcheint man jetzt von den Vorſchriften der 
Bekanntmachung abzuweichen. Es war dort beſtimmt wor— 
den, daß in der Adreſſe allgemein gebräuchliche Anreden in 
fremder, z. B. polniſcher Sprache, von denen vorausgeſetzt 
werden könne, daß ihre Bedeutung auch den der fremden 
Sprache nicht mächtigen Beamten bekannt ſei, nicht beanſtandet 
werden ſollten. Bei der diesjährigen Etatsberatung wurden 
aber verſchiedene Fälle angeführt, in denen allgemein gebräuch— 
liche polniſche Titulaturen fogar der Veberſetzungsſtelle nicht 
verſtändlich waren und die Sendungen als unbeſtellbar be— 
handelt wurden. 

Schon am 21. März 1901 hatte der Staatsſekretär 
v. Podbielsfi im Reichstage die Ueberſetzungsſtellen als 
einen Verſuch bezeichnet. An diefe Aeußerung erinnerte der 
Staatsſekretär Kraetfe am 15. März d. J. und deutete ða- 
mit an, daß die Aufhebung der Veberſetzungsſtellen in Er- 
wägung gezogen werden könne. Er legte einen Brief vor, 
der auf der Rückſeite ein Vokabularium für die Poft zur 
Ueberſetzung der auf der Vorderſeite befindlichen Adreſſe ent- 
hielt, ferner einen Brief, deſſen Adreſſe außer drei in die pol— 
niſche Dativform flektierten Familien- und Vornamen nicht 
weniger als 24 polnifche Worte zeigte. Der Staatsſekretär 
nannte das eine Herausforderung, die der Verwaltung 
nicht zugemutet werden könne und rief den polniſchen Ab— 
geordneten zu: 

„Ich möchte Ihnen empfehlen, daß Sie im Inter— 
eſſe Ihrer polniſchen Bevölkerung dieſe Herausforderung 
nicht weiter treiben, denn ich kann Ihnen verſichern, 
daß ich auf dieſem Wege Ihnen nicht folge, ſondern 
Ihnen vollen Widerſtand entgegenſetze.“ 
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Die Frage nach der Suläſſigkeit der polniſchen Poſt— 
adreſſen iſt neuerdings von Herrn Geheimem Juſtizrat Prof. 
Dr. Zorn in Bonn in einem Aufſatz über die deutſche 
Staatsſprache behandelt worden, der im Oktober 1901 im 
„Verwaltungsarchiv“ erſchien (Bd. 10, S. ff.). Er behauptet, 
daß die Amtsſprache aller Zweige der Reichsperwaltung, alfo 
auch der Reichspoft, die deutſche fei; daß alle Briefadreſſen, 
ſoweit der inländiſche Verkehr in Betracht komme, deutſch zu 
ſchreiben ſeien, weil die Adreſſe als ein an die Poſtbehörde 
gerichteter Antrag anzuſehen ſei, und daß Poſtſendungen jeder 
Art mit polniſcher Ortsangabe als unbeſtellbar zu behandeln 
ſeien, wenn die polniſche Bezeichnung von der deutſchen ab— 
weiche. 

Die folgende Darſtellung wird ergeben, daß dieſe Sätze 
nur zum Teil richtig und die Gründe, mit denen Horn ſie 
beweiſen will, nicht haltbar ſind. 


Das geltende Redt. 
J. Rechtscharakter der Poft. 


Sorn geht von der Grundlage aus, daß die Poſt kein 
Gewerbe ift, ſondern ein Hweig der Staatsverwaltung, und 
daß die einzelnen Rechtsgeſchäfte, die das Publikum mit der 
Poſt abſchließt, fih nicht auf dem Boden des Privatrechts, 
ſondern auf dem des Verwaltungsrechts bewegen. Da diefe 
Sätze ſehr umſtritten, andererſeits aber für die Frage nach 
der Sprache der Poſtadreſſen von Bedeutung find, fo ift es 
erforderlich, auf den Rechtscharakter der Poft und ihres Ver- 
kehrs mit dem Publikum näher einzugehen. 

Das deutſche Verwaltungsrecht hat drei Perioden erlebt, 
die einander unter heftigen Erſchütterungen abgelöſt haben: 
auf die Seit des Territorialſtaates oder der landesherrlichen 
Hoheitsrechte, in der das Verwaltungsrecht innerlich nach dem 
Vorbild des Sivilrechts geſtaltet war, folgte der abſolute Po— 
lizeiſtaat, der ſeinerſeits im Laufe des 19. Jahrhunderts all- 
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mählich von dem Rechtsſtaat abgelöft wurde. Das heutige 
Recht ift aber noch mit Trümmern früherer Entwicklungs- 
ſtufen angefüllt, die erſt allmählich nach den Grundſätzen des 
neuen Rechts umgebildet werden. (Otto Maper, Deutſches 
Verwaltungsrecht Bd. I § 3 ff.) 

Wenn es fih darum handelt, den Kechtscharakter der 
Poſt und ihrer Betriebsgeſchäfte feſtzuſtellen, wird noch heute 
vielfach mit Anſchauungen und Begriffen operiert, die dem 
Gedankenkreiſe des Polizeiſtaats angehören. 

In der Seit des Polizeiftaates wurden alle Kechtsverhält— 
niſſe vermögensrechtlicher Natur ohne weiteres als zivilrecht— 
liche angeſehen und behandelt; ſie wurden auf dieſe Weiſe 
der Willkür der abſoluten Staatsgewalt entzogen und der 
Rechtſprechung unabhängiger Gerichte unterftellt. In andern 
Fällen nahmen die polizeiftaatlichen Juriſten ein gemiſchtes 
Rechtsinftitut an, das in einzelnen Beziehungen zivilrechtlich, 
in andern wieder als oͤffentlichrechtlich aufgefaßt wurde. 
(Otto Mayer Bd. I, S. 45 ff, 145.) Von dieſer allgemeinen 
Entwicklung wurde auch die Poft betroffen. 

1. Nach der älteren Auffaſſung ift die Poft ein Gewerbe; 
der Staat betreibt ſie in derſelben Weiſe wie irgend ein 
Fabrikunternehmen. (Rein zivilrechtliche Auffaſſung.) 

2. Daneben kam die Anſchauung auf, daß die Poft zwar 
einen Zweig der inneren Staatsverwaltung bildet, daß aber 
die einzelnen Nechtsgefchäfte, die die Poft in ihrem Betriebe 
und in Verfolgung ihrer öffentlichen Swecke mit dem Publi— 
kum abſchließt, dem Sivilrecht, dem Handelsrecht angehören. 
(Annahme eines gemiſchten Rechtsinſtituts.) 

5. Im Gegenſatz dazu wird neuerdings die Anſicht ver— 
treten, daß auch der Verkehr des Publikums mit der Poſt 
nicht nach Sivilrecht zu beurteilen iſt, ſondern gaͤnz dem 
öffentlichen Recht, dem Verwaltungsrecht angehört. (Rein 
Sffentlihrehtlihe Auffaſſung.) 

Bevor auf dieſe verſchiedenen Theorien näher eingegangen 
werden kann, iſt es nötig, auf die geſchichtliche Entwicklung 
des neueren deutſchen Poſtrechts einen Blick zu werfen. 
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Ein einheitliches deutſches Poſtrecht wurde zuerſt durch 
das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch im Jahre 1865 
geſchaffen. Vorher beſtand Unſicherheit über den Inhalt der 
geltenden Rechtsnormen, beſonders in den Ländern des fo- 
genannten gemeinen Rechts. Die Juriſten fprachen von einem 
Poſtgewohnheitsrecht, deſſen Inhalt jedoch vielfach beſtritten 
war. Es bedeutete deshalb einen entſchiedenen Fortſchritt, 
wenn in das Handelsgeſetzbuch die Vorſchrift aufgenommen 
wurde, daß die Beſtimmungen des Titels über das Fracht— 
geſchäft für die Poſtanſtalten inſoweit gelten ſollten, als nicht 
durch beſondere Geſetze und Verordnungen ein anderes für 
dieſelben beſtimmt ſei. 

Später wurde auch die Poſt verwaltung einheitlich, als 
das Poſtweſen von dem Vorddeutſchen Bunde und dann 
von dem Deutſchen Reiche übernommen wurde. Das jetzt 
giltige Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen Reiches ift 
vom 28. Oktober 1871. In 8 50 dieſes Geſetzes wird fol- 
gendes beſtimmt: 

„Durch ein von dem Reichskanzler zu erlaſſendes 
Keglement, welches mittels der für die Publikation 
amtlicher Bekanntmachungen beſtimmten Blätter zu 
veröffentlichen iſt, werden die weiteren bei Benutzung 
der Poftanftalt zu beobachtenden Dorfchriften getroffen. 

Dieſe Vorſchriften gelten als Beſtandteil des Ver— 
trages zwiſchen der Poſtanſtalt und dem Abſender.“ 
Das hier erwähnte Reglement ift die Poftordnung, die 

jetzt in der Faſſung vom 20. März 1900 in Geltung iſt. 
Zu derſelben ſind noch zahlreiche Ausführungsbeſtimmungen 
ergangen, die in der amtlichen Ausgabe in der Form von 
Anmerkungen abgedruckt ſind. 

Nachdem durch die Poſtordnung die Rechtsverhältniſſe 
der Poft erfchöpfend geregelt waren, wurde die erwähnte Be- 
ſtimmung des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs mehr 
und mehr gegenſtandslos. Noch mehr iſt dies der Fall, feit 
das Handelsgeſetzbuch für das Deutſche Reich vom 10. Mai 
1897 in $ 452 beſtimmt: 
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„Auf die Beförderung von Gütern durch die Poſt— 
verwaltungen des Reichs und der Bundesſtaaten finden 
die Dorfchriften dieſes Abſchnitts (vom Frachtgeſchäft) 
keine Anwendung. Die bezeichneten Poftverwaltungen 
gelten nicht als Kaufleute im Sinne dieſes Handelsge— 
ſetzbuches.“ 

Wie iſt nun auf Grund dieſer Entwicklung die deutſche Poſt 
juriſtiſch zu charakteriſieren ? 

Die Anſicht, daß die Poſt ein Gewerbe ſei, wurde von 
dem Reichsoberhandelsgericht vertreten und hat noch heute 
zahlreiche Anhänger. Es ſei nur auf Laband und die von 
ihm in der 4. Auflage feines Staatsrechts (Bd. 3 S. 77) 
zitierten Schriftſteller hingewieſen. Eine Konfequenz dieſer 
Auffaffung ift es, wenn die Poft als Kaufmann im Sinne 
des Handelsgeſetzbuchs angeſehen wurde. In letzterer Be- 
ziehung ift ja nun freilich eine beſtimmte Dorfchrift ergangen, 
wonach die Poft nicht Kaufmann iſt: der erwähnte $ 452 
des neuen Handelsgeſetzbuchs. Damit ift aber noch Feines- 
wegs die Anſicht aus der Welt geſchafft, daß die Poſt ein 
Gewerbe ſei. Die Anhänger dieſer Meinung können einfach 
ſagen, daß durch jene poſitive, auf ihren unmittelbaren In— 
halt zu beſchränkende Rechtsvorſchrift die juriſtiſche Charakte— 
riſierung der Poſt und ihrer Geſchäfte, die allein der Wiſſen— 
ſchaft gebührt, nicht beeinflußt werden könne. So führt La band 
(Staatsrecht 4. Aufl. Bd. 5 S. 51) aus, daß durch $ 452 des 
Handelsgeſetzbuchs die Kontroverfe, ob die Poft Kaufmann 
iſt, erledigt ſei; er ſucht aber trotzdem wie in den früheren 
Auflagen ſeines Werkes nachzuweiſen, daß die Thätigkeit der 
Poft als Gewerbebetrieb fih darſtelle, nimmt alfo an, daß für 
dieſe Frage durch den § 452 nichts entſchieden ſei. 

Die beiden Anſichten, die oben unter 2 und 5 aufgeführt 
find, die Theorie des gemiſchten Rechtsinſtituts und die rein 
öffentlichrechtliche Auffaſſung, gehen von der gemeinſamen 
Grundlage aus, daß die Poft ein Zweig der inneren Verwal- 
tung iſt. Schon das Preußiſche Landrecht bezeichnete die Poſt 
als eine Anſtalt, die der Staat zum allgemeinen Beſten unter— 
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halte ($ 142 T. II Tit. 15). Demgemäß hat das Ober- 
tribunal am 19. Dezember 1857 den Satz ausgeſprochen, 
daß im preußiſchen Staate das Poſtweſen nicht etwa ein mit 
fiskaliſchen Mitteln betriebenes Gewerbe ſei, ſondern eine zur 
Erreichung der Staatszwecke dienende Anſtalt, daß ſie alſo zu 
den eigentlichen Staatseinrichtungen gehöre, die Verrichtungen 
der Poft mithin Funktionen eines Zweiges der inneren Staats- 
verwaltung ſeien (Juſtizminiſterialblatt von 1858 S. 74). In 
demſelben Sinne hat ſich das Gberverwaltungsgericht wieder— 
holt ausgeſprochen (Entſcheidungen Bd. 4, S. 14; Bd. 25, 
SEN); 

Am meiften verbreitet ift heute noch die Meinung, daß 
die Poft zwar ein Zweig der inneren Staatsverwaltung ſei, 
daß aber ihr Verkehr mit dem Publikum privatrechtliche 
Formen an ſich trage. Dieſe Anſicht iſt namentlich von 
Goldſchmidt begründet worden; andere Vertreter derſelben 
find Dambach, Georg Meyer und Löning. Schon in 
der Uommiſſion für die Beratung des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs war die Meinung geäußert worden, eine 
Verkennung des Poſthoheitsrechts liege keineswegs darin, 
wenn die privatrechtliche Seite des Poſtweſens privatrechtlich 
behandelt werde [Protokolle S. 5050). 

Die oben unter 3 erwähnte Anſicht, daß der Verkehr der 
Poſt mit dem Publikum nicht die „privatrechtliche Seite des 
Poſtweſens“ ſei, ſondern ebenfalls dem öffentlichen Recht an— 
gehöre, wurde ſchon bei der Beratung des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs im Jahre 1861 von mehreren Regierungen 
vertreten, nämlich von Kurheffen, Hannover, Mecklenburg 
und Baden. (Suſammenſtellung der Erinnerungen gegen den 
Entwurf zweiter Leſung, Anträge 485—486.) Die Mecklen— 
burgiſche Regierung bemerkte: 

„Dem Handelsgeſetzbuch kann eine Anwendbarkeit 
in Bezug auf den Poſtverkehr überall nicht zugeſtanden 
werden; vielmehr ift ſolche Anwendbarkeit durch eine 
ausdrückliche desfallſige Beſtimmung des Geſetzbuches 
gänzlich auszuſchließen. Für die Transporttätigkeit, 
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welche der Staat durch die Verwaltung der Poſten aus- 

übt, kann nur die Poſtgeſetzgebung normieren; das Poſt— 

inſtitut iſt kein Gewerbe, ſondern ein Regal.“ (S. 75.) 
Schon 1858 hatte Linde ausgeführt, daß der Poſttransport— 
vertrag dem öffentlichen Rechte angehöre. (Ueber die Haft- 
pflicht der Poftanftalten, 1859, S. 47.) Einen Anlauf zu 
öffentlichrechtlicher Betrachtung nahm ſpäter Schott. Er be— 
hauptete (in Endemanns Handbuch des Handelsrechts Bd. III 
1885 S. 355 ff), die Poft befördere nicht auf Grund eines 
Vertrages; ſie werde vielmehr auf die Aufforderung eines 
Abſenders hin, ihrer geſetzlichen Beförderungspflicht Genüge 
zu tun, in Erfüllung ihrer geſetzlichen Gbligation tätig. 
Seine weitere Anſicht, daß trotzdem die Geſchäfte der Poſt 
privatrechtlicher Natur und zwar ſubjektive Grundhandels— 
geſchäfte ſeien, iſt ſchwerlich damit zu vereinigen. 

In den letzten Jahrzehnten hat zuerſt v. Uirchenheim 
die öffentlichrechtliche Natur der Poſt verteidigt und zwar 
in Holtzendorffs Rechtslexikon s. v. Poſtverwaltung (Bd. 5, J, 
S. 110). Er ſagt: „Die Poſtverwaltung iſt ein gleichwertiges 
Glied im geſamten Verwaltungsorganismus. Die rechtliche 
Natur der Poſt beſtimmt ſich nicht etwa nach Regeln des 
Privat“, des Handelsrechts, ſondern nach öffentlichrechtlichen 
Grundſätzen. Die Poftverwaltung iſt nicht Gewerbebetrieb, 
ſondern Staatsverwaltung.“ 

Gegen die privatrechtliche Natur der von der Poſt ab— 
geſchloſſenen Geſchäfte ift auch Horn aufgetreten (Deutſches 
Staatsrecht, Bd. 2 1885, S. 15. 27). Er ſagt, durch die Be— 
nutzung der Poſt werde eine Obligation des öffentlichen Rechts 
begründet; das Bewerber und Sivilrecht gelte für die Poſt 
und ihre Geſchäfte nicht. Welcher Art diefe Obligation des 
öffentlichen Rechtes fei, hat Horn nicht näher ausgeführt, auch 
nicht in ſeinem oben erwähnten Aufſatz über die deutſche 
Staatsſprache in Bd. 10 des Verwaltungsarchivs. 

Dieſer Aufgabe hat ſich Otto Maper in ſeinem deutſchen 
Verwaltungsrecht unterzogen (Bd. 1 S. 145, 215, — Bd. 2 
S. 518 ff.). Seine Anſicht ift kurz folgende: Der Verkehr mit 
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i der Poft ift eine Art der öffentlichen Anſtaltsnutzung. 
Ob ein Rechtsinſtitut dem öffentlichen Recht oder dem Sivil⸗ | 
recht angehört, kann im einzelnen Falle zweifelhaft ſein; ent— | 
fcheidend ift, ob der Staat dabei wie ein Einzelner, alſo ; 
privatwirtſchaftlich auftritt. Gerade bei den Anſtalten iſt die x | 
Scheidung oft ſchwierig; warum das eine zivilrechtlich, das 
andere öffentlichrechtlich behandelt wird, läßt ſich meiſt nur 
aus dem geſchichtlichen Hergange erklären. Die Poſt war 
jedoch in ihrem Verkehr zum Publikum von jeher öffentlich— 
rechtlich geordnet. Sie iſt auch nicht etwa ein gemiſchtes 
Kechtsinſtitut, das ſeine civilrechtliche und öffentlichrechtliche 
Seite hat. Solche gemiſchten Rechtsinſtitute entſprechen der 
Seit des Polizeiſtaates: unſere heutigen Rechtsinſtitute ſind 
| notwendig einheitlicher Natur. Gegen die Fuweiſung des | 
Poſtverkehrs an das öffentliche Recht ſpricht auch nicht, daß ; 

die Fivilgerichte darüber zu entſcheiden haben; für die Su- ' 
ſtändigkeit der ordentlichen Gerichte ift nach poſitiver Vor— 
ſchrift noch die frühere polizeiftaatliche Auffaſſung entſcheidend, 
wonach alles Dermögensreht auch Zivilrecht ift; die bürger- 

lichen Gerichte entſcheiden über zahlreiche Rechtsverhältniſſe, 
welche die heutige Theorie dem Verwaltungsrecht zuweiſt. — l 
Die Poſt ſchließt mit dem Publikum keine Verträge, über- 
haupt keinerlei Art von Rechtsgeſchäft, ſondern es liegt öffent- 
lichrechtliche Anſtaltsnutzung vor. Dagegen ſpricht auch nicht 
$ 50 des Poſtgeſetzes, der in dem zweiten Abſatz beſtimmt, 
daß die Vorſchriften des vom Reichskanzler zu erlaſſenden | 
Reglements (der Poftordnung) als Beſtandteil des Vertrages 
zwiſchen der Poſt und dem Abſender gelten. Wenn das Ge— | 
feg hier den Ausdruck „Vertrag“ gebraucht, ſo entſpricht das | 
der herrſchenden juriſtiſchen Formulierung des Derhältniffes, 
kann aber für die juriſtiſche Honſtruktion nicht entſcheidend 
fein, ſondern beweiſt höchitens, bei welchem Univerſitätslehrer 
der Rat, der den Text des Geſetzes entwarf, ſeinerzeit Staats- 
recht gehört hat. — Die Sulaſſung zur Anſtalt iſt an be⸗ 
ſtimmte Vorausſetzungen gebunden; fie geſchieht 3. B. durch 
die Annahme der Depeſche, durch die Abſtempelung des Briefes. 
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Dieſe Zulaffung eröffnet dem Einzelnen die Leiſtungen der 
Anſtalt, bindet aber dieſe Leiſtungen nicht. Gegen den will— 
kürlichen Ausſchluß von der Anſtaltsnutzung ſchützt nur die 
Dienſtpflicht. Die Anſtaltsordnung, welche die Benutzung regelt, 
enthält keine Rechtsſätze, ſondern nur Dienſtvorſchriften. Das 
Porto iſt eine öffentliche Gebühr. 

So die Meinung von Otto Mayer, die hier aus ver 
ſchiedenen Kapiteln feines Werkes zuſammengeſtellt iſt. In 
ähnlicher Weiſe hat auch Arndt, ohne Otto Mayer zu er- 
wähnen, in feinem Staatsrecht des Deutſchen Reiches (1901 
S. 28 ff.) das Poſtrecht auf rein öffentlichrechtlichen Grund- 
lagen aufgebaut. Auch er ſtellt in Abrede, daß die Poſt mit 
dem Publikum Verträge abſchließt. 

Daß auch die einzelnen Betriebsgeſchäfte der Poſt öffent— 
lichrechtlich ſind, folgt meines Erachtens beſonders daraus, 
daß das von der Poſt erhobene Porto eine Gebühr iſt, die 
fogar im Swangsverfahren beigetrieben werden kann. Das 
Gebührenprinzip iſt aber dem privatwirtſchaftlichen Prinzip 
direkt entgegengeſetzt (A. Wagner, Finanzwiſſenſchaft Bd. 1, 
5. Aufl. S. 65 7). ) 

Auch darauf mag hingewieſen werden, daß nach franzö— 
ſiſchem Recht das Poſtrecht dem Verwaltungsrecht angehört; 
das franzöſiſche Poſtrecht ift aber für die meiſten europäiſchen 
Staaten vorbildlich geweſen. 


2. Rechtliche Natur der Poſtadreſſen. 


Faßt man das Verhältnis der Poſt zu dem Publikum 
als ein öffentlichrechtliches auf, fo kommt der Adreſſe der 
Poſtſendungen eine beſondere rechtliche Bedeutung nicht zu. 
Sie iſt einfach die Bezeichnung des Empfängers, und zwar 
iſt ſie zur Uenntnis der Poſtbehörden, genauer derjenigen Poſt— 
beamten beſtimmt, durch deren Hände die Sendung von ihrer 


1) Don den Schriftſtellern des Handelsrechts weiſt Coſack (Lehrbuch 
4. Aufl. § 9s) den Verkehr des Publikums mit der Poft dem öffentlichen 
Rechte zu. 
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Einlieferung bis zu ihrer Aushändigung an den Empfänger 
läuft. Die Bemerkungen, die außer der Bezeichnung des 
Empfängers nach Namen, Stand und Wohnort auf der Adreſſe 
etwa noch vorhanden find, wie der Frankierungsvermerk 
oder Vermerke, die eine beſondere Art der poftalifchen Be- 
handlung herbeiführen ſollen, wie „Einſchreiben“, „Einſchreiben 
gegen Kückſchein“, „Durch Eilboten“, „Eigenhändig“ u. ſ. w. 
ſind ebenfalls lediglich zur Uenntnisnahme der betreffenden 
Poſtbeamten beſtimmt. 8 

Rechtlich von Bedeutung ift nicht die Adreſſe als ſolche, 
fondern die Sulaſſung zur Anſtaltsnutzung, wie Otto Mayer 
ſich ausdrückt. Er ſagt, daß dieſe Sulaſſung durch Annahme 
der Depeſche und durch Abſtempelung des Briefes erfolge. 
Bei allen Sendungen, die am Poſtſchalter aufgegeben werden, 
erfolgt ſie durch die Aufgabe (Einlieferung). 

In allen Fällen iſt alſo die Aufſchrift der Poſtſendung 
nebſt allen etwaigen Nebenbemerkungen eine für die Poft- 
behörden beſtimmte Mitteilung. 

Hiernach kann ich es nicht für richtig halten, wenn 
Zorn behauptet (Verwaltungsarchiv Bd. 10, S. 14), die 
Briefadreſſe enthalte den „Antrag des Abſenders an die 
Poſtverwaltung auf Beförderung“. Von einem Antrag iſt 
bei der öffentlichen Anſtaltsnutzung überhaupt nicht die Rede; 
der Abſender einer Poſtſendung macht einfach von der öffent— 
lichen Verkehrsanſtalt Gebrauch gemäß den für dieſelbe ge— 
troffenen Vorſchriften. Die Adreſſe ift dem Beſtellzettel zu 
vergleichen, durch den jemand in einer öffentlichen Bibliothek 
ein Buch beſtellt. Schon Schott hat 1885 ausgeführt, daß 
die Poſt nicht auf Grund eines Vertrages befördere, ſondern 
auf die Aufforderung des Abſenders hin in Erfüllung ihrer 
geſetzlichen Beförderungspflicht tätig werde. 

Wie oben erwähnt wurde, wird jedoch die Meinung 
der Schriftſteller, die der Anſicht ſind, daß der Verkehr mit 
der Poſt dem öffentlichen Recht angehöre, heute noch nicht 
allgemein anerfannt. Diele find noch heute der Anficht, daß 
die Poft mit dem Abſender einen Vertrag ſchließt, der nach 
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Sivilrecht zu beurteilen ift. Es ift daher notwendig, zu 
erörtern, welche Bedeutung von diefer Rechtsanſchauung aus 
den Aöreffen der Poſtſendungen beiwohnt. 

Die Natur dieſes Vertrages ift nach der herrſchenden 
Meinung bei den einzelnen Arten von Poſtſend ungen ver- 
ſchieden. Bei Paketen und Druckſachen handelt es ſich um 
einen Frachtvertrag, ebenſo nach der überwiegenden Meinung 
auch bei Briefen. Ueber die Natur der Poſtanweiſung 
herrſcht Streit (Mittelſtein, Beiträge zum Poſtrecht S. 9 ff., 
S. 82 ff.). 

Auch die Adreſſe ſoll bei den verſchiedenen Arten von 
Poſtſendungen eine verſchiedene Bedeutung haben. Bei Paketen 
hat die Paketadreſſe, wie behauptet wird, die Natur eines 
Frachtbriefes, alſo einer ſchlichten Beweisurkunde über den 
Frachtvertrag. Was die Briefadreſſen betrifft, fo behauptete 
Laband (Staatsrecht 2. Aufl. Bd. 2, S. 89), daß die Adreſſe 
die Natur eines Frachtbriefes habe; das Eigentümliche dabei 
ſei nur, daß der Frachtbrief hier mit dem Frachtſtück ſelbſt 
körperlich vereinigt ſei. Auch Mittelſtein (a. a. ©. S. 15) 
ſchließt fih dieſer Meinung an und nennt die Briefadreſſe 
einen unſelbſtändigen Frachtbrief. 

Es iſt hervorzuheben, daß auch auf dem Boden der er— 
wähnten zivilrechtlichen Auffaſſung ſowohl die Briefadreſſe 
wie die Poſtpaketadreſſe zur Kenntnisnahme der Poſtbeamten 
beſtimmt ſind. Dasſelbe gilt auch von dem ausgefüllten 
Poftanweifungsformular, mag man nun die Poftanweifung 
für eine wirkliche Anweiſung halten oder für einen Vertrag 
beſonderer Art. Daß das Poſtanweiſungsformular für die 
Doft beſtimmt ift, geht ſchon daraus hervor, daß die Poft es 
zurückbehält und der Empfänger nur den Abſchnitt abtrennen 
darf. — 

Aus den vorſtehenden Ausführungen ergiebt ſich folgen— 
des: Mag man den Verkehr mit der Poſt rechtlich auffaſſen 
wie man will, mag man den Aufſchriften der verſchiedenen 
Arten von Poſtſendungen eine rechtliche Erheblichkeit bei— 
meſſen oder nicht, in jedem Falle enthält die Adreſſe eine 


für die Kenntnisnahme der Poſtbehörden gemachte Mit- 
teilung. 
Damit ſtimmt es überein, wenn der Staatsſekretär 
v. Podbielsfi am 24. Januar 1901 im Reichstage ſagte: 
„Nun meine ich doch, daß die Adreffe nicht ein 
Gegenſtand (foll wohl heißen: Teil) der Korrefpondenz 
iſt, ſondern eine Anweiſung für die Poſt, die Sendung 
an den und den beſtimmten Empfänger zu beſtellen. 
Su dieſem Swecke fügen Sie auch Straße und Nummer 
hinzu und bezeichnen das Geſchäft näher.“ (Stenogr. 
Ber. S. 852.) 


5. Geſchäftsſprache der Poſtverwaltung. 


Es ift nunmehr an der Seit, Horns Behauptung zu 
prüfen, daß die Amtsſprache der deutſchen Reichspoſt aus- 
ſchließlich die deutſche Sprache ſei. 

Während in Preußen das Geſetz vom 28. Auguſt 1876 
die deutſche Sprache für die ausſchließliche Geſchäftsſprache 
aller Behörden, Beamten und politiſchen Körperfchaften des 
Staates erklärt hat, fehlt es für das Deutſche Reich an einer 
entſprechenden allgemeinen Vorſchrift. 

Hieraus iſt von polniſcher Seite öfter der Schluß gezogen 
worden, daß mangels einer ſpeziellen Vorſchrift der Gebrauch 
der deutſchen Sprache im amtlichen Verkehr von dem Publi— 
kum nicht verlangt werden könne, und daß beſonders der 
Gebrauch der polniſchen Sprache, die in gewiſſen Teilen von 
Preußen die Landesſprache ſei, im Gebiete des Reichsrechts 
niemandem verwehrt werden könne. (Rede des Abgeordneten 
v. Glebocki in der Sitzung des Reichstages vom 24. Januar 
1901; Stenogr. Ber. S. 850.) 

Im Gegenſatz dazu behauptet Horn (a. a. O. S. 4), 
der Grundſatz, daß die deutſche Sprache die ausſchließliche 
Geſchäftsſprache der Behörden ift, fei im Gebiete des Reihs- 
rechts jederzeit als ſelbſtverſtändlich betrachtet worden, wie 
fidh mit zwingender Logik daraus ergebe, daß man nach ver- 
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ſchiedenen Richtungen hin Ausnahmen davon geſetzlich feſt— 
geſtellt oder die Aufnahme ſolcher Ausnahmen in ein Geſetz 
mit beſtimmter Abſicht abgelehnt habe. 

Was bei dem Erlaß von Reichsgeſetzen als ſelbſtver— 
ſtändlich betrachtet wurde und was nicht, iſt an und für ſich 
gleichgiltig. Nicht auf die Anſichten und Meinungen 
des Geſetzgebers kommt es an, ſondern auf den geſetzgeberiſchen 
Willen, wie er in dem Geſetze zum Ausdruck kommt. Da 
Jorn behauptet, daß feine Anſicht mit „zwingender Logik“ 
ſich ergebe, ſo ſcheint er anzunehmen, daß ſie im Wege der 


ſogenannten logiſchen Interpretation gewonnen werden könne, 


und zwar mittels des argumentum a contrario. Dieſe Regel 
kann hier jedoch nicht zum Siele führen. In dem von Sorn 
neu bearbeiteten Preußiſchen Staatsrecht von Rönne heißt 
es (Bd. J, S. 157): 

„Dieſe Regel des argumentum a contrario fann aber 
nur beſchränkt angewendet werden, nämlich nur dann, 
wenn in einem eine beſtimmte Beſchränkung für ſich 
angebenden Rechtsſatze zugleich mittelbar der Gedanke 
ausgedrückt iſt, daß außerhalb der Beſchränkung das 
Gegenteil gelten ſolle; ob dies aber der Fall iſt, muß 
aus den Umſtänden mit beſonderer Vorſicht entnommen 
werden.“ 

Jorn wird ſchwerlich behaupten können, daß in den für 
andere Rechtsgebiete geltenden ſprachenrechtlichen Sonderbe— 
ſtimmungen zugleich mittelbar der Gedanke ausgedrückt iſt, 
daß auf dem Gebiet der Poftverwaltung die deutſche Sprache 
ausſchließlich herrſchen ſoll und daß das Publikum, das mit 
der Poſt in Verkehr tritt, ſich ihrer zu bedienen hat. 

Wer behauptet, daß auf dem Gebiet des Poſtweſens nur 
die deutſche Sprache Geltung habe, muß entweder der Mei— 
nung ſein, daß dieſe Geltung auf Gewohnheitsrecht beruht, 
oder daß der auf andern Gebieten feſtſtehende Grundſatz, daß 
die Geſchäftsſprache die deutſche iſt, im Wege der analogen 
Rechtsanwendung auf den Bereich der Poftverwaltung, für 
den er nicht ausdrücklich feſtgeſtellt iſt, ausgedehnt werden könne. 
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Daß die Beſtimmungen über die Verhandlungsſprache 
des Reichstages, über die Gerichtsſprache, über die Sprache, 
in der die Uriegsartikel den Soldaten vorzuleſen und in der 
die Standesregiſter zu führen find, auf die Poſtadreſſen analog 
angewendet werden könnten, iſt nach meiner Anſicht aus— 
geſchloſſen. 

Dagegen wird ein Gewohnheitsrecht allerdings nachweis 
bar ſein. Es ſei hier nur darauf aufmerkſam gemacht, daß 
alle Bekanntmachungen der Poſt, wie Aushänge über 
unbeſtellbare Sendungen, ferner die für den Gebrauch des 
Publikums beſtimmten Formulare, wie Abholungserklärungen, 
Anträge auf Nachſendung von Poſtſendungen, ausſchließ— 
lich in deutſcher Sprache abgefaßt find. Allein es wird 
auf dieſem Wege nur nachgewieſen werden können, daß die 
Sprache, deren die Poſtverwaltung ſich bedient, die 
deutſche iſt, nicht aber 

J. daß die Poftbeamten nicht nötig haben, eine andre 
Sprache zu verſtehen, als die deutſche; 

2. daß das Publikum ſich in ſeinen Poſtadreſſen nur der 
deutſchen Sprache bedienen darf. 

Daß ſich ein Gewohnheitsrecht, nach dem die polniſchen 
Poſtadreſſen verboten ſind, nicht gebildet haben kann, geht 
ſchon daraus hervor, daß in den letzten hundert Jahren pol— 
niſche Poſtadreſſen zugelaſſen und daß erſt neuerdings für 
Briefe mit polniſcher Aufſchrift Ueberſetzungsſtellen eingerichtet 
worden ſind. 

Es geht alfo nicht an, wie Horn will, lediglich aus 
allgemeinen Gründen die Unzuläſſigkeit der polniſchen Poſt— 
adreſſen zu deduzieren. Uebrigens erheben ſich auch gegen die 
Art ſeiner Beweisführung Bedenken. 

Zorn iſt anſcheinend geneigt anzunehmen, daß die Der- 
waltung nach ihrem Gefallen ſo oder ſo verfahren könne. 
Dieſes „Syſtem der diskretionären Befugniſſe“, das jetzt mit 
Kecht einigermaßen in Mißkredit gekommen iſt, iſt gewiß auf 
keinem Gebiete weniger am Platze, als auf dem des Poſt— 
weſens, das ſeiner Natur nach klare und unzweifelhafte Be— 
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ſtimmungen verlangt. Horn hat auch den § 1 des preu- 
ßiſchen Geſetzes vom 28. Auguſt 1876: „Die deutſche Sprache 
ift die ausschließliche Geſchäftsſprache aller Behörden, Be- 
amten und politiſchen Körperfchaften des Staates“ dahin 
interpretiert, daß es den Beamten geſtattet fei, Verhandlungen, 
Beſprechungen und Unterſuchungen, auch amtlicher Art, in 
fremder Sprache zu pflegen, daß aber niemand auf ſolche 
amtliche Gefälligkeiten ein Recht habe. In bezug auf das 
Poſtweſen iſt Horn der Anſicht, daß die Adreſſen in deutſcher 
Sprache zu ſchreiben ſeien; dieſem Grundſatz bricht er aber 
ſelbſt die Spitze ab durch die Behauptung, es ſei nicht Sache 
des Rechts, ſondern der Politik, inwieweit die Reichspoſtver— 
waltung von ihm abweichen und Sugeſtändniſſe an fremde 
Sprachen machen wolle (S. 15). Unmittelbar darauf führt 
er jedoch eine Reihe von SHweckmäßigkeitsgründen an, 
die ſeiner Meinung nach dagegen ſprechen, daß der polniſchen 
Bevölkerung in bezug auf die Poſtadreſſen ein Hugeſtändnis 
gemacht wird, und folgert daraus, daß Poſtſendungen jeder 
Art, auf denen die Ortsangabe polniſch erfolgt ſei, ver— 
waltungsrechtlich (P) als unbeſtellbar zu behandeln ſeien, 
falls die polniſche Bezeichnung von der deutſchen abweiche. 
Mir ſcheint, daß dieſe Beweisführung in ſich ſelbſt nicht ganz 
harmoniſch iſt. 

Wenn für die Frage, ob die Poſt in der Lage iſt, Sen— 
dungen mit polniſcher Aufſchrift von der Beförderung aus— 
zuſchließen, lediglich allgemeine Geſichtspunkte maßgebend 
wären, ſo könnte das Ergebnis nur dahin lauten, daß irgend— 
welche, die Sprachenfreiheit beſchränkende Vorſchriften nicht 
vorhanden find. Es giebt jedoch ſprachen rechtliche Sonder: 
beſtimmungen. Horn (S. 14) ſagt zwar, daß Sonder— 
vorſchriften irgendwelcher Art in Rückſicht; der Sprache für 
den inländiſchen Verkehr der Reichspoft nicht beſtänden. Dieſe 
Behauptung iſt aber nicht richtig, da in der Tat eine ganze 
Reihe von Dorfchriften exiſtiert, welche die im Poſtverkehr 
anzuwendende Sprache berühren. Auch ſpeziell für die Adreſſen 
der Poſtſendungen fehlt es nicht an ſolchen. 
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4. Sprachenrechtliche Beſtimmungen für den 
inländiſchen Verkehr. 


J. Binfichtlich der auf der Adreſſe enthaltenen Vermerke, 
die eine Modalität der poſtaliſchen Behandlung betreffen, giebt 
es eine große Anzahl von Vorſchriften, die ſich alle darauf 
beſchränken, eine deutſche Bezeichnung vorzuſchreiben: 

1. Poſtkarten müſſen auf der Vorderſeite die Ueberſchrift 
„Poſtkarte“ tragen ($ 7 Abſ. III); 

2. bei Geſchäftspapieren muß die Aufſchrift die Bezeich- 
nung „Geſchäftspapiere“ enthalten (8 9 Abſ. III); 

3. bei Warenproben muß die Aufſchrift die Bezeichnung 
„Warenproben“ oder „Proben“ oder „Muſter“ enthalten 
(S 10 Abſ. W); 

4. Einſchreibeſendungen müſſen vom Abſender mit der 
Bezeichnung „Einſchreiben“ verſehen fein (§S 15 Abſ. II); 

5. bei Poftaufträgen iſt der Briefumſchlag mit der 
Aufſchrift: „Poftauftrag nach ... (Name der Poſtanſtalt)“ 
zu verſehen ($ 18 Abſ. VII). Auf die Rückſeite des formu: 
lars ſind eventuell die Vermerke „Sofort zurück“, „Sofort an 
N. N.“, „Sofort zum Proteſt“ zu ſetzen (S 18 Abf. VI); 

6. Nachnahmeſendungen müſſen in der Aufſchrift mit 
dem Vermerk „Nachnahme ... MT... Pf“ verſehen fein; 

7. das Verlangen der Eilbeſtellung muß durch den vom 
Abſender durch Unterſtreichung hervorzuhebenden Vermerk 
„Durch Eilboten“ ausgedrückt werden. Vermerke wie „Durch 
beſonderen Boten“, „Beſonders zu beſtellen“, „Sofort zu be— 
ſtellen“ find dem Vermerke „Durch Eilboten“ gleich zu achten. 
Im Falle der Vorausbezahlung der Gebühr für die Eil- 
beſtellung hat der Abſender dem Eilbeſtellvermerk hinzuzu— 
fügen: „Bote bezahlt“ ($ 22 Abſ. II, III); 

8. Bahnhofsbriefe müſſen am Kopf des Briefumſchlags 
in großen Buchſtaben die Bezeichnung „Bahnhofsbrief“ tragen 
($ 25 Abſ. III); 

9. bei den Briefen mit Huſtellungsurkunde hat der Ab— 
ſender den Brief auf der Aufſchriftſeite mit dem Vermerk 
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„Hierbei ein Formular zur Suſtellungsurkunde“ zu verfehen. 
Sollen Erſatzzuſtellungen ausgeſchloſſen werden, ſo hat der 
Abſender auf der Aufſchriftſeite des Briefes hinzuzufügen: 
„Eine Suſtellung an (6. B. die Ehefrau, an den Vermieter 
N., an das Dienſtmädchen N.) darf nicht ſtattfinden“ ($ 25 
Abſ. III, W); 

10. wünſcht der Abſender einen Kückſchein, fo muß die 
Aufſchrift den Vermerk „Kückſchein“ enthalten ($ 26 Abſ. I); 

11. werden ungenügend verpackte Sendungen trotzdem 
auf Verlangen des Einlieferers befördert, fo hat er den Per- 
zicht auf Schadenserſatz in der Aufſchrift durch die Worte 
„Auf meine Gefahr“ auszudrücken (§ 27 Abf. II); 

12. dazu kommen noch die Vermerke „Frei laut Averſum“, 
„Portopflichtige Dienſtſache“, „Soldatenbrief, eigene Angelegen— 
heit des Empfängers“ und andere. 

II. Ueber die eigentliche Aufſchrift, d. h. die Bezeichnung 
des Empfängers und des Beſtimmungsorts giebt es eine all— 
gemeine Vorſchrift, die unter Umſtänden die Sprache der Auf— 
ſchriften berühren kann, und ſowohl nach der Anſicht der 
Keichspoſtverwaltung wie nach der Anſicht von Zorn tat- 
ſächlich auf das Gebiet des ſprachlichen Rechts hinübergreift: 
§ 4 Abſatz I der Poſtordnung. Dieſe Beſtimmung lautet: 

„In der Aufſchrift müſſen der Empfänger und der 

Beſtimmungsort deutlich und ſo beſtimmt bezeichnet 

ſein, daß jeder Ungewißheit vorgebeugt wird.“ 

Das Wort „deutlich“ war in den früheren Faſſungen 
der Poſtordnung noch nicht enthalten und iſt erſt im Jahre 
1900 hinzugefügt worden. 

Welchen Inhalt hat dieſe Vorſchrift? Die Worte: „ſo 
beſtimmt, daß jeder Ungewißheit vorgebeugt wird“ ſind nicht 
zweifelhaft. Sie verlangen, daß der Empfänger und der Be— 
ſtimmungsort ſo genau bezeichnet und individualiſiert ſind, 
daß fie nicht mit andern Empfängern und Beſtimmungs⸗ 
orten verwechſelt werden können. Dahin gehört z. B. die 
Angabe des Vornamens oder des Berufes, wenn mehrere 
Perſonen desſelben Familiennamens an dem Grte wohnen, 
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ferner die Hinzufügung unterſcheidender Merkmale, wenn der 
Name des Beſtimmungsortes öfter vorkommt. 

Was bedeutet nun aber das Wort „deutlich“? Der 
Staatsſekretär v. Podbielski hat es im Keichstage (Sitzung 
vom 24. Januar 1901) dahin erläutert, daß die Adreſſen 
für jedermann in der Verwaltung verſtändlich ſein 
müßten. 

In Grimms Deutſchem Wörterbuch wird das Wort 
„deutlich“ folgendermaßen erklärt: „Klar erkennbar, verftänd- 
lich. J. Sichtbar für das Auge, vernehmbar für das Ohr. 
2. Klar für den Verſtand, für die innere Wahrnehmung.“ 

Sanders erklärt das Wort in ſeinem Wörterbuch der 
deutſchen Sprache ſo: „Was ſich deuten läßt, ſich von ſelbſt 
deutet, alſo keiner Ausdeutung bedarf; wohlerkennbar und 
von anderem zu unterſcheiden; auch das, wodurch etwas in 
dieſem Sinne deutlich wird, klar.“ 

Wenn man 8 4 der Poſtordnung unbefangen durchlieſt, 
wird man zu der Meinung gelangen müſſen, daß durch das 
Wort „deutlich“ in erſter Linie ſchwer erkennbare und un— 
leſerliche Aufſchriften haben zurückgewieſen werden ſollen. In 
dieſem Sinne heißt es in § 5 der Poſtordnung, daß bei 
Briefen auf der Außenſeite weitere Angaben, welche nicht die 
Eigenſchaft einer brieflichen Mitteilung haben, und Abbil— 
dungen unter der Bedingung zuläſſig ſind, daß ſie in keiner 
Weiſe die Deutlichkeit der Aufſchrift beeinträchtigen. 

In ähnlicher Weiſe lautet eine Ausführungsbeſtimmung 
zu § 5, Abſ. X der Telegraphenordnung: 

„Finden fih in dem Telegramm Wörter, die dem 
Annahmebeamten zwar leſerlich erſcheinen, aber un- 
deutlich geſchrieben ſind und bei der Abtelegraphierung 
zu Irrtümern Anlaß geben könnten, ſo ſind dieſe 
Wörter .. .. noch einmal deutlich darüberzuſchreiben.“ 


An der zuerſt genannten Stelle bezeichnet „Deutlichkeit“ 
die klare Erkennbarkeit der Aufſchrift, an der zweiten Stelle 
leichte Lesbarkeit, einen höheren Grad von Leſerlichkeit. 
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Die angeführte Beſtimmung in $ 4 der Poſtordnung 
beſchränkt ſich aber nicht darauf, die leichte finnliche Erkenn— 
barkeit der Aufſchrift vorzuſchreiben; das Wort „deutlich“ be— 
zieht ſich auch auf das, was das Grimmſche Wörterbuch 
„klar für den Verſtand, für die innere Wahrnehmung nennt. 
Das Wort „deutlich“ bezieht ſich hiernach auch auf die 
ſprachliche Verſtändlichkeit. Da nun, wie oben ausgeführt 
wurde, die Aufſchrift einer Poſtſendung den Charakter einer 
Mitteilung hat, die an die betreffende Poſtbehörde gerichtet 
iſt und von denjenigen Poſtbeamten wahrgenommen 
werden foll, die mit der Beförderung und Beſtellung 
der Sendung von ihrer Annahme bis zu ihrer Aus— 
händigung an den Adreffaten befaßt find, — ſo liegt 
es in der Natur der Sache, daß die Deutlichkeit der Aufſchrift 
eine ſolche ſein muß, daß die Aufſchrift von den beteiligten 
Poſtbeamten im gewöhnlichen Betriebe ohne Mühe ver- 
ſtanden werden kann. Nichts nötigt zu der Auslegung, daß 
die Aufſchrift allgemein verſtändlich oder allen und 
jeden Poſtbeamten verftändlich fein müſſe. 

Wie oben erwähnt wurde, fehlte das Wort „deutlich“ 
früher in dem betreffenden Paragraphen der Poſtordnung und 
iſt erſt in der jetzigen Faſſung vom 20. März 1900 hinzu- 
gefügt worden. Indem dieſer Suſatz gemacht wurde, wurde 
nicht nur die alte Beſtimmung in ihrem Inhalte außer 
Zweifel geftellt und erläutert; vielmehr enthält das Wort 
„deutlich“ etwas Neues, über das bisherige Recht Hinaus: 
gehendes. Die jetzige Faſſung bezieht fih auch auf den Ge- 
brauch fremder Sprachen inſoweit, als die mit der Beförde- 
rung und Beſtellung befaßten Beamten diefe fremden Sprachen 
nicht verſtehen. 

Don polniſcher Seite wurde im Reichstage ausgeführt, 
daß durch den Gebrauch der polniſchen Sprache in der 
Adreſſe die Deutlichkeit derſelben keine Einbuße erleide; es ſei 
Sache der Poft, Beamte anzuſtellen, die der polniſchen Sprache 
mächtig ſeien. Dieſe Behauptungen ſind jedoch nicht zu— 
treffend. Wenn der Reichskanzler im Jahre 1900 in der 
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Poſtordnung vorſchreibt, daß die Aufſchrift der Poſtſendungen 
deutlich fein muß, fo fegt er dabei den beſtehenden Zuſtand 
der Doft, ihre Verfaſſung, ihre Organiſation, ihr Beamten- 
tum als gegebene Größen voraus. Es iſt aber notoriſch, daß 
die Uenntnis der polniſchen Sprache von den Poſtbeamten 
nicht verlangt wird, und daß auch in dem Gebiete, wo Polen 
anſäſſig find, tatſächlich zahlreiche Poſtbeamte find, die die pol- 
niſchen Aufſchriften nicht verſtehen. 

Nach dieſen Ausführungen hat § 4 Abſatz I der Poſt— 
ordnung folgende ſprachenrechtliche Bedeutung: Die Auf— 
ſchriften der Poſtſendungen ſind in deutſcher Sprache zu 
ſchreiben, ſofern nicht die Beamten, durch deren Hände die 
Sendung läuft, eine andere Sprache verſtehen. Der Gebrauch 
der deutſchen Sprache iſt hiernach nicht abſolut vorgeſchrieben; 
vielmehr ift eine beſtimmte andere, 3. B. die polniſche Sprache 
nur dann ausgeſchloſſen, wenn ſie den betreffenden Poſt— 
beamten unbekannt iſt. Die polniſche Sprache iſt dagegen 
zugelaſſen, wenn den betreffenden Beamten eine in polniſcher 
Sprache geſchriebene Adreſſe verſtändlich ift; dieſe letztere Vor— 
ausſetzung wird im Orts- und nachbarlichen Verkehr oft ge— 
geben ſein. 

S 4 Abſatz I der Poſtordnung ift alfo in feiner ſprachen— 
rechtlichen Bedeutung abhängig von einem ſchwankenden und 
unbeſtimmten Faktor: den Venntniſſen der beteiligten Poft- 
beamten im Gebrauch fremder Sprachen. 

Daß dieſer Rechtszuſtand ſich durch Klarheit und Sweck— 
mäßigkeit auszeichnete, wird niemand behaupten wollen, um 
ſo weniger, als auf den erſten Blick gar nicht erkennbar iſt, 
daß $ 4 der Poſtordnung überhaupt einen ſprachenrechtlichen 
Inhalt hat. Wenn Poſtſendungen mit fremoͤſprachlicher 
Aufſchrift auf Grund dieſes § 4 zurückgewieſen werden, ſo 
geſchieht dies mit Kückſicht auf tatſächliche Verhältniſſe, deren 
Dorhandenfein von der Bevölkerung nicht kontrolliert werden 
kann. 

§ 4 der Poftordnung erhält in bezug auf das Sprachen— 
recht mehr ein allgemeines Prinzip, als eine unmittelbar an— 
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wendbare Vorſchrift. Er bedarf dringend weiterer fpezieller 
Ausführungsbeſtimmungen ſprachenrechtlicher Natur.!) 

Das hat die Poftverwaltung auch wohl gefühlt und des— 
halb die Gberpoſtdirektionen in Poſen und Bromberg an- 
gewieſen, für ihre Bezirke eine beſondere Bekanntmachung zu 
erlaſſen. Bei dieſer Bekanntmachung handelt es ſich nicht, 
wie es in den Einleitungsworten derſelben heißt, um eine 
bloße Erläuterung von § 4 der Poftordnung, ſondern ein- 
fach um ein poſtaliſches Spezialrecht für einen lokal 
abgegrenzten Bezirk. Dieſer Charakter wird den betreffen— 
den Vorſchriften, deren Inhalt oben in der geſchichtlichen 
Einleitung wiedergegeben iſt, auch nicht dadurch genommen, 
daß der Staatsſekretär v. Podbielsfi, wie er im Reichstage 
mitteilte, die Beamten angewieſen hat, ſich bei ihren Ent— 
ſcheidungen in allen Fällen lediglich auf § 4 der Poſtordnung 
zu berufen. Jene Bekanntmachung, die bei allen Wert— 
ſendungen den Gebrauch der deutſchen Sprache auch für die 
Bezeichnung des Empfängers und des Beſtimmungsortes vor— 
ſchreibt, enthält keine Anordnung, die aus § 4 der Poſt— 
ordnung an fih und allein im Wege der logiſchen Deduktion 
zu entnehmen wäre; fie ift eine ſprachenrechtliche Sonder- 
beſtimmung. 

Als ſolche entbehrt ſie aber der Giltigkeit. Es 
widerſtreitet dem Sinn und Geiſt von § 50 des Poſtgeſetzes, 
wenn das Reglement, das die vom Publikum bei Benutzung 
der Poft zu beobachtenden Vorſchriften enthält (die Poft- 
ordnung), für einzelne Bezirke Sonderbeſtimmungen trifft. 
Jetzt iſt eine ſpezielle Bekanntmachung ergangen für die Be— 
zirke der Gberpoſtdirektionen Pofen und Bromberg. Es giebt 
aber eine polniſche Bevölkerung auch in Weſtpreußen und 
Gberſchleſien, eine wendiſche in der Mark und im König- 


) Dal. Laband, Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 4. Aufl. Bd. 2 
S. 81: „Ausführungsverordnungen find Ergänzungen der Geſetze; 
„Ausführung“ der geſetzlichen Regeln hat den Sinn von Detaillierung, 
Entwicklung, Entfaltung, fo wie man von der Ausführung eines ſkizzierten 
Gemäldes oder eines kurz angedeuteten Gedankens ſpricht.“ 


BSR. a > 


reich Sachſen, eine littauiſche in Oſtpreußen u. ſ. f. Für 
dieſe Gegenden gilt die Bekanntmachung nicht, von welcher 
der Staatsſekretär ſprach. 

Ferner fehlt der erwähnten Bekanntmachung die vor— 
geſchriebene Form. Nah § 50 des Poſtgeſetzes iſt das 
Reglement, das die Vorſchriften enthält, die bei der Benutzung 
der Poſt zu beobachten ſind, von dem Reichskanzler zu er— 
laffen. Dieſer Vorſchrift ift nicht genügt. Es ſcheint aller— 
dings, daß die Bekanntmachung auf Anordnung des Staats— 
ſekretärs als Vertreters des Reichskanzlers ergangen ift; formell 
iſt ſie aber von den Oberpoftdireftionen in Poſen und Brom- 
berg erlaſſen, ohne daß dabei irgendwie zum Ausdruck ge— 
bracht worden wäre, daß dies auf Anordnung des Staats- 
ſekretärs geſchah. Eine Subdelegation des dem Reichskanzler 
gebührenden Verordnungsrechts ift übrigens unzuläſſig (Ca- 
band, Staatsrecht, 4. Aufl. Bd. 2 S: 92). 

Es iſt dringend zu wünſchen, daß an Stelle dieſer un— 
giltigen Bekanntmachung von dem Keichskanzler eine rechts- 
wirffame Verordnung erlaſſen wird, die ſich naturgemäß als 
eine Ergänzung der Poſtordnung darſtellen würde. Beſonders 
erwünſcht iſt dies im Hinblick auf das von den Polen gel— 
tend gemachte Gewohnheitsrecht, daß ſich in bezug auf die 
polniſchen Poſtadreſſen gebildet haben ſoll. 

Im Reichstage iſt von polniſcher Seite ohne Widerſpruch 
behauptet worden, daß die polniſchen Poſtadreſſen in den 
letzten hundert Jahren anſtandslos zugelaſſen worden ſind. 
Daß ſich ein dahingehendes Gewohnheitsrecht gebildet hat 
— zuerſt für die preußiſche Poſt und dann für ihre Rechts— 
nachfolgerin, die norddeutſche und deutſche Poſt — iſt ſehr 
wohl moglich. Allein dieſes Gewohnheitsrecht würde durch 
§ 4 der Poſtordnung vom 20. März 1900 aufgehoben ſein, 
wenigſtens inſoweit, als die letztere Beſtimmung die Anwen— 
dung polniſcher Adreſſen ausſchließt. Da nun aber der ſprachen— 
rechtliche Inhalt des $ 4 der Poſtordnung, wie dargelegt 
wurde, ſchwankend und unbeſtimmt ift, fo ift dies nach meinem 
Dafürhalten ein neuer Grund, der die Verwaltung dazu ver— 
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anlaſſen follte, durch eine klare Vorſchrift in allgemeingiltiger 
Weiſe anzuordnen, daß die Poft nur Sendungen mit deutſcher 
Aufſchrift zur Beförderung zuläßt. 

Wenn man den Verkehr mit der Poſt privatrechtlich 
auffaßt und die Beſtimmungen der Poſtordnung als Inhalt 
des Vertrages, den der Abſender mit der Poſt ſchließt, ſo 
kann man nicht von einem Gewohnheitsrecht, ſondern nur 
von einem vermuteten Vertragsinhalt nach Art der kauf— 
männiſchen Uſance reden. Sofern $ 4 der Poftordnung eine 
Vorſchrift enthält, mit der eine ſolche Uſance unvereinbar 
wäre, würde die Uſance durch den § 4 außer Kraft gefegt 
ſein. Denn die Poſtverwaltung iſt nach dieſer Auffaſſung 
berechtigt, im voraus zu erklären, unter welchen Bedingungen 
ſie mit dem Publikum Verträge eingehen will. 


5. Beſtimmungen des Weltpoſtvertrages. 


In den öffentlichen Erörterungen über die polniſchen 
Poſtadreſſen iſt wiederholt die Rede geweſen von den Be— 
ſtimmungen des Weltpoſt vertrages, die eine Ausſchließung 
fremdfprachlicher Adreſſen unmöglich machten. Auch im Reihs- 
tage ift mit dem Weltpoſtvertrage operiert worden. Der Ab— 
geordnete Müller-Sagan hat ſich in der Sitzung vom 
24. Januar 1901 (Stenogr. Ber. S. 862) auf Art. 8 Abſ. 4 
des Weltpoſtvertrages bezogen, welcher lautet: 

„Die Verantwortlichkeit für die poſtlagernden Sen- 
dungen hört auf, ſobald dieſelben einer Perſon behän— 
digt ſind, welche nach Maßgabe der im Beſtimmungs— 
lande beſtehenden Vorſchriften die Uebereinſtimmung 
ihres Namens und ihrer Eigenſchaft mit den Angaben 
der Adreſſe nachgewieſen hat.“ 

Wie dieſe Beſtimmung, die nur den Sweck hat, die Haftung 
der Verwaltung zu beſchränken, die Poſt hindern ſoll, für 
den inländiſchen Verkehr deutſche Aufſchriften vorzuſchreiben, 
iſt ganz unverſtändlich. 


Ferner hat der Abgeordnete v. Glebocki in derſelben 
Sitzung (Stenogr. Ber. S. 650) darzulegen verſucht: es ſei 
ein Unding, wenn einerſeits polniſch adreffierte Sendungen, 
die aus dem Auslande kämen, nach den Beſtimmungen des 
Weltpoftvertrages befördert und beſtellt werden müßten, und 
auf der andern Seite dieſelbe Poſt die von der polniſchen 
Bevölkerung im Inlande gebrauchten Adreſſen als unver— 
ſtändlich bezeichne. Er zitierte hierbei Art. 16 des Weltpoft- 
vertrages, der die Gegenſtände aufzählt, die von der Beför- 
derung ausgeſchloſſen ſind, und betonte, daß der Gebrauch 
einer fremden Sprache als Hindernis für die Beförderung 
nicht angegeben werde. Dieſe Beweisführung beruht auf einem 
Irrtum. 

Der Weltpoſtvertrag verpflichtet keineswegs die Poſtver— 
waltungen der Vertragsſtaaten, alle nur denkbaren Sprachen 
zu kennen und Sendungen mit irgend welchen fremdͤſprach— 
lichen Adreſſen zu befördern. Die Poſt wird ſich natürlich 
auf jede Weiſe bemühen, Sendungen, die aus dem Auslande 
mit fremdſprachlicher Aufſchrift eingehen, dem richtigen Em⸗ 
pfänger auszuhändigen. Wenn der ausländiſche Abſender 
aber eine Sprache anwendet, die der Poſt unbekannt iſt, ſo 
tut er das auf ſeine Gefahr. Die deutſche Reichspoſt giebt 
deshalb den deutſchen Abſendern den Rat, bei Sendungen 
nach fremden Ländern, wo die deutſche Sprache wenig oder 
gar nicht gebräuchlich iſt, zur Bezeichnung des Empfängers 
die Sprache des Beſtimmungslandes oder eine andere dort 
bekannte Sprache anzuwenden. (Ausführungsbeſtimmung zu 
$ 4 Abſatz 1 der Poſtordnung.) Gehen ausländiſche Sendungen 
mit polniſcher Aufſchrift in Deutſchland ein, ſo wird die 
Poftanftalt des Beſtimmungsortes nicht ſelten genötigt fein, 
die Sendung behufs Ueberſetzung der Adreſſe ihrer vorgeſetzten 
Behörde oder einer Veberſetzungsſtelle zugehen zu laſſen. “) 
Jedenfalls hindern die Beſtimmungen des Weltpoſtvertrages 

1) Mit dieſen Ausführungen ſtimmt überein, was der Staatsſekretär 
Kraetfe in der Sitzung des Reichstages vom 13. März d. J. erklärte 
(Stenogr. Ber. S. 4795). 
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die Reichspoftverwaltung nicht, für die inländiſchen Sendungen 
deutſche Aufſchriften vorzuſchreiben. ) 2) 


Abänderung des geltenden Rechts. 


Nach dem oben Ausgeführten iſt ein allgemeines Verbot 
polniſcher Poſtadreſſen, wie es Horn behauptet, in dem gelten- 
den Recht noch nicht enthalten. Es fragt ſich daher, in 
welcher rechtlichen Form ein ſolches Verbot erlaſſen werden 
könnte, und ob es ſachlich gerechtfertigt und politiſch zweck— 
mäßig iſt. 

§ 50 des Poſtgeſetzes beſtimmt, daß durch ein von dem 
Reichskanzler zu erlaſſendes Reglement, das in den für die 
Publikation amtlicher Bekanntmachungen beſtimmten Blättern 
zu veröffentlichen iſt, die weiteren bei Benutzung der Poſt— 
anſtalt zu beobachtenden Vorſchriften getroffen werden. Dieſes 
Reglement hat u. a. zu enthalten: Die „Bedingungen für die 
Annahme aller behufs der Beförderung durch die Poſt ein— 
gelieferten Gegenſtände“ (Abſatz 5, Siffer 1). Während in 
einigen Fällen die Anordnungen des Reichskanzlers der Be- 
ſchlußfaſſung des Bundesrats unterliegen, ift in den Fällen 
der zitierten Jiffer I des Abſatzes 5 eine ſolche nicht erforder- 
lich. Der Reichskanzler (oder in feiner Vertretung 
der Staatsſekretär des Reichspoſtamts) kann alfo 
ſelbſt und allein über die Bedingungen, unter denen 
die Poſt Gegenſtände zur Beförderung annimmt, 
Derordönungen erlaffen. 

Su dieſen Bedingungen gehört aber auch die 
Sprache, in der die Poſtadreſſen abgefaßt find. Ueberhaupt 


) Ebenſo hindern die Beſtimmungen der Poſtordnung Württemberg 
und Bayern nicht, für den inneren Verkehr beſondere Vorſchriften zu er— 
laffen. ($ 50, letzter Abſatz des Poſtgeſetzes.) 

) Da das Telegraphenwefen zuſammen mit dem Hoſtweſen in 
Deutſchland eine einheitliche Verwaltung bildet, ſo ſei hier auch auf die 
ſprachenrechtlichen Beſtimmungen der Telegraphenordnung kurz hin— 
gewieſen. Solche finden fich in § 2 Abſ. III und IV und in den Aus- 


© 


führungsbeſtimmungen zu $ 3 Abſ. IV und V. 
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find dem Reichskanzler in dieſer Beziehung keinerlei Schranken 
gezogen. 

Es kommt in dieſer Beziehung auf den Wortlaut und 
Inhalt von § 50 des Poſtgeſetzes an, der irgend welche Be- 
ſtimmungen über die Grenzen der Derorönungsgewalt nicht 
enthält. 

Wenn in den Motiven zum preußiſchen Poſtgeſetz vom 
5. Juni 1852, wie Dambach anführt (Geſetz über das Poſt— 
weſen, 5. Aufl. S. 207), die Vorſchrift, die dem jetzigen $ 50 
entſprach, damit begründet wurde, daß die in demſelben auf— 
geführten Gegenſtände teils ſo techniſcher Natur ſeien, teils 
ſo oft nach Maßgabe der Verkehrsbedürfniſſe und der Er— 
fahrung geändert werden müßten, daß es nicht angemeſſen 
erſcheinen könne, ſie zum Gegenſtand der Geſetzgebung zu 
machen, — fo ift damit durchaus nicht gefagt, daß der Reichs- 
kanzler bei Erlaß der Poſtordnung ſich nur von techniſchen 
Erwägungen und den Anforderungen des Verkehrs leiten 
laſſen dürfe. Nicht durch irgend welche Motive wird der 
Inhalt des Geſetzes beſtimmt, ſondern durch ſeinen Wortlaut 
und Sinn. 

Wie oben nachgewieſen wurde, enthalten ſchon jetzt die 
Poſtordnung und die Telegraphenordnung nebſt ihren Uus- 
führungsbeſtim mungen zahlreiche ſprachenrechtliche Vorſchriften. 
Freilich find alle diefe Vorſchriften nicht dem Gedanken ent- 
ſprungen, daß die deutſche Sprache auf dem Gebiet des Poſt— 
betriebes alleinherrſchend ſein müſſe, ſondern ſie ſind aus 
techniſchen Gründen im Intereſſe der Sicherung und Er— 
leichterung des Verkehrs getroffen worden. Wenn der Staats— 
ſekretär v. Podbielski dem Reichstage erklärte, er habe poli- 
tiſche Geſichtspunkte von der Poftverwaltung ſtets fern ge- 
halten und nicht von einer politiſchen Abwehr gegen das 
Polentum geſprochen, ſondern von Abwehr einer Erſchwerung 
des Verkehrs, die durch die Häufung der polniſchen Auf— 
ſchriften herbeigeführt werde, ſo ſteht ein ſolches Verhalten 
mit Geiſt und Wortlaut der jetzigen Poſtordnung durchaus 
in Uebereinſtimmung. 


80 


Ob es nicht ſchon aus rein techniſchen Gründen ſich 
empfiehlt, den obligatoriſchen Gebrauch der deutſchen Sprache 
in den Poſtadreſſen weiter als jetzt auszudehnen und beſonders 
vorzuſchreiben, daß auch der Beſtimmungsort und der Em— 
pfänger in deutſcher Sprache bezeichnet werden müſſen, will 
ich nicht entſcheiden. Ich möchte aber darauf hinweiſen, daß 
die jetzigen Ueberſetzungsbureaux in vielen Fällen eine Derzöge- 
rung in der Beſtellung herbeiführen, und daß deshalb die 
Schnelligkeit und Promptheit der Beförderung geſteigert werden 
würde, wenn allgemein deutſche Poſtadreſſen vorgeſchrieben 
würden. Auch dieſe Erwägung iſt techniſcher Natur und 
würde einen Huſtand herbeiführen, der der polnifchen Bevöl— 
kerung Vorteile bietet. 

Ferner ſei hier nochmals an die Unbeſtimmtheit und 
Unzweckmäßigkeit des gegenwärtigen Rechtszuſtandes erinnert, 


die — wie oben ausführlich erörtert iſt — eine allgemeine 
Anordnung über die Sprache der Poſtadreſſen gebieteriſch er- 
heiſchen. 


Allein ſolche techniſchen Erwägungen brauchen nach dem 
Inhalt des Poſtgeſetzes bei Erlaß der Poſtordnung nicht aus- 
ſchließlich maßgebend zu ſein. Es iſt rechtlich durchaus zuläſſig 
und politiſch unter Umſtänden geboten, daß der Reichskanzler 
auch aus allgemeinen Gründen des Staatsintereſſes 
ſprachenrechtliche Vorſchriften über die Beſchaffenheit der Poſt— 
ſendungen erläßt. 

Es iſt oben ſchon die Anſicht entwickelt worden, daß die 
Poſt nicht mit irgend einem Erwerbsgeſchäft auf eine Stufe 
geſtellt werden darf, und daß der Staat ſie nicht betreibt wie 
eine Brauerei oder eine Porzellanmanufaktur. Die Poft ge- 
hört nach der heutigen Auffaſſung von der Aufgabe und den 
Sweden des Staates zu den notwendigen Einrichtungen der 
ſtaatlichen Gemeinſchaft. Sie iſt ein wichtiger Zweig der 
Staatsverwaltung; allerdings tritt fie den Untertanen nicht 
als Staatsgewalt gebietend gegenüber, ſondern als öffentliche 
Verkehrsanſtalt ohne Imperium, deren ſich jeder in beſtimmten 
Fällen bedienen muß. Es ſteht nirgends geſchrieben, daß die 
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Poſt neben der Förderung des Verkehrs nicht noch allgemeine 
ſtaatliche Intereſſen fördern ſoll. Dient ſie nicht jetzt ſchon bei 
dem Verkauf von Invaliden- und Alters Verſicherungsmarken 
und bei der Auszahlung von Invaliden- uud Altersrenten 
ſolchen allgemeinen ſtaatlichen Swecken? Wenn es auch ge— 
wiß richtig iſt, daß die Durchführung einer beſtimmten Politik 
der Beſtimmung der Poſt an und für ſich fern liegt, ſo iſt 
es doch ſehr wohl denkbar, daß die Poſt in die Lage kommt, 
auf politiſche Agitationen, die ſpeziell den poſtaliſchen Be⸗ 
trieb angehen, zu reagieren. 

Es wurde oben dargelegt, daß die Häufung der polniſchen 
Briefadreſſen auf eine politiſche Agitation zurückzuführen iſt. 
Dieſe Agitation ſteht im Widerſpruch zu dem Grundprinzip 
des Deutſchen Reiches, wie es in der Einleitungsformel zur 
Derfaffung des Norddeutſchen Bundes und ſpäter zur Reihs- 
verfaſſung ſeinen Ausdruck gefunden hat. Dort iſt es aus- 
geſprochen, daß die deutſchen Fürſten und freien Städte einen 
ewigen Bund geſchloſſen haben zum Schutze des Bundesgebietes 
und des innerhalb desſelben giltigen Rechtes, ſowie zur Pflege 
der Wohlfahrt des deutſchen Volkes. Damals war man 
nicht im Unklaren über den nationalen Charakter des zu 
gründenden Staatsweſens. Die Thronrede, mit der Kaifer 
Wilhelm den erſten Deutſchen Reichstag eröffnete, enthält die 
denkwürdigen Worte: 

„Wir haben erreicht, was ſeit der Seit unſerer Väter 
für Deutſchland erſtrebt wurde: die Einheit und deren 
organiſche Geſtaltung, die Sicherung unſerer Grenzen, 
die Unabhängigkeit unſerer nationalen Kechtsentwicklung. 
Das Bewußtſein ſeiner Einheit war in dem deutſchen 
Volke, wenn auch verhüllt, doch ſtets lebendig; es hat 
feine Hülle geſprengt in der Begeiſterung, mit der die 
geſamte Nation ſich zur Verteidigung des bedrohten 
Vaterlandes erhob und in unvertilgbarer Schrift auf 
den Schlachtfeldern Frankreichs ihren Willen verzeich— 
nete: ein einiges Volk zu ſein und zu bleiben.“ 


Paalzow, Zur Polenfrage. 6 
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Der polnifche Abgeordnete Komtak erklärte am 10. April 
1867 im Vorddeutſchen Reichstage: man könne die Polen 
zwar zwingen, irgend einem norddeutſchen Bundesſtaate an- 
zugehören; aber ſie zu zwingen, dem deutſchen Volke an— 
zugehören, das ſei in niemandes Macht. 

Der deutſchnationale Charakter des Norddeutſchen Bundes 
wurde alſo damals von den Polen erkannt, aber perhorres— 
ziert. Jetzt wird von den Polen über den nationalen Cha— 
rakter des Deutſchen Reiches leicht hinweggegangen. Der Fürſt 
Radziwill fagte im Keichstage bei der Beratung der Inter— 
pellation über die polniſchen Poſtadreſſen (Sitzung vom 
24. Januar 1901, Stenogr. Ber. S. 862): 

„Ich glaube nicht, daß das hohe Haus einer ſo eng— 
herzigen Auffaſſung huldigen ſollte, daß z. B. der Paſſus 
in der Reichsperfaſſung, wo es fih um die Wohlfahrt 
des deutſchen Volkes handelt, . . .. daß bei dem Worte 
„Deutſches Volk“ etwa die polniſch ſprechenden Reichs: 
angehörigen wiſſentlich ausgeſchloſſen werden ſollten, — 
nein, eine ſo engherzige Auffaſſung hat bei der Ema— 
nation dieſer Verfaſſung gewiß nicht obgewaltet, fon- 
dern es hat ausgedrückt werden ſollen, daß dieſer Bund 
ein Hort ſein ſollte für die Wohlfahrt jedes einzelnen 
Reichsangehörigen, zu denen ja die polniſch ſprechende 
Bevölkerung unzweifelhaft auch gehört.“ 

Wie in Art. 14 der Preußiſchen Verfaſſung vorgeſchrieben 
iſt, daß die chriſtliche Religion bei denjenigen Einrichtungen 
des Staates, die mit der Religionsübung zuſammenhängen, 
zu Grunde gelegt wird, ſo ergiebt ſich aus der Geſchichte und 
den Lebensbedürfniſſen des Deutſchen Reiches der politiſche 
Grundſatz, daß bei allen Einrichtungen, welche die Sprache 
und das nationale Leben berühren, nur auf die Intereſſen 
der deutſchen Nation Kückſicht genommen wird. Dieſer Grund- 
ſatz ift an der erwähnten Stelle in der Einleitung zur Reichs- 
verfaſſung bereits feierlich ausgeſprochen. Das Deutſche Reich 
iſt auf einem einzigen Stamme aufgebaut, dem deutſchen, 
deſſen kulturelle Intereſſen dem geſamten Staatsleben die 


BI 83 — 


Richtung geben, während die übrigen, in geringer Minorität 

vorhandenen Volksſtämme nur inſoweit Berückſichtigung ihrer 
Sprache finden können, als das ſtaatliche Zuſammenleben 
dies unbedingt erfordert. Der deutſchnationale Staat würde 
ſeinen Daſeinsbedingungen zuwiderhandeln, wenn er die natio— 
nalen Sonderintereſſen ſeiner polniſchen Bürger fördern wollte. 
(Vgl. v. Herrnritt, Nationalität und Recht. 1899. Wien. 
Sr ft, 180 ff.) 

Die polniſchen Briefadreſſen bedeuten eine Provokation 
der deutſchen Poſtbehörden, und es entſpricht nicht der natio- 
nalen Würde, die auch die Poft als ein Sweig der Reichs 
verwaltung zu wahren hat, wenn die Poſt ſich hiergegen 
gleichgiltig verhält. 

Würde durch eine Ergänzung zur Poſtordnung vor— 
geſchrieben, daß alle Poſtadreſſen im inländiſchen Verkehr 
deutſch zu ſchreiben ſind, ſo würde eine ſolche Veroroͤnung 
nur dem nationalen Charakter des Deutſchen Reiches ent- 
ſprechen. Sie würde gegen die Polen nicht gehäfftg fein, weil 
fie für diefe kein Sonderrecht ſchüfe und auch die in Deutſch— 
land ſonſt vorhandenen Einwohner, die eine fremde Sprache 
ſprechen, nötigen würde, ſich bei den Poſtadreſſen der deutſchen 
Sprache zu bedienen. 

Was Prof. Hans Delbrück im Januarheft der Preu- 
ßiſchen Jahrbücher von 1902 (S. 180) über die Sprache der 
Briefadreſſen ſchreibt, beruht durchweg auf Mißverftändnis. 
Er ſetzt voraus, daß beabſichtigt wird, ein Sonderrecht für 
die Polen zu ſchaffen, woran niemand denkt. Er meint, 
wenn man die Polen zwinge, deutſche Adreſſen zu ſchreiben, 
ſo ſeien das tauſendfach wiederholte Nadelſtiche, durch die 
man ein von der ſtärkſten nationalen Leidenſchaft erfülltes 
großes Volk nicht zur Unterwerfung bringen oder auch nur 
beugen oder mürbe machen könne. Daß jene Maßregel allein 
die Polen zu Deutſchen machen wird, — ſo einſichtslos iſt 
niemand, daß er das glaubte. Es handelt ſich auch gar nicht 
darum, ein einziges Univerſalmittel für die Germaniſierung 
zu finden, fondern um ein ausführliches, von einem einheit- 
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lichen Gedanken beherrſchtes politiſches Programm, wie es 
Graf Bülow im Abgeordnetenhauſe entwickelt hat. Wenn 
vorgeſchrieben wird, daß von einem beſtimmten Zeitpunft an 
nur Sendungen mit deutſchen Aufſchriften von der Poſt zur 
Beförderung angenommen werden, ſo wäre eine ſolche Maß— 
regel zunächſt nur eine Antwort auf die polniſchen Provo— 
kationen; ſie würde aber auch darüber hinaus zuſammen mit 
andern verwandten Maßregeln der Ausbreitung und Befeſti— 
gung deutſcher Kultur dienen und inſofern auf nationalem 
Gebiet gute Früchte tragen. 
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Verlagsbuchhandlung 


Die „Deutsche Yuristen-Zeitung“, die verbreitetste juris- 
tische Zeitschrift, ist nach Inhalt, Zweckund Charakter 


ein Fachblatt grossen Stiles. Als Centralorgan für 
den gesamten deutschen juristenstand ist sie im 
Vergleich zu den Fachzeitschriften eine Zeitung, 
im Vergleich zu den Tageszeitungen ein Fachblatt. 
Die „Deutsche Furisten-Zeifung‘ lässt keine irgendwie 
für den Juristenstand wichtige oder interessante 
Frage unerörtert; sie beschäftigt sich mit allen 
juristischen Tagesfragen, Gesetzesvorlagen und 
den Entscheidungen, sowie sämtlichen Materien 
aus dem Gesamtgebiete der Rechtswissenschaft, 
des Verwaltungsrechts und der angrenzenden Dis- 
ziplinen. Die Wahrung der juristischen Standes- 
Interessen erachtet sie als ihre vornehmste Aufgabe. 
Die „Deutsche Yuristen-Zeifung‘ bietet somit, unter- 
stützt durch die Mitarbeit der hervorragendsten 
Vertreter dieser Kreise, einen Ueberblick über 
die fortschreitende Entwicklung dieser Materien. 
Die Reichhaltigkeit des Inhalts giebt jedem Juristen, 
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Verwaltungsbeamten, wie Allen, die sich für die 
Rechtspflege interessieren, auch bei beschränktester 
Zeit Gelegenheit, sich mit allem vertraut zu halten, 
was die Rechtswelt bewegt, und befruchtende An- 
regung auch in dem zu erhalten, was sie in. 
ihrem engeren Berufe nicht erreicht. 

Die „Deutsche Jurisfen-Zeifung“ schenkt jeder An- 
sicht willig Gehör. Durchaus objektiv, will sie 
durch Kritik und Gegenkritik aufklärend wirken: 
zur Förderung der Wissenschaft, Gesetzgebung 
und Rechtsprechung. 

Die „Deutsche Jurisfen-Zeitung“ enthält in jeder 


Nummer mehrere grosse Aufsätze über Fragen 
von grundlegender Bedeutung. 

Die „Deutsche Juristen-Zelfung“ giebt in ihrem um- 
fangreichen „Sprechsaal“ Gelegenheit, kleinere, 
meist aus der Praxis geschöpfte, für die Praxis 
wichtige Zweifelsfragen zu erörtern und diese zur 
Klärung zu bringen. 

Die „Deutsche Juristen-Zeitung“ berichtet in der 
„Juristischen Rundschau“ jeder Nummer aus der 
Feder Staubs über die wichtigsten Vorgänge der 
jüngsten Zeit. 

Die „Deutsche Jurlsten-Zeitung“ giebt in den Rub- 
riken „Vermischtes“, „Vereine und Gesellschaften“, 
„Neue Gesetze, Verordnungen u. dergl.“, „Litteratur- 
übersicht über neue Werke und den Inhalt der 
wichtigsten Fachzeitschriften« Gelegenheit, sich 
über alle Einzelheiten zu unterrichten. 

Die „Deutsche Juristen-Zeitung“ bringt in der 
jeder Nummer beigefügten besonderen Beilage 
„Spruchpraxis“ eingehende Auszüge aus jüngst 
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ergangenen Entscheidungen der höchsten Gerichts- 
und Verwaltungsgerichtshöfe des Reichs und der 
Einzelstaaten, sowie auch der niederen Instanzen, 
und wichtige ausländische Urteile unter Angabe des 
Thatbestandes und der Gründe, von Mitgliedern 
der einzelnen Gerichtshöfe selbst bearbeitet. 


Die „Deutsche Yuristen-Zeifung“ hat seit dem 1. Januar 
1902 abermals eine Erweiterung erfahren, indem 
sie in einer zweiten besonderen Beilage, „Litteratur- 
beilage“, kritische Beurteilungen über die neuesten 
litterarischen Erscheinungen veröffentlicht und in 
jeder Nummer in der Rubrik: Neue Rechtsgrund- 
sätze des Reichsgerichts in Civilsachen«, 
über wichtige neu ergangene Urteile berichtet. 

Die „Deutsche Yuristen-Zeifung“, begründet am 
1. Januar 1896, erscheint am 1. und 15. jeden 


Monats. Abonnements zu 3,50 Mk. vierteljährlich 


Bücher- Zettel. 


ey. 


Unterzeichneter bestellt hiermit aus dem 


2 
m 
— 
> 
© 
2 
— 
g 
& 
g 
2 
2 
-] 
8 
© 
8 
> 
o 
80 
= 
5 
> 


E 
E 
> 
= 
= 
= 
= 
= 
© 
wm 
` 
= 
© 
= 
an 
2 
— 
= 
= 
© 
= 
© 
2 
= 
= 
© 
= 


See Deutsche Juristen-Zeitung. S222 


(M. 14 jährlich): durch alle Buchhandlungen, Post- 
anstalten,sowiedirekt bei der Expedition. Auchältere 
Quartale zu M. 3,50, frühere Jahrgänge eleg. ge- 
bunden a M. 16, einzelne Nummern à 70 Pfg. 
stehen, soweit die Vorräte reichen, zur Verfügung, 
desgl. Einbanddecken für jeden Jahrgang M. 1,20, 
Sammelkasten zur Aufbewahrung der einzelnen 
Nummern, für viele Jahre benutzbar, M. 3,50. 


Die „Deutsche Jurisfen-Zeitung“ versendet Probe- 


2 
< 
© 
= 
— 
= 
9 
5 
— 
5 
2 
8 
— 
3 
0 
2 
2 
9 
= 
t 


c 
55 
nn 
= 
R 
3 
T 
— 
=, 
T 
E 
— 
> 


bestellung. 
——Deutsehe Juristen-Zeilung -- 


nummern und Prospekte gratis und franko und 
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Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 


Anarchismus und Strafrecht. 
Von 
Dr. Hermann Seuffert, 
Geh. Juſtizrat und o. 6. Profeſſor der Rechte in Bonn. 


1899. M. 4.50. 


Strafrecht und Politik. 
Kriminalpolitifche Gedanken eines alten Richters. 
Von Juſtus Clemens. 

1898. M. 1.60. 

Freiheit und ſoziale Pflichten. 
Von Profeſſor Dr. Adolf Prins, Brüſſel. 

Autoriſierte deutſche Ausgabe von E 
Stadtrat Dr. jur. E. Münſterberg. 


1897. M. 2.75. 


Sozialariſtokratiſche Ideen. 
Von Karl Freiherrn von Manteuffel. 
1896. M. 1.— 


Volksbibliothek und Volksleſehalle 
eine kommunale Veranſtaltung! 


Dr. P. F. Aſchrott, Landgerichtsrat in Berlin. 
1896. M. 1.— 


Die Gelchichte des Berliner Pereins 
zur Belferung der Strafgefangenen 
1827—1900, 

Ein Beitrag zur Geſchichte des preußischen Gefängnis- 
weſens und des Fürſorgeweſens für entlaſſene Gefangene 
von Gerichtsaſſeſſor Dr. Ernſt Roſenfeld, 
Schriftführer d. Vereins u. d. Zentralſtelle f. d. Gefangenen-Fürſorgeweſen d. Prov. Brandenburg. 
1901. M. 2.50. 


Das zu Gunſten des Vereins erſchienene Werk enthält u. a. eine 
genaue Beſchreibung der Organiſation und Tätigkeit der Arbeitsnach— 
weiſebüreaux für entlaſſene Strafgefangene. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen ſowie direkt vom Verlage. 


Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 


Die Armenpflege. 
Einführung in die praktifhe VPflegetätigkeit. 
Von Stadtrat Dr. E. Müunſterberg, 


Vorſitzendem der Armendirektion der Stadt Berlin. 
1897. Geb. M. 3. — 


Die fosinle Tage der arbeitenden Klassen in Berlin. — 


Von Dr. Hirfchberg, 


Leiter des Statiſtiſchen Amts in Charlottenburg. 
1897. Mit mehreren graphiſchen Darſtellungen. M. 5.50. 


Das Buch enthält eine auf genauem ſtatiſtiſchen Material fußende 
Darſtellung der ſozialen Lage der arbeitenden Klaſſen in Berlin unter 
Vergleichung mit anderen Städten. 


Geſellſchaft und Einzelweſen. 
»Eine methodologiſche Studie von 


Dr. Th. Kiſtiakowski. 
1899. M. 4.— 


Die Geſchäftsführung des Gemeindewaiſenrats 

nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch und den daneben in Preußen 

geltenden Geſetzen. i 

Bearbeitet von Amtsrichter Dr. A. Fuhrmann. 
1899. Kart. M. 1.20. 


Die Preußiſche Geſindeordnung 
vom 8. November 1810 
nebſt ihren reichs- und landesgeſetzlichen Ergänzungen und 
einem Anhange: 
Das polizeiliche Verfahren in Geündeſachen. Pie 
Auf Grundlage des BGB. und der Nebengefege zum Hand⸗ 


gebrauche für Juriſten, Verwaltungs- und Polizeibear : 
erläutert von 


Dr. jur. A. Nuſfbaum. 
1900. Kart. M. 2.20. ae 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen ſowie direkt vom Verl 


Druck von C. G. Naumann in Leipzig. 


